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Zur Rückkehrpolitik gehören einerseits die aufenthalts-
rechtlichen Regelungen, die eine Rückkehrpflicht begrün-
den, und andererseits die Regelungen und Maßnahmen der 
Abschiebung und der freiwilligen Rückkehr. Dabei hat die 
selbstständige bzw. freiwillige Ausreise Vorrang vor der Ab-
schiebung. Die Rückkehrpolitik in Deutschland wird zum 
einen von Vorschriften der Europäischen Union wie der 
Rückführungsrichtlinie (Richtlinie 2008/115/EG) beein-
flusst. Zum anderen ist die Aufenthaltsbeendigung von der 
föderalen Struktur in Deutschland geprägt, da die Bundes-
länder und ihre Ausländerbehörden für die konkrete Durch-
führung von Abschiebungen und von freiwilliger Rückkehr 
verantwortlich sind.
Die Rückführungsrichtlinie der Europäischen Union
Die Rückführungsrichtlinie bildet das Kernstück der euro-
päischen Rückkehrpolitik. Sie regelt den Vorrang der freiwil-
ligen Rückkehr vor der zwangsweisen Rückführung und ver-
pflichtet die Mitgliedstaaten, gegen alle irregulär aufhältigen 
Personen eine Rückkehrentscheidung zu erlassen. Die Richt-
linie wurde in Deutschland 2011 umgesetzt. Zu den wich-
tigsten Änderungen im Aufenthaltsrecht durch die Umset-
zung gehörten die Festlegung einer Ausreisefrist zwischen 
sieben und 30 Tagen, Garantiepflichten für die Rückführung 
von unbegleiteten Minderjährigen sowie die Einführung 
einer Höchstfrist von fünf Jahren für ein Wiedereinreisever-
bot. Weitere wichtige Änderungen ergaben sich erst später 
durch Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs und 
des Bundesgerichtshofs. Sie betrafen die Beantragung von 
Abschiebungshaft wegen des Verdachts einer Fluchtgefahr, 
die Unterbringung von Abschiebungshäftlingen in speziel-
len Abschiebungshafteinrichtungen und die Befristung von 
Wiedereinreiseverboten durch die zuständigen Behörden.
Im März 2017 veröffentlichte die Europäische Kommission 
eine Empfehlung zur Anwendung der Rückführungsricht-
linie und weiterer EU-Rechtsvorschriften. Sie empfiehlt den 
Mitgliedstaaten, die Spielräume der Rückführungsrichtlinie 
in wesentlichen Punkten so zu nutzen, dass nur noch die 
Minimalstandards garantiert werden, etwa bei der Länge 
der Frist zur freiwilligen Ausreise oder der Maximaldauer 
von Abschiebungshaft.
Rückkehrentscheidung
In der Rückkehrentscheidung wird der irreguläre Aufenthalt 
einer Person festgestellt und sie wird zur Ausreise aufgefor-
dert. Die Rückkehrentscheidung wird in Deutschland in den 
meisten Fällen als Abschiebungsandrohung gegen Personen 
erlassen, die über kein Aufenthaltsrecht mehr verfügen. In 
bestimmten Fällen, z. B. bei Unmöglichkeit der Ausreise oder 
auf Empfehlung einer Härtefallkommission, kann ausrei-
sepflichtigen Personen ein legaler Aufenthalt ermöglicht 
werden. Dies liegt meist im Ermessen der zuständigen Be-
hörden. Zahlenmäßig bedeutender ist die Erteilung einer 
Duldung an Personen, deren Abschiebung aus tatsächlichen 
oder rechtlichen Gründen unmöglich ist. Sie ist jedoch kein 
Aufenthaltstitel, sondern lediglich die Bescheinigung über 
die Aussetzung der Abschiebung.
Durchsetzung der Ausreisepflicht
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) bzw. 
die Ausländerbehörden gewähren zunächst eine Frist zur 
selbstständigen Ausreise. Während dieser Frist dürfen die 
Ausländerbehörden den ausreisepflichtigen Personen be-
stimmte Pflichten auferlegen, um die Ausreise zu sichern, 
etwa die Beschränkung des Aufenthalts auf ein bestimm-
tes Gebiet oder die Abgabe von Reisedokumenten. Als letz-
tes Mittel kann zur Sicherung der Abschiebung Abschie-
bungshaft angeordnet werden, wenn den Behörden keine 
milderen, ebenso wirksamen Mittel zur Verfügung stehen 
und die Abschiebung voraussichtlich innerhalb der nächs-
ten drei Monate stattfinden wird. Für die Organisation von 
Abschiebungen sind die Bundesländer verantwortlich. Die 
Bundespolizei übernimmt jedoch für einige Zielstaaten die 
Beschaffung von Passersatzpapieren und führt auch selbst 
Abschiebungen für die Bundesländer durch. Im Zentrum 
zur Unterstützung der Rückkehr (ZUR), das im März 2017 
gegründet wurde, sollen Abschiebungen in Zukunft ver-
mehrt zentral bzw. bundesländerübergreifend organisiert 
werden und auch im Bereich der freiwilligen Rückkehr soll 
eine vertiefte Koordinierung stattfinden.
Rechtsmittel
Die betroffenen Personen können sowohl gegen die Ab-
schiebungsandrohung als auch gegen die zugrundelie-
gende Entscheidung (z. B. die Ablehnung eines Asylantra-
ges) Rechtsmittel einlegen. Klagen gegen einen ablehnenden 
Asylbescheid haben dabei in den meisten Fällen aufschie-
bende Wirkung, es sei denn, der Antrag wurde als offen-
sichtlich unbegründet abgelehnt. Klagen gegen Abschie-
bungsandrohungen aus anderen Gründen (etwa weil ein 
Aufenthaltstitel abgelaufen ist) haben in den meisten Bun-
desländern keine aufschiebende Wirkung. 
6 Zusammenfassung
Schutzbedürftige Personen und gesundheitliche Aspekte
Das Aufenthaltsgesetz sieht entsprechend den Bestimmun-
gen der Rückführungsrichtlinie Garantien für die Abschie-
bung von unbegleiteten Minderjährigen vor; gleichzeitig 
gelten strengere Vorschriften für die Anordnung von Ab-
schiebungshaft bei schutzbedürftigen Personen. Unbeglei-
tete Minderjährige werden dabei derzeit in keinem Bundes-
land abgeschoben oder inhaftiert.
Die gesetzlichen Vorgaben zu medizinischen Abschiebungs-
hindernissen wurden 2016 geändert. Grundsätzlich führt 
nur eine lebensbedrohliche oder schwerwiegende Erkran-
kung, die sich durch die Abschiebung wesentlich verschlech-
tern würde, zu einem Abschiebungsverbot. 
Wiedereinreiseverbot
Gegen abgeschobene, zurückgeschobene und ausgewiesene 
Personen wird ein Wiedereinreiseverbot verhängt. Durch 
die Umsetzung der Rückführungsrichtlinie wurde die Be-
grenzung des Einreiseverbotes auf maximal fünf Jahre ein-
geführt, die von Amts wegen erfolgen muss. Zuvor wur-
den Einreiseverbote nur auf Antrag befristet. Die genaue 
Fristlänge wird jedoch im Einzelfall und nach Ermessen 
entschieden.
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Das Europäische Migrationsnetzwerk (EMN) wurde im Jahr 
2003 von der Europäischen Kommission im Auftrag des Eu-
ropäischen Rates eingerichtet, um dem Bedarf eines regel-
mäßigen Austausches von verlässlichen Informationen im 
Migrations- und Asylbereich auf europäischer Ebene nach-
zukommen. Seit 2008 bildet die Ratsentscheidung 2008/381/
EG die Rechtsgrundlage des EMN, und es wurden Natio-
nale Kontaktstellen in den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union (mit Ausnahme Dänemarks, welches Beobachtersta-
tus hat) und in Norwegen geschaffen. 
Aufgabe des EMN ist es, die Organe der Europäischen Union, 
nationale Institutionen und Behörden sowie die Öffentlich-
keit mit aktuellen, objektiven, verlässlichen und vergleichba-
ren Informationen über Migration und Asyl im Hinblick auf 
eine Unterstützung der Politik in diesem Bereich zu versor-
gen. Die deutsche Nationale Kontaktstelle ist beim Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge in Nürnberg angesiedelt. 
Zu den Hauptaufgaben der Nationalen Kontaktstelle gehört 
die Umsetzung des jährlichen EMN-Arbeitsprogramms. Dies 
umfasst die Erstellung des jährlichen Politikberichts „Mi-
gration, Integration, Asyl“, die Erarbeitung von bis zu vier 
themenspezifischen Studien, die Beantwortung von an das 
Netzwerk gestellten Ad-hoc-Anfragen sowie die Informati-
onsvermittlung in unterschiedlichen Foren, z. B. durch die 
Organisation von eigenen Tagungen und die Teilnahme an 
Tagungen im In- und Ausland. Darüber hinaus richten die 
Nationalen Kontaktstellen jeweils nationale Netzwerke aus 
Organisationen, Institutionen und Einzelpersonen ein, die 
im Bereich Migration und Asyl tätig sind.
Im Rahmen des EMN wird in der Regel keine Primärfor-
schung betrieben, sondern es werden bereits vorhandene 
Daten und Informationen aufbereitet und analysiert; nur 
bei Bedarf werden diese durch eigenständige Erhebung von 
Daten und Informationen ergänzt. EMN-Studien werden 
nach einheitlichen Spezifikationen erstellt, um innerhalb 
der Europäischen Union und Norwegens vergleichbare Er-
gebnisse zu erzielen. Um auch begriffliche Vergleichbarkeit 
zu gewährleisten, wurde ein Glossar erstellt, das über die 
nationalen und internationalen EMN-Webseiten zugäng-
lich ist.
Nach der Fertigstellung der nationalen Berichte wird ein 
Synthesebericht erstellt, der die wichtigsten Ergebnisse der 
einzelnen nationalen Berichte zusammenfasst und so einen 
europäischen Überblick erlaubt. Dazu kommen themenspe-
zifische Informationsblätter (EMN-Informs), die knapp und 
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präzise ausgewählte Themen präsentieren. Das EMN-Bulle-
tin liefert vierteljährlich Informationen über die aktuellen 
Entwicklungen in der EU und ihren Mitgliedstaaten. Mit 
dem Arbeitsprogramm 2014 wurde des Weiteren die Ar-
beitsgruppe Return Expert Group (REG) eingerichtet. Diese 
beschäftigt sich mit Aspekten der freiwilligen Rückkehr, der 
Reintegration und der zwangsweisen Rückführung.
Alle EMN-Publikationen sind auf der Webseite der Gene-
raldirektion Migration und Inneres der Europäischen Kom-
mission verfügbar. Die nationalen Studien der deutschen 
Nationalen Kontaktstelle sowie die Syntheseberichte, In-
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Rückkehr steht immer wieder im Zentrum der migrati-
onspolitischen Debatte. In Folge der hohen Zuzugszahlen 
von Schutzsuchenden in den Jahren 2015 und 2016, durch 
die auch die Zahl der abgelehnten Asylanträge stieg, ist die 
Rückkehr von Personen ohne Aufenthaltsrecht zur politi-
schen Priorität und zu einem kontrovers diskutierten Thema 
geworden. Sowohl die Bundesregierung als auch die Euro-
päische Union (EU) haben seit 2015 verstärkt Initiativen in 
der Rückkehrpolitik ergriffen. Dabei zielt die EU-Kommis-
sion (KOM) darauf ab, die „effektive Rückkehr-Rate“, also 
den Anteil der tatsächlich zurückgekehrten Personen an 
allen Ausreisepflichtigen, zu steigern (KOM 2017a: 2). Die 
deutsche Bundesregierung behandelt die Rückkehr derje-
nigen, deren Asylantrag in Deutschland abgelehnt wurde, 
als Priorität. Zusätzlich fokussiert sich die Debatte auch auf 
ausreisepflichtige Straftäterinnen und Straftäter und Perso-
nen, die Straftaten planen.
1.2 Gegenstand und Ziel der Studie
Die rechtlichen Vorgaben zur freiwilligen1 bzw. selbstständi-
gen Rückkehr und zur Abschiebung sind von europäischen 
Vorgaben, vor allem von der EU-Rückführungsrichtlinie 
(RL 2008/115/EG2 (RFRL)) geprägt. Die vorliegende Studie 
untersucht Aspekte der deutschen Rückkehrpolitik und 
setzt diese in den Kontext europarechtlicher Vorschriften. 
Dabei orientiert sie sich gemäß der Studienspezifikationen 
des EMN an den zentralen Vorschriften der EU-Rückfüh-
rungsrichtlinie sowie an der Empfehlung der EU-Kommis-
sion zur Rückkehrpolitik (vgl. Kap. 2.2.1). Ziel der Studie ist 
es zu dokumentieren, inwieweit die Richtlinie die rechtli-
chen Vorgaben in Deutschland verändert hat, und inwiefern 
1 Der Begriff der „freiwilligen Rückkehr“ wird häufig mit der 
Begründung kritisiert, dass ausreisepflichtige Personen meist 
keine legale Alternative zur Ausreise haben und ihre Rückkehr 
somit streng genommen nicht freiwillig erfolgt (SVR 2017: 7). 
Aus staatlicher Perspektive ist die Rückkehr „freiwillig“, da hier-
zu keine staatlichen Zwangsmittel eingesetzt werden und den 
Betroffenen eine Ausreisefrist gesetzt wird, anstatt die Ausrei-
sepflicht sofort zu vollstrecken (SVR 2017: 7). Da der Begriff 
der freiwilligen Rückkehr sich in der aufenthaltsrechtlichen 
Diskussion, sofern es um Ausreisepflichtige geht, als Gegenstück 
zur zwangsweisen Rückführung (Abschiebung) etabliert hat, 
wird er so auch in der vorliegenden Studie verwendet. 
2 Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 16. Dezember 2008 über gemeinsame Normen und 
Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal auf-
hältiger Drittstaatsangehöriger.
die einzelnen Empfehlungen der EU-Kommission sich mit 
der Situation in Deutschland überschneiden oder davon ab-
weichen. Kapitel 2 gibt einen Überblick über die Rückfüh-
rungsrichtlinie und ihre Umsetzung in Deutschland sowie 
über politische Entwicklungen und Diskussionen in den 
letzten Jahren. Kapitel 3 behandelt die sogenannte Rück-
kehrentscheidung, also die behördliche Maßnahme oder 
Entscheidung, mit der die Pflicht zur Ausreise festgestellt 
oder auferlegt wird (Art. 3 Nr. 4 RFRL). Die folgenden Ka-
pitel behandeln die Frist zur freiwilligen Ausreise (Kapitel 
4), die Problematik des Untertauchens von Ausreisepflich-
tigen bzw. die Fluchtgefahr, die auch ein Haftgrund für die 
Abschiebungshaft ist (Kapitel 5), die Durchsetzung von Ab-
schiebungen inklusive des rechtlichen Rahmens der Ab-
schiebungshaft (Kapitel 6), die Rechtsmittel, die gegen die 
Rückkehrentscheidung und die Abschiebung eingelegt wer-
den können (Kapitel 7), die Rückkehr von Minderjährigen 
und anderen schutzbedürftigen Personen (Kapitel 8) sowie 
das Wiedereinreiseverbot nach einer Rückführung (Kapi-
tel 9).
1.3 Verwendete Quellen und Begriffe
Da die Studie in erster Linie rechtliche Vorgaben dokumen-
tiert, wurden als Quellen vor allem die einschlägigen Ge-
setzestexte und die dazugehörige Literatur herangezogen. 
Um die Diskussion um einzelne Maßnahmen zu beleuch-
ten, wurde in erster Linie auf Bundestagsdrucksachen und 
Presseartikel zurückgegriffen. Die Studie basiert zum über-
wiegenden Teil auf öffentlich zugänglichen Quellen, für 
einzelne Teile wurden jedoch auch Zulieferungen aus dem 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF), der Bun-
despolizei (BPOL), der Internationalen Organisation für Mi-
gration (IOM) sowie dem Gemeinsamen Zentrum zur Un-
terstützung der Rückkehr (ZUR) angefragt. Daneben wurden 
auch Berichte und Stellungnahmen von Nichtregierungsor-
ganisationen und anderen zivilgesellschaftlichen Akteuren 
herangezogen.3
Die in dieser Studie verwendete Terminologie orientiert sich 
weitgehend am Glossar des EMN (EMN/KOM 2014). Begriffe, 
die speziell die Rechtslage in Deutschland betreffen, werden 
innerhalb des Textes bzw. in Fußnoten erläutert (siehe z. B. 
die Infobox in Kap. 2.3).
3 Ich bedanke mich bei Philipp Dieterich und Jonathan Herbst 
für ihre Unterstützung im Rahmen ihres Praktikums im For-
schungszentrum des BAMF.
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2.1 Die EU-Rückführungsrichtlinie und 
ihre Umsetzung in Deutschland
2.1.1 Wesentliche Bestimmungen der Richtlinie
Die EU-Rückführungsrichtlinie ist das Kernstück der euro-
päischen Rückkehrpolitik. Die Richtlinie wurde 2008 nach 
mehrjährigen Verhandlungen vom Rat der EU und dem Eu-
ropäischen Parlament verabschiedet (Peers 2011: 563). Sie 
enthält gemeinsame Normen und Verfahren, die die Mit-
gliedstaaten bei der Rückführung „illegal aufhältiger“4 Dritt-
staatsangehöriger5 anwenden. Die Anwendung dieser Nor-
men muss dabei im Einklang stehen mit den Grundrechten 
und der Verpflichtung zum Schutz von Flüchtlingen und zur 
Achtung der Menschenrechte (Art. 1 RFRL). Die Frist zur na-
tionalen Umsetzung der Richtlinie endete am 24. Dezember 
2010, für einzelne Bestimmungen zur Rechtsberatung und 
-vertretung am 24. Dezember 2011 (Art. 20 Abs. 1 RFRL).
Zu den wesentlichen Inhalten der Richtlinie gehört die Ver-
pflichtung der Mitgliedstaaten, gegen alle irregulär aufhäl-
tigen Drittstaatsangehörigen eine Rückkehrentscheidung 
zu erlassen, die diese verpflichtet, den jeweiligen Mitglied-
staat zu verlassen (Art. 6 RFRL). Zudem müssen Maßnah-
men getroffen werden, um die Rückkehrentscheidung auch 
durchzusetzen (Art. 8 RFRL). Dabei hat die freiwillige Aus-
reise Vorrang vor der (zwangsweisen) Rückführung. Des-
halb muss in der Regel zunächst eine Frist zwischen sieben 
und 30 Tagen für die selbstständige Ausreise gewährt wer-
den (Art. 7 RFRL). Trotz der Verpflichtung zur Durchset-
zung haben die Mitgliedstaaten jederzeit die Möglichkeit, 
den betroffenen Personen einen Aufenthaltstitel zu erteilen 
4 “Illegal aufhältig“ sind nach der Definition der Richtlinie Dritt-
staatsangehörige (also nicht EU-Bürgerinnen bzw. EU-Bürger), 
die nicht oder nicht mehr die Voraussetzungen für die Einreise 
in einen Mitgliedstaat oder für den Aufenthalt dort erfüllen 
(Art. 3 Nr. 2 RFRL).
5 Drittstaatsangehöriger“ bezeichnet laut Art. 2 des Schengener 
Grenzkodex jede Person, die nicht Unionsbürger im Sinne des 
Art. 17 Abs. 1 des Vertrags ist und die nicht unter Artikel 2 Nr. 5 
zu den „Personen zählt, die das Gemeinschaftsrecht auf freien 
Personenverkehr genießen“ (VO (EG) Nr. 562/2006). Bürgerin-
nen und Bürger von Island, Norwegen, Liechtenstein und der 
Schweiz gelten nach dieser Definition und in dieser Studie nicht 
als Drittstaatsangehörige (vgl. auch EMN/KOM 2014: 283).
und dementsprechend keine Rückkehrentscheidung zu er-
lassen, sie auszusetzen oder zurückzunehmen (Art. 6 Abs. 4 
RFRL). Die Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten, in der 
Anwendung der Richtlinie das Kindeswohl, die familiären 
Bindungen und den Gesundheitszustand der betroffenen 
Personen und den Grundsatz der Nicht-Zurückweisung (non 
refoulement) zu berücksichtigen (Art. 5 RFRL). Daneben ent-
hält die Rückführungsrichtlinie Regeln zur Inhaftierung 
von Personen zur Vorbereitung der Rückführung (Art. 15ff. 
RFRL), zu Verfahrensgarantien und Rechtsbehelfen sowohl 
gegen die Rückkehrentscheidung als auch gegen die Inhaf-
tierung (Art. 12ff. RFRL) und zur Verhängung von Wieder-
einreiseverboten (Art. 11 RFRL). 
Obwohl die Rückführungsrichtlinie die Vergemeinschaftung 
der Rückkehrpolitik in der EU zum Ziel hat (Hailbronner 
2017: 36), setzt sie in vielen Bereichen lediglich Mindeststan-
dards oder gibt den Mitgliedstaaten weiten Spielraum, wie 
sie bestimmte Vorgaben anwenden (Augustin 2016: 138). Sie 
regelt explizit, dass die Mitgliedstaaten günstigere Bestim-
mungen erlassen können, sofern diese mit den Vorschrif-
ten der Richtlinie in Einklang stehen (Art. 4 Abs. 3 RFRL).
Zum Zeitpunkt ihrer Verabschiedung wurde die Richtlinie 
von einzelnen Juristinnen und Juristen sowie zivilgesell-
schaftlichen Organisationen und dem Hohen Flüchtlings-
kommissar der Vereinten Nationen (UNHCR) teils stark 
kritisiert (Peers 2011: 575, vgl. auch ECRE 2009). Die wesent-
lichen Kritikpunkte waren, dass die Richtlinie eine Inhaf-
tierung für bis zu 18 Monate und die Einführung eines EU-
weit gültigen Wiedereinreiseverbotes von bis zu fünf Jahren 
vorsieht (Cherti/Szilard 2013: 4). Der UNHCR sah darüber 
hinaus die Garantien und Rechte für unbegleitete Minder-
jährige und Schutzbedürftige als unzureichend an (UNHCR 
2008). Eine spätere Evaluation der Anwendung der Richtli-
nie stellte jedoch auch fest, dass die Umsetzung der Richtli-
nie in einigen Mitgliedstaaten zu höheren Schutzstandards 
führte (KOM 2013).6 
6 So war z. B. in einigen Mitgliedstaaten vor der Umsetzung keine 
Höchstdauer von Abschiebungshaft festgelegt oder eine Frist 
zur freiwilligen Ausreise wurde nicht gewährt.
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2.1.2 Umsetzung der Rückführungsrichtlinie in 
Deutschland
Die Mitgliedstaaten waren verpflichtet, die Rückführungs-
richtlinie bis zum 24.  Dezember 2010 umzusetzen. Am 
16. Dezember 2010 veröffentlichte das Bundesministerium 
des Innern (BMI) Anwendungshinweise für die Direktan-
wendung der Richtlinie ab dem 24. Dezember 2010 (Schnei-
der 2012: 73). In das deutsche Recht umgesetzt wurde die 
Richtlinie mit dem ‚Gesetz zur Umsetzung aufenthaltsrecht-
licher Richtlinien der Europäischen Union und zur Anpas-
sung nationaler Rechtsvorschriften an den EU-Visakodex‘ 
vom 22. November 2011. 7
Ausschluss bestimmter Personengruppen vom Anwendungs-
bereich der Rückführungsrichtlinie
Grundsätzlich findet die Rückführungsrichtlinie auf alle 
Drittstaatsangehörigen Anwendung, die sich irregulär in 
einem Mitgliedstaat aufhalten (Art. 2 Abs. 1 RFRL). Dies sind 
zunächst alle Personen, die nicht oder nicht mehr die Ein-
reise- oder Aufenthaltsbestimmungen dieses Staates erfül-
len. Die Mitgliedstaaten können aber beschließen, dass die 
Rückführungsrichtlinie auf bestimmte Personen keine An-
wendung findet. Hierzu gehören Personen, die bei einem 
unerlaubten Grenzübertritt an einer Schengen-Außen-
grenze aufgegriffen oder abgefangen werden oder einer 
Einreiseverweigerung (Art.  13 Schengener Grenzkodex) 
unterliegen und deren Aufenthalt nicht anschließend legal 
oder gestattet wird (z. B. durch das Stellen eines Asylantrags; 
Art. 2 Buchstabe a RFRL). Ferner ist die Nichtanwendung der 
Richtlinie auf Personen erlaubt, die aufgrund oder infolge 
einer strafrechtlichen Sanktion ausreisepflichtig sind oder 
gegen die ein Auslieferungsverfahren anhängig ist (Art. 2 
Buchstabe b RFRL).
Deutschland hat von der Möglichkeit der Nichtanwendung 
im ersten Fall Gebrauch gemacht: Hier greifen die Regeln der 
Zurückschiebung (§ 57 AufenthG) und der Zurückweisung 
an der Grenze (§ 15 AufenthG; vgl. Kap. 2.3); die Vorschrif-
ten der Rückführungsrichtlinie sind daher in diesen Fäl-
len nicht anwendbar (Hailbronner 2017: 359; Hörich 2015: 
62). In Fällen, in denen die sogenannte Dublin-Verordnung 
(VO (EU) 604/2013)8 greift, findet die Rückführungsrichtli-
nie ebenfalls keine Anwendung (Hörich 2015: 67).9 Im Fall 
7 BGBl. Teil I Nr. 59, S. 2258.
8 (VO (EU) 604/2013) des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren 
zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines 
von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem 
Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zu-
ständig ist (Neufassung).
9 Hier finden die Bestimmungen der VO (EU) 604/2013 An-
wendung. Die Überstellung einer Person im Rahmen dieser 
Verordnung erfolgt jedoch im deutschen Recht nach den hier 
beschriebenen Regelungen zur Aufenthaltsbeendigung (§ 58 
von strafrechtlichen Sanktionen hat Deutschland die An-
wendung der Richtlinie nicht vollständig ausgeschlossen, 
die Gesetzesbegründung für das Richtlinienumsetzungsge-
setz bezieht sich jedoch auf diese Möglichkeit im Rahmen 
einzelner Vorschriften (Deutscher Bundestag 2011: 21; 24).10 
Gesetz zur Umsetzung der Rückführungsrichtlinie
Durch die Umsetzung wurde das deutsche Recht der Aufent-
haltsbeendigung nicht grundlegend geändert, jedoch gab es 
in einigen Bereichen Änderungen. Diese betrafen: 
  die Pflicht, gegen alle ausreisepflichtigen Drittstaatsan-
gehörigen eine schriftliche Rückkehrentscheidung zu 
erlassen (vgl. Kap. 3),
  die Pflicht, eine Frist zur selbstständigen Ausreise zwi-
schen sieben bis 30 Tagen zu setzen. Vor der Umsetzung 
war weder die Fristlänge vorgeschrieben noch war die 
Gewährung einer Frist verpflichtend (vgl. Kap. 4),
  die gesetzliche Festlegung von Regelungen zu Haftbe-
dingungen in der Abschiebungshaft (§ 62 AufenthG, vgl. 
Kap. 6),
  die Verpflichtung für die zuständigen Behörden, sich 
vor der Abschiebung von unbegleiteten Minderjährigen 
zu vergewissern, dass diese im Zielstaat einem Famili-
enmitglied, einer sorgeberechtigten Person oder einer 
geeigneten Aufnahmeeinrichtung übergeben werden 
(vgl. Kap. 8.2),
  die Höchstfrist von fünf Jahren für ein Wiedereinreise-
verbot, wobei die Befristung zunächst nur auf Antrag 
erfolgte (vgl. Kap. 9).
ff. AufenthG) und damit indirekt auch nach den Vorgaben der 
RFRL, sofern nicht unmittelbar nach dem Grenzübertritt eine 
Zurückschiebung in den zuständigen Mitgliedstaat erfolgt (§ 57 
Abs. 2 AufenthG; Hörich 2015: 69). Überstellungen im Rahmen 
der Dublin-Verordnung sind nicht Gegenstand der vorliegenden 
Studie.
10 So in Bezug auf die Abschiebung aus der Haft gem. § 59 Abs. 5 
AufenthG (Hailbronner 2017: 373) und in Bezug auf die Länge 
des Einreise- und Aufenthaltsverbots, die gem. § 11 Abs. 3 Satz 
2 AufenthG im Falle einer strafrechtlichen Verurteilung fünf 
Jahre überschreiten darf. In beiden dieser Fälle sieht allerdings 
auch die RFRL selbst eine Ausnahme vor, wenn von der aus-
reisepflichtigen Person eine (schwerwiegende) Gefahr für die 
öffentliche Ordnung, die öffentliche Sicherheit oder die natio-
nale Sicherheit ausgeht (so Hörich 2015: 63). 
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Gesetzliche Änderungen nach dem Richtlinienumsetzungs-
gesetz
Auch in der Folge ergab sich eine Reihe von Rechtsände-
rungen, die auf die Rückführungsrichtlinie zurückzuführen 
sind. Sie wurden nach Urteilen des Europäischen Gerichts-
hofes (EuGH) und des Bundesgerichtshofes (BGH) notwen-
dig. Im Einzelnen waren dies:
  die Pflicht, Wiedereinreiseverbote von Amts wegen (und 
nicht wie zuvor nur auf Antrag) zu befristen (Urteil des 
EuGH vom 19. September 201311, vgl. Kap. 9),
  die Pflicht, Kriterien für die Annahme von Fluchtgefahr 
gesetzlich festzulegen. Das Vorliegen einer Fluchtgefahr 
ist einer der möglichen Gründe, Abschiebungshaft zu be-
antragen (Urteil des BGH vom 26. Juni 201412, vgl. Kap. 5),
  die Pflicht, Abschiebungshäftlinge in speziellen Haft-
einrichtungen unterzubringen, auch wenn im jeweili-
gen Bundesland keine solchen speziellen Einrichtungen 
vorhanden sind (Urteil des EuGH vom 17. Juli 201413, 
vgl. Kap. 6).
2.2 Entwicklungen und aktuelle politische 
Diskussion in der europäischen und 
deutschen Rückkehrpolitik seit 2015
2.2.1 Aktionspläne und Empfehlung der EU-Kom-
mission
Die EU-Kommission verabschiedete am 17. Mai 2015 die 
Europäische Migrationsagenda, die die wichtigsten mig-
rationspolitischen Ziele der EU sowie konkrete Maßnah-
men enthält. Am 9. September 2015 wurde zudem der EU-
Aktionsplan für die Rückkehr verabschiedet, der „konkrete 
Maßnahmen zur Verbesserung der Effizienz des Rückkehr-
systems der Europäischen Union“ enthält (KOM 2017a: 
2). Gemeinsam mit dem Aktionsplan veröffentlichte die 
Kommission ein Rückkehr-Handbuch, das die Behörden 
der Mitgliedstaaten bei der Durchführung von Abschiebun-
gen unterstützen soll. Der Aktionsplan sah sowohl die ver-
stärkte Förderung von freiwilliger Rückkehr vor als auch 
die konsequente Umsetzung der Rückführungsrichtlinie 
in den Mitgliedstaaten (z.  B. durch die Androhung von 
Vertragsverletzungsverfahren bei Nichtumsetzung) sowie 
eine Verbesserung des Informationsaustausches und der 
11 EuGH C-297/12.
12 BGH, Beschluss vom 26. Juni 2014 – V ZB 31/14. Das Urteil bezog 
sich im konkreten Fall auf die Durchführung von Haft im Rah-
men der Dublin-Verordnung, ist aber für die Abschiebungshaft 
nach den Vorgaben der RFRL ebenso relevant: Die Rückfüh-
rungsrichtlinie stellt dieselben Anforderungen an die Annahme 
des Vorliegens einer Fluchtgefahr wie die Dublin-Verordnung 
(Art. 3 Abs. 7 RFRL; Art. 2 Buchstabe n VO (EU) 604/2013).
13 EuGH C-473/13, EuGH C-514/13 und EuGH C-474/13.
Kooperation mit Herkunfts- und Transitstaaten (KOM 2015). 
Nach Angaben der Europäischen Kommission „wurden die 
meisten dieser Maßnahmen bereits eingeleitet oder umge-
setzt“ (KOM 2017a). Dennoch habe sich „die Rückkehrbilanz 
der Europäischen Union dadurch insgesamt kaum verän-
dert“, weshalb am 2. März 2017 ein erneuter Aktionsplan mit 
einer Reihe von Maßnahmen für die Rückkehr beschlossen 
wurde. Gleichzeitig verabschiedete die EU-Kommission eine 
Empfehlung an die Mitgliedstaaten, „um die Rückkehrver-
fahren bei der Umsetzung der EU-Rechtsvorschriften über 
die Rückkehr wirksamer zu gestalten“ (KOM 2017b: 1). Sie 
empfiehlt den Mitgliedstaaten, in wesentlichen Punkten die 
Spielräume der Rückführungsrichtlinie so zu nutzen, dass 
nur noch die Minimalstandards garantiert werden. Die Emp-
fehlungen betreffen unter anderem:
  den Ausschluss gewisser Personengruppen vom Anwen-
dungsbereich der Richtlinie (vgl. Kap. 2.1.2),
  den Erlass von Rückkehrentscheidungen (vgl. Kap. 3.1),
  die Frist zur freiwilligen Ausreise (vgl. Kap. 4.1),
  die Feststellung von Fluchtgefahr (vgl. Kap. 5.1),
  Sanktionen gegen ausreisepflichtige Personen (vgl. 
Kap. 6.2.1),
  die Durchführung von Abschiebungshaft (vgl. Kap. 6.3.1),
  die Rückführung von Minderjährigen (vgl. Kap. 8.2.1),
  Abschiebungshindernisse aus gesundheitlichen Grün-
den (vgl. Kap. 8.4.1).
Die Empfehlung der EU-Kommission wird vor allem von 
zivilgesellschaftlicher Seite kritisiert. 90 Nichtregierungs-
organisationen veröffentlichten am 3. März 2017 eine Stel-
lungnahme, in der es heißt, die Interpretation der Richtlinie 
durch die Kommission schwäche die menschenrechtlichen 
Standards im Rückkehrprozess und motiviere die Mitglied-
staaten dazu, ihre Standards zu senken. Besonders kritisch 
werden die Empfehlungen zur Ausweitung von Abschie-
bungshaft gesehen (ECRE 2017). 
Die einzelnen Empfehlungen werden in den jeweiligen 
Kapiteln dieser Studie berücksichtigt, um die Situation in 
Deutschland in den aktuellen europapolitischen Kontext 
einzuordnen. Die Studie stellt jedoch keine Analyse der Um-
setzung oder Anwendung der Empfehlungen dar.
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2.2.2 Gesetzesänderungen und rückkehrpolitische 
Maßnahmen in Deutschland
Die migrationspolitische Debatte der letzten Jahre war vor 
allem durch die gestiegene Zahl an Schutzsuchenden im 
Jahr 2015 geprägt (EMN/BAMF 2016a). 2015 und 2016 wur-
den mehrere Reformen des Asylrechts durchgeführt, die sich 
auch auf die Rückkehr auswirkten.14 Insbesondere seit dem 
Jahr 2016 wurde die Rückkehr eine Priorität der deutschen 
Migrationspolitik und ein wichtiges Thema in der migrati-
onspolitischen Diskussion (vgl. EMN/BAMF 2017: 21; Deut-
scher Bundestag 2017). Die wichtigsten gesetzlichen Ände-
rungen in Bezug auf Rückkehr waren hierbei:
  die Schaffung des Ausreisegewahrsams mit dem ‚Gesetz 
zur Neubestimmung des Bleiberechts und der Aufent-
haltsbeendigung‘ das am 01.08.2015 in Kraft trat (vgl. 
Kap. 6.3.2),
  das Verbot der vorherigen Ankündigung von Abschie-
bungen (§ 59 Abs. 1 Satz 8 AufenthG) durch das Asyl-
verfahrensbeschleunigungsgesetz (Asylpaket I) das am 
21. Oktober 2015 in Kraft trat,
  die Einführung der Rechtsgrundlage für sogenannte be-
sondere Aufnahmeeinrichtungen durch das ‚Gesetz zur 
Einführung beschleunigter Asylverfahren‘ (Asylpaket 
II)15, das am 17. März 2016 in Kraft trat. In diesen Ein-
richtungen sollen Schutzsuchende unter bestimmten 
Bedingungen bis zum Abschluss des Asylverfahrens und 
im Falle einer Ablehnung bis zur Rückkehr wohnen blei-
ben müssen (vgl. Kap. 5.2.2),
  die Änderung der Regelungen zur Aussetzung der Ab-
schiebung aus gesundheitlichen Gründen (§ 60 Abs. 7 
AufenthG; vgl. Kap. 8.4.2),
  das ‚Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausrei-
sepflicht‘16, das am 29. Juli 2017 in Kraft trat und mit 
dem die Verlängerung des Ausreisegewahrsams auf 
10 Tage und die Ausweitung der Abschiebungshaft 
(vgl. Kap. 6.3.2), die Erweiterung der aufenthaltsrecht-
lichen Überwachung und die Verschärfung der Resi-
denzpflicht für vollziehbar ausreisepflichtige Personen 
(vgl. Kap. 5.2.2 und 6.2.2) sowie ein Ankündigungsverbot 
für Abschiebungen auch bei bereits länger Geduldeten 
(Kap. 5.2.2) eingeführt wurden.
Neben den gesetzlichen Änderungen trafen die Bundesre-
gierung und die Länder administrative Maßnahmen zur bes-
seren Koordination der Rückkehrpolitik und zur Stärkung 
der geförderten Ausreise: 
14 Für einen umfassenden Überblick über die gesetzlichen Ände-
rungen 2015 und 2016 siehe EMN/BAMF 2016 und EMN/BAMF 
2017.
15 BGBl. 2016 Teil I Nr. 12, S. 390.
16 BGBl. 2017 Teil I Nr. 52, S. 2780.
Im März 2017 nahm das „Gemeinsame Zentrum zur Unter-
stützung der Rückkehr (ZUR)“ seine Arbeit auf, das der ope-
rativen Abstimmung zwischen Bund und Ländern sowohl 
im Bereich der freiwilligen Rückkehr als auch in Rückfüh-
rungsfragen dient. Durch das ZUR sollen die Länder z. B. 
bei der Organisation von Sammelabschiebungen und der 
Beschaffung von Passersatzpapieren für die Rückkehr un-
terstützt werden (Deutscher Bundestag 2017a: 3). Dane-
ben findet auch eine vertiefte Koordinierung im Bereich 
der freiwilligen Rückkehr statt. Das ZUR wird durch das 
BMI geleitet und setzt auf bestehenden Strukturen wie der 
Bund-Länder-Koordinierungsstelle zum Integrierten Rück-
kehrmanagement (BLK IRM) und deren Untergruppe, der 
Arbeitsgruppe Rückführung (AG Rück) und der Passersatz-
beschaffungsstelle der Bundespolizei auf. Die Geschäftsstel-
len von BLK IRM und AG Rück werden nunmehr im ZUR 
angesiedelt (IMK 2017: 8). 
Im Bereich der geförderten Rückkehr wurde 2017 auf Bun-
desebene eine Reihe an neuen Initiativen gestartet, dar-
unter das Rückkehr-Förderprogramm ‚StarthilfePlus‘ (vgl. 
Kap. 2.3), das Reintegrationsprogramm ‘Perspektive Heimat‘ 
vom BMI und dem Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), ein neues Online-
Informationsportal zu Rückkehr, das das BAMF in Zusam-
menarbeit mit der Internationalen Organisation für Migra-
tion (IOM) erstellt hat17 und eine Rückkehr-Hotline (EMN/
BAMF 2017: 62). Daneben werden seit Ende Juni 2017 alle 
Asylsuchenden bereits bei der Antragstellung über Mög-
lichkeiten der geförderten Rückkehr und über Reintegrati-
onshilfen informiert.
2.2.3 Politische und gesellschaftliche Diskussion in 
Deutschland
Das Thema Abschiebung steht seit 2016 im Zentrum der mi-
grationspolitischen Diskussion in Deutschland. Dabei bildet 
der Umgang mit sogenannten Gefährdern, also Personen, 
von denen eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit aus-
geht (z. B. durch die Planung oder Durchführung von ter-
roristischen Anschlägen), einen Schwerpunkt der Debatte. 
Verstärkt wurde der Fokus auf das Thema durch den An-
schlag auf einen Weihnachtsmarkt in Berlin vom 19. Dezem-
ber 2016, bei dem zwölf Menschen getötet und 48 weitere 
verletzt wurden. Die vorangegangenen fehlgeschla genen 
Versuche einer Abschiebung des späteren Attentäters bil-
deten laut Bundesinnenminister de Maizière den Auslöser 
für den Entwurf eines ‚Gesetzes zur besseren Durchsetzung 
der Ausreisepflicht‘, das am 29. Juli 2017 in Kraft trat (EMN/
BAMF 2017: 21).
Einen weiteren Schwerpunkt der Debatte bilden Abschie-
bungen nach Afghanistan. Im Oktober 2016 schlossen 
17 www.returningfromgermany.de (25.07.2017).
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sowohl die EU als auch die Bundesregierung Abkommen 
mit Afghanistan, die sowohl zwangsweise als auch freiwil-
lige Rückkehr erleichtern sollen. Infolgedessen fanden seit 
Dezember 2016 mehrere Sammelabschiebungen nach Af-
ghanistan statt (EMN/BAMF 2017: 63). Diese wurden von 
der Opposition im Bundestag und von zivilgesellschaftli-
chen Organisationen kritisiert, die die Sicherheitslage in 
Afghanistan für unzureichend halten und anmerken, dass 
die drohende Abschiebung für die Betroffenen eine hohe 
psychische Belastung sei und dazu führe, dass mehr ausrei-
sepflichtige Personen untertauchen (Bayerischer Rundfunk 
2017, Klöckner 2017; Mediendienst Integration 2017). Nach 
einem Anschlag in der Hauptstadt Kabul am 31. Mai 2017, 
der auch das Gebäude der deutschen Botschaft traf, kündig-
ten Bund und Länder an, die Sicherheitslage in Afghanistan 
neu zu beurteilen und bis dahin Abschiebungen weitestge-
hend auszusetzen (Bundesregierung 2017). Die Neubeurtei-
lung fand im August 2017 statt und kam zu dem Ergebnis, 
dass sich die Sicherheitslage für die Zivilbevölkerung nicht 
nennenswert verändert hat (BMI 2017a, vgl. auch PRO ASYL 
2017). Insbesondere „Straftäter, Gefährder und hartnäckige 
Mitwirkungsverweigerer“ sollen laut Bundesinnenminister 
de Mazière nach einer Prüfung im Einzelfall weiterhin ab-
geschoben werden (BMI 2017a). 
Schließlich wird in der öffentlichen Debatte auch häufig 
die Situation von jungen Erwachsenen und Jugendlichen 
thematisiert, die einerseits ausreisepflichtig sind und ande-
rerseits in Deutschland einer schulischen oder beruflichen 
Ausbildung nachgehen (Giaramita 2017). Die Regeln zur so-
genannten Ausbildungsduldung, auf die ausreisepflichtige 
Personen einen Anspruch haben, wenn sie einer Ausbildung 
nachgehen, werden von den Ausländerbehörden teils un-
terschiedlich angewendet. Zivilgesellschaftliche Akteure, 
aber auch z. B. Industrie- und Handelskammern und Aus-
bildungsbetriebe kritisieren die daraus resultierende Unsi-
cherheit für die betroffenen Personen wie auch für die aus-
bildenden Firmen (Öchsner 2017). 
2.3 Entwicklung von freiwilliger und 
zwangsweiser Rückkehr seit 2012
Mit dem Überblick zur Zahl der ausreisepflichtigen Dritt-
staatsangehörigen in Deutschland in Tabelle 1 wird ver-
deutlicht, dass zu allen angegebenen Stichtagen die Mehr-
heit der ausreisepflichtigen Drittstaatsangehörigen über 
eine Duldung verfügte. Zum Stichtag 30. Dezember 2016 
waren 96.731 ausreisepflichtige Drittstaatsangehörige re-
gistriert, deren Asylantrag in der Vergangenheit abgelehnt 
wurde (BMI 2017b: 2). Abgelehnte Asylantragstellende stell-
ten damit zum angegebenen Zeitpunkt etwas weniger als die 
Hälfte der ausreisepflichtigen Drittstaatsangehörigen dar.
Tabelle 2 zeigt die Zahl der Abschiebungen, Zurückschie-
bungen und Zurückweisungen von Drittstaatsangehöri-
gen seit 2012 und bis einschließlich des ersten Halbjahres 
2017. Die Zahlen können nicht direkt mit den Zahlen zu 
Ausreisepflichtigen verglichen werden, da letztere ledig-
lich eine Momentaufnahme darstellen, während die Zah-
len zu Rückführungen und geförderten Ausreisen (siehe Ta-
belle 3) kumulierte Jahreszahlen sind. Der starke Anstieg 
Tabelle 1:  Ausreisepflichtige Drittstaatsangehörige* pro Stichtag
Stichtag 31.12.2012 31.12.2013 31.12.2014 31.12.2015 31.12.2016 30.06.2017
Ausreisepflichtige 112.395 123.025 144.312 193.413 196.055 215.346
davon mit Duldung 84.729 93.436 112.118 154.167 151.854 158.528
* Als Drittstaatsangehörige gelten in dieser Studie alle Personen, die nicht Staatsangehörige eines EU-Mitgliedstaates oder von Island, Liech-
tenstein, Norwegen oder der Schweiz sind (vgl. EMN/KOM 2014: 283).
Quelle: AZR.
Tabelle 2:  Zurückweisungen, Abschiebungen und Zurückschiebungen von Drittstaatsangehörigen 2012-2017 (1. Halbjahr)*
Jahr 2012 2013 2014 2015 2016 - Jun 2017
Zurückweisungen 3.822 3.603 3.609 8.885 20.826 5.906
Abschiebungen 6.770 9.885 9.916** 19.987 24.350 11.988
Zurückschiebungen 4.328 2.905 2.928 1.439 1.253 901
* Die hier aufgeführten Zahlen unterscheiden sich von den Zahlen zu Abschiebungen, wie sie bspw. im EMN-Politikbericht (EMN/BAMF 
2017) oder auch in Informationen der Bundesregierung zu finden sind (Bundesregierung o. J.). Dies liegt daran, dass hier nur Drittstaats-
angehörige berücksichtigt werden, während in den anderen Publikationen jeweils die Gesamtzahl der Abschiebungen, Zurückschiebungen 
oder Zurückweisungen angegeben wird.
** Hierin enthalten sind 26 Abschiebungen auf dem Seeweg, zu denen keine Information zu Staatsangehörigkeit der betroffenen Personen 
vorliegt (vgl. Deutscher Bundestag 2015a: 9). Sie werden hier als Drittstaatsangehörige gezählt.
Quelle: Deutscher Bundestag 2013, 2014a, 2015a, 2016a, 2017b, 2017c, eigene Berechnung.
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der Zurückweisungen 2015 und 2016 ist im Zusammen-
hang mit den seit dem 13. September 2015 wieder einge-
führten Grenzkontrollen mit Schwerpunkt an der deutsch-
österreichischen Grenze zu sehen (vgl. EMN/BAMF 2017: 
33): In den Jahren 2012-2014 fanden Zurückweisungen nur 
bei versuchten Einreisen auf dem Luft- oder Seeweg, nicht 
jedoch bei versuchten Einreisen über den Landweg statt; in 
den Jahren 2015 bis 2017 (1. Halbjahr) stellen die Zurück-
weisungen an Landgrenzen hingegen jeweils den größten 
Anteil der Zurückweisungen dar – 2016 den weit überwie-
genden Anteil (vgl. Deutscher Bundestag 2013, 2014a, 2015a, 
2016a 2017b, 2017c).
Abbildung 1:  Zurückweisungen, Abschiebungen und Zurückschiebungen von Drittstaatsangehörigen
Quelle: Deutscher Bundestag 2013, 2014a, 2015a, 2016a, 2017b, 2017c, eigene Berechnung.
Infobox: Zwangsweise Rückkehr
Rückführung ist ein Oberbegriff für alle Maßnahmen, 
die den Aufenthalt beenden oder verhindern und wird 
häufig als Gegenstück zur freiwilligen bzw. selbststän-
digen Ausreise verwendet. Der Begriff wird vor allem im 
EU-Recht verwendet (vgl. Art. 3 Abs. 3 RFRL, siehe auch 
SVR 2017: 10).
Die Abschiebung (§ 58 AufenthG) ist die Durchsetzung 
der Ausreisepflicht mit Zwang. Sie setzt voraus, dass zum 
einen die Ausreisepflicht vollziehbar und zum anderen 
die freiwillige Ausreise in der eingeräumten Frist nicht 
erfolgt ist oder eine Überwachung der Ausreise als nötig 
erachtet wird. 
Die Zurückschiebung (§ 57 AufenthG) ist die unverzüg-
liche Aufenthaltsbeendigung einer irregulär eingereis-
ten Person, die im Grenzgebiet aufgegriffen wurde (SVR 
2017: 10). Eine Zurückschiebung darf nur dann erfolgen, 
wenn kein Asylantrag gestellt wurde und keine Abschie-
bungsverbote vorliegen. Ist die unerlaubte Einreise aus 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union erfolgt, soll 
die betreffende Person dorthin zurückgeschoben werden. 
Im Gegensatz zur Abschiebung bedarf es für den Vollzug 
der Zurückschiebung keiner Androhung und Fristsetzung 
(Hailbronner 2017: 359), zudem haben Rechtsmittel in 
der Regel keine aufschiebende Wirkung (vgl. Kap. 7.2.2).
Die Zurückweisung (§ 15 AufenthG) ist die Verweigerung 
der Einreise an der Grenze und somit keine aufenthalts-
beendende, sondern eine aufenthaltsverhindernde Maß-
nahme. Personen können an der Grenze zurückgewiesen 
werden, wenn sie unerlaubt einreisen oder die Vorausset-
zungen für die Einreise nicht erfüllen.
Die Ausweisung (§ 53-56 AufenthG) ist hingegen kein tat-
sächlicher Vorgang, sondern ein Verwaltungsakt, mit dem 
die Rechtmäßigkeit eines Aufenthalts endet und die Aus-
reisepflicht entsteht. Die Ausweisung wird verfügt gegen-
über Ausländerinnen und Ausländern, von denen eine 
Gefährdung der Ordnung und Sicherheit oder der Inter-
essen der Bundesrepublik ausgeht.
Die Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG bein-
haltet sowohl die Ausweisung als auch die Vollstreckungs-
anordnung und begründet gleichzeitig die Anordnung 
von Abschiebungshaft, wenn die Abschiebung nicht un-
mittelbar vollzogen werden kann (§ 62 Abs. 3 Nr. 1a Auf-
enthG; Kreienbrink 2007: 124). Sie ist eine Regelung mit 








2012 2013 2014 2015 2016
Zurückweisungen Abschiebungen Zurückschiebungen
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Tabelle 3:  Durch REAG/GARP geförderte Ausreisen 2012-2017 (1. Halbjahr)
Jahr 2012 2013 2014 2015 2016 - Jun 2017*
REAG/GARP Ausreisen 
insgesamt
7.546 10.251 13.574 35.514 54.006 16.645
davon vollziehbar 
ausreisepflichtig**
2.622 3.591 4.531 16.092 21.698 6.024
davon mit Duldung*** 2.451 3.185 3.984 7.043 13.040 4.962
davon im Asylverfahren (inkl. 
Folge/Zweitantrag)
2.217 3.318 4.928 12.265 19.012 5.451
*  Vorläufige Zahlen. Die Förderungen durch StarthilfePlus sind in der Gesamtzahl für das 1. Halbjahr 2017 enthalten, da alle StarthilfePlus-
berechtigten Personen zugleich Leistungen nach REAG/GARP erhalten.
**  Personen gelten in der REAG/GARP-Statistik auch dann als vollziehbar ausreisepflichtig, wenn die Abschiebungsandrohung nicht oder nicht 
mehr vollziehbar ist.
***  Personen mit Duldung sind zwar auch vollziehbar ausreisepflichtig, die Abschiebung ist jedoch vorübergehend ausgesetzt (vgl. Kap. 3.2.6). 
Sie werden deshalb in der REEAG/GARP-Statistik gesondert erfasst.
Quelle: IOM.
Abbildung 2:  Durch REAG/GARP geförderte Ausreisen nach Aufenthaltsstatus








2012 2013 2014 2015 2016 - Jun 2017
REAG/GARP Ausreisen insgesamt davon vollziehbar ausreisepichtig
davon mit Duldung davon im Asylverfahren (inkl. Folge/Zweitantrag)
Tabelle 3 zeigt die Zahl der Ausreisenden mit dem REAG/
GARP18 Programm in den Jahren 2012 bis 2017 (1. Halb-
jahr). Die REAG/GARP-Förderungsbewilligungen erfassen 
nicht die Gesamtzahl an geförderten Ausreisen, da För-
derleistungen anderer Programme z. B. der Bundesländer 
nicht erfasst sind.19 Gleichzeitig können auch Personen 
18 REAG: Reintegration and Emigration Program for Asylum See-
kers in Germany; GARP: Government Assisted Repatriation 
Program.
19 Andere Förderprogramme sind häufig mischfinanziert durch 
REAG/GARP-Mittel und zusätzliche Landesmittel und wer-
den somit auch in der REAG/GARP-Statistik erfasst; zahlreiche 
REAG/GARP-Förderung erhalten, die nicht ausreisepflich-
tig sind, die also über ein Aufenthaltsrecht in Deutschland 
verfügen. In den Jahren 2012 bis 2016 waren jeweils circa 
zwei Drittel der Rückkehrenden vollziehbar ausreisepflich-
tig und/oder lediglich im Besitz einer Duldung. Circa ein 
Drittel reiste demnach mit REAG/GARP aus, während ein 
Programme richten sich jedoch explizit an Personen, die nicht 
über REAG/GARP unterstützt werden (Grote 2015: 19). Für die 
Jahre vor 2015 kann von einer hohen vierstelligen Personenzahl 
ausgegangen werden, die jährlich unabhängig von REAG/GARP 
mit Unterstützungsleistungen der Länder und Kommunen zu-
rückgekehrt sind (Grote 2015: 21).
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Infobox: Geförderte freiwillige Ausreise mit REAG/GARP und StarthilfePlus
REAG/GARP ist ein Bund-Länder-Programm zur Rück-
kehrförderung, mit dessen Durchführung die Internatio-
nale Organisation für Migration (IOM) beauftragt wurde. 
Es stellt das zahlenmäßig wichtigste Rückkehrförderpro-
gramm dar und bietet neben der Übernahme von Reise-
kosten und Reisebeihilfen (REAG) ggf. auch Starthilfen 
zur Wiedereingliederung (GARP), deren Höhe abhängig 
vom Herkunftsstaat ist. Die Förderung durch REAG/GARP 
kann in Anspruch genommen werden von Leistungsbe-
rechtigten nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (vor 
allem Asylantragstellende und Geduldete), von anerkann-
ten Flüchtlingen, von Personen mit einem sonstigen Auf-
enthaltsrecht aus völkerrechtlichen, humanitären oder 
politischen Gründen sowie von Opfern von Zwangspro-
stitution und/oder Menschenhandel (IOM 2017).
Seit Februar 2017 wird das REAG/GARP-Programm durch 
das Programm StarthilfePlus ergänzt, das zusätzliche fi-
nanzielle Unterstützung für die freiwillige Ausreise noch 
während des Asylverfahrens und während der Ausrei-
sefrist bietet (BAMF 2017). Zusätzlich zum Bundespro-
gramm REAG/GARP sowie zu StarthilfePlus gibt es zahl-
reiche Rückkehrprogramme der Bundesländer und von 
kommunalen Trägern (vgl. Grote 2015).
Aufenthaltsrecht in Deutschland bestand – die überwie-
gende Mehrheit dieser Gruppe verfügte über eine Aufent-
haltsgestattung zur Durchführung des Asylverfahrens. 
Mit dem Programm StarthilfePlus wurden zusätzliche An-
reize für eine frühere Rückkehr geschaffen: Seit Februar 
2017 erhalten bestimmte Personengruppen durch das Pro-
gramm zusätzlich zu den REAG/GARP Leistungen finanzi-
elle Unterstützung, wenn sie sich bereits während des Asyl-
verfahrens oder vor Ablauf der Ausreisefrist verbindlich für 
die Rückkehr entscheiden. Während des Verfahrens beträgt 
die Förderung 1.200 Euro, nach Abschluss des Verfahrens 
800 Euro. Durch eine Übergangsregelung können bis zum 
31. Dezember 2017 auch vollziehbar ausreisepflichtige Per-
sonen oder Asylantragstellende im Zweit- oder Folgeverfah-
ren eine Förderung von 800 Euro bekommen, wenn sie vor 
dem 1. Februar 2017 in Deutschland registriert wurden (BMI 
2017c). Von Februar bis Juli 2017 haben über 5000 Personen 
eine Förderung durch StarthilfePlus erhalten, davon über 
70 % durch die Übergangsregelung (BMI 2017c).
Personen, die selbstständig und ohne finanzielle Förde-




3.1 Vorgaben der Rückführungsrichtlinie 
und Empfehlung der EU-Kommission
Die Rückführungsrichtlinie verpflichtet alle Mitgliedstaaten, 
grundsätzlich gegen alle in ihrem Hoheitsgebiet irregulär 
Aufhältigen eine Rückkehrentscheidung zu erlassen (Art. 6 
Abs. 1 RFRL). Die Rückkehrentscheidung ist eine behördli-
che oder richterliche Entscheidung oder Maßnahme, mit der 
der irreguläre Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen festge-
stellt und eine Rückkehrverpflichtung auferlegt oder fest-
gestellt wird (Art. 3 Abs. 4 RFRL). Sie muss schriftlich erteilt 
und begründet werden (Art. 12 Abs. 1 RFRL). Auf Wunsch 
der betroffenen Person müssen die Mitgliedstaaten eine 
schriftliche oder mündliche Übersetzung der wichtigsten 
Elemente der Entscheidung zur Verfügung stellen (Art. 12 
Abs. 2 RFRL). Ein Mitgliedstaat muss hingegen keine Rück-
kehrentscheidung treffen, wenn die betroffene Person von 
einem anderen EU-Mitgliedstaat aufgrund eines bilateralen 
Abkommens oder einer Vereinbarung wieder aufgenommen 
wird.20 Ebenfalls muss keine Rückkehrentscheidung erge-
hen, wenn der betroffene Mitgliedstaat ausreisepflichtigen 
Personen einen Aufenthaltstitel aus humanitären oder sons-
tigen Gründen oder wegen eines Härtefalls gewährt (Art. 6 
Abs. 4 RFRL; vgl. Kap. 3.2.6).
In ihrer Empfehlung zur Rückkehrpolitik fordert die EU-
Kommission die Mitgliedstaaten auf, von der Möglichkeit 
der Nicht-Anwendung der Rückführungsrichtlinie nach 
Art. 2 (2a) bei illegalem Grenzübertritt und Einreiseverbot 
(refusal of entry) Gebrauch zu machen, so dass hier keine 
Pflicht zum Erlassen einer Rückkehrentscheidung ent-
steht. Deutschland macht von dieser Ausschlussmöglich-
keit bereits Gebrauch (vgl. Kap. 2.1.2). Daneben empfiehlt die 
Kommission den Mitgliedstaaten, Maßnahmen zu ergreifen, 
die es den zuständigen Behörden erleichtern, den Aufent-
haltsort von Personen ausfindig zu machen, um diesen eine 
Rückkehrentscheidung zukommen zu lassen. Des Weiteren 
sollen Rückkehrentscheidungen auch dann ausgestellt wer-
den, wenn die betroffene Person keine Identitäts- oder Rei-
sepapiere besitzt. Rückkehrentscheidungen sollen zudem 
grundsätzlich zusammen mit der Entscheidung über das 
Ende des legalen Aufenthalts ausgestellt werden, unbefristet 
gültig sein und explizit die Information enthalten, dass zur 
Erfüllung der Ausreisepflicht die Einreise in einen Drittstaat 
(und nicht in einen EU- bzw. Schengenstaat) erforderlich ist 
(KOM 2017b: Empf. 5-8).
20 Das Abkommen bzw. die Vereinbarung muss bereits zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens der RFRL bestanden haben.
3.2 Umsetzung in Deutschland 
3.2.1 Zuständigkeit für das Ausstellen der Rück- 
kehrentscheidung
Abschiebungsandrohung und -anordnung nach erfolglosem 
Asylantrag
Bei negativen Entscheidungen im Rahmen eines Asyl-
verfahrens entsteht die Ausreisepflicht durch den Ableh-
nungsbescheid des BAMF. Dieser beinhaltet auch eine Ab-
schiebungsandrohung, die die Rückkehrentscheidung im 
europarechtlichen Sinne darstellt (§ 34 Abs. 1 AsylG). Das 
BAMF ist auch für die Anordnung der Abschiebung zustän-
dig, wenn die betroffene Person gemäß der Dublin-Verord-
nung in ein anderen EU-Mitgliedstaat reisen muss, der für 
das Asylverfahren zuständig ist, oder wenn Asylantragstel-
lende in einen sicheren Drittstaat abgeschoben werden sol-
len (§ 34a Abs. 1 Satz 1 AsylG). 
Ablauf, Rücknahme und Widerruf eines Aufenthaltstitels
Entsteht die Ausreisepflicht durch den Ablauf der Gültig-
keit eines Aufenthaltstitels oder durch dessen Widerruf oder 
Verlust, so ist die jeweilige Ausländerbehörde für die Rück-
kehrentscheidung zuständig (vgl. § 50 Abs. 1 AufenthG; § 59 
Abs. 1 Satz 1 AufenthG i. V. m. § 71 Abs. 1 AufenthG; EMN/
BAMF 2016b: 12). Die Ausländerbehörde stellt den betrof-
fenen Personen in der Regel eine sogenannte Ausreiseauf-
forderung aus (Hailbronner 2017: 316).
Ausweisung
Wird eine Person ausgewiesen, entsteht die Ausreisepflicht 
durch den Erlass der Ausweisungsverfügung (§ 53 Abs. 1 Auf-
enthG). Diese ist gleichzeitig die Rückkehrentscheidung im 
Sinne der Rückführungsrichtlinie (Basse et al. 2011: 364). 
Die Ausweisung ist dabei der Verwaltungsakt, der die Aus-
reisepflicht begründet, die eigentliche Ausreise erfolgt spä-
ter (z. B. durch eine Abschiebung). Für die Anordnung der 
Ausweisung sind die Ausländerbehörden zuständig (Marx 
2017: 739).
Abschiebungsanordnung
Bei der Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG fal-
len die Entstehung der Ausreisepflicht und die Rückkehr-
entscheidung zusammen (vgl. Kap. 2.3). Zur Abschiebungs-
anordnung sind die obersten Landesbehörden berechtigt 
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und auch zuständig (§ 58 Abs. 1 Satz 1 AufenthG). Das BMI 
kann die Übernahme der Zuständigkeit erklären, wenn ein 
besonderes Interesse des Bundes besteht (§ 58 Abs. 2 Satz 1 
AufenthG).
3.2.2 Form und Inhalt der Rückkehrentscheidung
Die Rückkehrentscheidung umfasst in allen Fällen die In-
formation über die Ausreisepflicht und die Aufforderung, 
das Bundesgebiet entweder unverzüglich oder innerhalb 
einer gesetzten Frist zu verlassen. Sie muss schriftlich und 
mit Begründung ergehen und zusätzlich eine Belehrung 
über die verfügbaren Rechtsmittel (Rechtsbehelfsbelehrung) 
enthalten. Auf Antrag muss die Entscheidungsformel für die 
betroffene Person zudem übersetzt werden (§ 77 AufenthG). 
Dieses Formerfordernis wurde erst mit der Umsetzung der 
Rückführungsrichtlinie auf alle Akte erweitert, die eine Aus-
reisepflicht zur Folge haben oder deren Durchsetzung durch 
Abschiebung androhen. Zuvor waren die Ausländerbehör-
den nicht dazu verpflichtet, sollten aber in der Regel eine 
schriftliche Abschiebungsandrohung erlassen, wenn die 
Ausreisepflicht kraft Gesetzes, also z. B. durch das Ablau-
fen eines Aufenthaltstitels, entstand (Schneider 2012: 73).21 
In jeder Abschiebungsandrohung wird der Staat bezeichnet, 
in den wenn nötig abgeschoben werden soll, und die betrof-
fene Person wird darauf hingewiesen, dass sie auch in einen 
anderen Staat abgeschoben werden kann, in den sie einrei-
sen darf oder der zu ihrer Übernahme verpflichtet ist (§ 59 
Abs. 2 AufenthG). Die betroffene Person wird aufgefordert, 
die Bundesrepublik Deutschland innerhalb der jeweiligen 
Ausreisefrist zu verlassen. Die Rückkehrentscheidung ent-
hält jedoch nicht die Information, dass zur Erfüllung der 
Ausreisepflicht der Schengenraum oder die EU verlassen 
werden muss, wie es die Empfehlung der EU-Kommission 
vorsieht (vgl. Flüchtlingsrat Thüringen e.V. 2016: 2).
3.2.3 Gültigkeitsdauer von Rückkehrentscheidungen
Gesetzlich ist keine Dauer für die Gültigkeit von Rückkehr-
entscheidungen festgelegt. Die Androhung der Abschiebung 
erfolgt unabhängig davon, ob die Abschiebung später tat-
sächlich durchgeführt werden kann oder ob z. B. eine Dul-
dung erteilt wird (§ 59 Abs. 3 Satz 1 AufenthG). Eine Abschie-
bungsandrohung wird gegenstandslos, wenn die betroffene 
Person in einen Nicht-EU bzw. Nicht-Schengenstaat einreist 
(Marx 2017: 799), wenn sie nach der Abschiebungsandro-
hung einen Asylantrag stellt und ihr Aufenthalt aufgrund 
dessen gestattet wird (§ 55 AsylG) oder wenn nach einem 
Asylfolgeantrag ein weiteres Asylverfahren durchgeführt 
wird (vgl. § 71 Abs. 5 Satz 1 AsylG). Im Falle der Aufhebung 
21 Vor Umsetzung der Richtlinie war dies eine Soll-Vorschrift, 
d. h. in der Regel wurde auch schon vorher eine schriftliche 
Abschiebungsandrohung erlassen.
der Ausreisepflicht, etwa durch ein Gericht, verliert die 
Rückkehrentscheidung ebenfalls ihre Gültigkeit. Daneben 
gibt es in bestimmten Fällen die Möglichkeit, auch als aus-
reisepflichtige Person einen Aufenthaltstitel zu erhalten, 
womit die Rückkehrentscheidung ebenfalls gegenstandslos 
wird (vgl. Kap. 3.2.6).
3.2.4 Berücksichtigung von Abschiebungshindernis-
sen bei der Rückkehrentscheidung
Prüfung vor Erlass der Abschiebungsandrohung
Grundsätzlich darf die Abschiebungsandrohung nur erlas-
sen werden, wenn die Abschiebung selbst auch zulässig ist 
(Marx 2017: 799). Eine Abschiebung muss ausgesetzt werden, 
wenn sie aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen un-
möglich ist (§ 60a Abs. 2 Satz 1 AufenthG). Die Prüfung von 
Abschiebungshindernissen findet sowohl durch das BAMF 
als auch durch die Ausländerbehörde statt. Dabei prüft das 
BAMF, ob sich Abschiebungsverbote aus der Situation im 
jeweiligen Zielstaat ergeben (Schneider 2012: 33; § 24 Abs. 2 
AsylG). Hierzu gehört auch die Prüfung, ob eine Abschie-
bung in diesen Staat eine Verletzung des Refoulement-Ver-
botes der Genfer Flüchtlingskonvention (§ 60 Abs. 1 Satz 1 
AufenthG) oder der Rechte aus der Europäischen Menschen-
rechtskonvention (EMRK) wäre (§ 60 Abs. 5 AufenthG). Die 
Ausländerbehörden prüfen Abschiebungshindernisse, die 
die praktische Durchführbarkeit der Abschiebung betreffen 
(EMN/BAMF 2016b: 15). Dies kann z. B. die Reiseunfähigkeit 
wegen Erkrankung sein. Liegt kein solches Hindernis vor, 
kann die Abschiebung vollzogen werden. Bei ausreisepflich-
tigen Personen, die kein Asylverfahren durchlaufen haben, 
ist das BAMF im Rahmen des Abschiebungsprozesses von 
den zuständigen Behörden verpflichtend mit einzubeziehen, 
wenn es um die Frage geht, ob etwaige zielstaatsbezogene 
Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG in 
dem Staat vorliegen, in den die betroffene Person abgescho-
ben werden soll (§ 72 Abs. 2 AufenthG). Liegen solche Ab-
schiebungsverbote vor, erteilt die Ausländerbehörde eine 
Duldung oder eine Aufenthaltserlaubnis (§ 60 Abs. 5 oder 
7 AufenthG, § 25 Abs. 5 AufenthG; Grote 2014: 27). Suchen 
irregulär aufhältige Personen um Asyl nach, sind sie an die 
zuständige bzw. nächstgelegene Aufnahmeeinrichtung wei-
terzuleiten (§ 19 Abs. 1 AsylG); in diesem Fall prüft wiederum 
das BAMF den Asylantrag und ggf. Abschiebungsverbote.
Prüfung nach Erlass der Abschiebungsandrohung
Ergibt sich eine Änderung der Umstände nach Wirksam-
werden der Abschiebungsandrohung, so kann dies von der 
Ausländerbehörde berücksichtigt werden (59.0.4 AVwV Auf-
enthG). Wenn die Frist zur Einlegung von Rechtsmitteln ab-
gelaufen ist oder ein eingereichtes Rechtsmittel erfolglos 
war, ist die Abschiebungsandrohung unanfechtbar gewor-
den. Die Ausländerbehörde muss dann vor der Abschiebung 
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nur noch solche Umstände berücksichtigen, die nach dem 
Eintritt der Unanfechtbarkeit eingetreten sind. Bringt die 
betroffene Person gegenüber der Behörde Umstände an, 
die einer Abschiebung entgegenstehen könnten und vor 
der Unanfechtbarkeit eingetreten sind, so kann die Auslän-
derbehörde diese unberücksichtigt lassen (§ 59 Abs. 4 Satz 
1 AufenthG). Eine Berücksichtigung kann dann höchstens 
im Wege der Klage erfolgen (vgl. Kap. 7, § 59 Abs. 4 Satz 2 
AufenthG).
Bei Geduldeten erfolgt die regelmäßige Überprüfung, ob 
Abschiebungshindernisse weiterhin vorliegen, dadurch, dass 
Duldungen immer zeitlich befristet erteilt werden: Spätes-
tens zum Ablauf der Duldung muss über deren Verlänge-
rung entschieden und dabei geprüft werden, ob das Abschie-
bungshindernis, wegen dem die Duldung erteilt wurde, noch 
vorliegt (EMN/BAMF 2016b: 25).
3.2.5 Verzicht auf das Ausstellen von Rückkehrent-
scheidungen 
Im Falle einer Zurückweisung oder Zurückschiebung wird 
keine Rückkehrentscheidung ausgestellt. Zurückschiebung 
und Zurückweisung erfolgen ohne vorherige Androhung 
und Fristsetzung und fallen nicht unter die Vorgaben der 
Rückführungsrichtlinie (Hailbronner 2017: 359). In allen an-
deren Fällen ist der Verzicht auf die Abschiebungsandrohung 
nur in atypischen Fällen je nach Lage des Einzelfalls möglich 
(59.1.2.1 AVwV AufenthG). Auf die Androhung kann verzich-
tet werden, wenn der Aufenthaltstitel zurückgenommen 
oder widerrufen wurde (§ 59 Abs. 3 Nr. 1 i. V. m. § 51 Abs. 1 
Nr. 3-5 AufenthG). Ebenfalls kann von der Androhung abge-
sehen werden, wenn die betroffene Person bereits schriftlich 
auf ihre Ausreisepflicht sowie deren Begründung und die 
zur Verfügung stehenden Rechtsbehelfe hingewiesen wurde 
(§ 59 Abs. 3 Nr. 2 i. V. m. § 77 AufenthG). Zusätzlich muss 
in diesen Fällen entweder der begründete Verdacht beste-
hen, dass die Person sich einer Abschiebung entziehen will, 
oder von der Person muss eine erhebliche Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung ausgehen (§ 59 Abs. 1 
Satz 3 AufenthG).22 Das Fehlen von Ausweis- oder Reisedo-
kumenten ist kein Grund für den Verzicht, da die Andro-
hung der Abschiebung unabhängig davon geschieht, ob die 
Abschiebung tatsächlich durchgeführt werden kann (§ 59 
Abs. 3 Satz 1 AufenthG). 
Wird eine Abschiebungsandrohung nach erfolglosem Asyl-
verfahren an die dem BAMF bekannte Adresse geschickt, 
kann aber nicht zugestellt werden, so gilt der Bescheid mit 
der Aufgabe zur Post als zugestellt, selbst wenn die Sendung 
als unzustellbar zurückkommt (§ 10 Abs. 2 Satz 4 AsylG). 
Der Bescheid wird nur dann erneut zugestellt, wenn die 
22 Siehe zur Vereinbarkeit mit der Rückführungsrichtlinie 
(Hailbronner 2017: 373).
betreffende Person einen Adresswechsel mitgeteilt hat (§ 10 
Abs. 1 AsylG) und der Bescheid dennoch an eine alte Adresse 
versendet wurde. Wenn nicht bekannt ist, wo sich eine Per-
son aufhält, wird die Abschiebungsandrohung dennoch er-
lassen. In solchen Fällen muss die zuständige Behörde zu-
nächst versuchen, den Aufenthaltsort zu ermitteln. Wenn 
der Aufenthaltsort nicht ermittelt werden kann, kann die 
Abschiebungsandrohung öffentlich zugestellt werden. Sie 
wird dann in der Regel an einer von der Behörde bestimm-
ten Stelle öffentlich ausgehängt. Untergetauchte Asylantrag-
stellende und unerlaubt Eingereiste, die auf die Bundeslän-
der verteilt wurden, können im Ausländerzentralregister zur 
Aufenthaltsermittlung ausgeschrieben werden (§ 66 Abs. 1 
AsylG i. V. m. §§ 15a, 50 Abs. 6 Satz 3 AufenthG). 
Wird der irreguläre Aufenthalt einer Person erst bei deren 
Ausreise aus dem Bundesgebiet festgestellt, so leitet die Bun-
despolizei keine aufenthaltsbeendenden Maßnahmen ein, 
da die betroffene Person ihre Ausreisepflicht bereits erfüllt. 
In diesem Fall ergeht auch keine gesonderte Rückkehrent-
scheidung. Reist eine Asylantragstellende bzw. ein Asylan-
tragstellender während des laufenden Verfahrens in den 
Herkunftsstaat, so gilt der Asylantrag als zurückgenommen 
und das Verfahren wird eingestellt (§ 33 Abs. 3 AsylG); eine 
Abschiebungsandrohung ergeht jedoch nicht. 
3.2.6 Aufenthaltstitel aus humanitären Gründen
Gemäß Art. 6 Abs. 4 RFRL können die Mitgliedstaaten jeder-
zeit beschließen, irregulär Aufhältigen in Härtefällen oder 
aus humanitären oder sonstigen Gründen einen eigenen 
Aufenthaltstitel oder eine sonstige Aufenthaltsberechtigung 
zu erteilen. In diesem Fall wird keine Rückkehrentscheidung 
erlassen. Das deutsche Aufenthaltsrecht sieht eine Reihe von 
Möglichkeiten zur Gewährung von humanitären Aufent-
haltstiteln für Drittstaatsangehörige vor, denen ansonsten 
kein Aufenthaltsrecht zusteht (§§ 23-25 AufenthG):
Aufenthaltsgewährung durch die obersten Landesbehörden
Die obersten Landesbehörden können aus völkerrechtlichen 
oder humanitären Gründen oder zur Wahrung politischer 
Interessen der Bundesrepublik Deutschland die Erteilung 
von Aufenthaltserlaubnissen für Personen aus bestimmten 
Staaten oder für bestimmte Gruppen von Drittstaatsange-
hörigen anordnen (§ 23 Abs. 1 AufenthG). Die Anordnung 
bedarf des Einvernehmens des BMI (§ 23 Abs. 1 Satz 3 Auf-
enthG). Gemäß § 23 Abs. 2 AufenthG kann auch das BMI die 
Aufnahme bestimmter Personengruppen anordnen. Diese 
Möglichkeit besteht sowohl für die Aufnahme aus dem Aus-
land wie auch für die Gewährung einer Aufenthaltserlaub-
nis für Personen, die sich bereits in Deutschland befinden, 
wobei sich § 23 Abs. 2 AufenthG in erster Linie auf die Auf-
nahme aus dem Ausland bezieht (Hecker 2017: § 23 RN 7). 
In der Vergangenheit wurden über § 23 Abs. 1 AufenthG 
25Rückkehrentscheidung
immer wieder Bleiberechtsregelungen z. B. für langjährige 
Geduldete getroffen (Bergmann/Dienelt 2016: § 23 RN 13).
Aufenthaltsgewährung in Härtefällen
In allen Bundesländern existiert eine Härtefallkommission, 
die in besonders gelagerten Fällen bei der obersten Landes-
behörde um Erteilung eines Aufenthaltstitels ersuchen kann 
(§ 23a Abs. Satz 1 AufenthG; Bergmann/Dienelt 2016: § 23 
RN 4). Für ein solches Ersuchen müssen nach Feststellung 
der Härtefallkommission dringende humanitäre oder per-
sönliche Gründe vorliegen, die die weitere Anwesenheit der 
Person im Bundesgebiet rechtfertigen (§ 23 Abs. 2 Satz 4 Auf-
enthG). Es handelt sich hierbei um eine politisch-humani-
täre Ermessensentscheidung; die Landesbehörde ist an die 
Empfehlung der Härtefallkommission nicht gebunden. Ein 
Härtefallverfahren stellt auch kein Abschiebungshindernis 
dar, da die Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht während des 
Verfahrens bestehen bleibt (Hailbronner 2017: 199). 
Aufenthaltserlaubnis für Opfer von Menschenhandel oder 
illegaler Beschäftigung
Auf Grundlage europäischer Richtlinien zur Bekämpfung 
des Menschenhandels23 und der illegalen Beschäftigung von 
Drittstaatsangehörigen24 soll bzw. kann auch vollziehbar 
ausreisepflichtigen Personen eine Aufenthaltserlaubnis er-
teilt werden, wenn sie Opfer dieser Straftaten sind, ihre An-
wesenheit für die Durchführung eines Strafverfahrens als 
sachgerecht erachtet wird und sie ihre Bereitschaft erklärt 
haben, als Zeugin bzw. Zeuge im Strafverfahren auszusagen 
(§ 25 Abs. 4a und 4b AufenthG).25 
Vorübergehende Aufenthaltsgewährung
Die Ausländerbehörden können eine vorübergehende Auf-
enthaltserlaubnis aus dringenden humanitären oder per-
sönlichen Gründen oder erheblichen öffentlichen Inter-
essen erteilen (§ 25 Abs. 4 Satz 1 AufenthG). Voraussetzung 
hierfür ist, dass die betroffene Person nicht vollziehbar aus-
reisepflichtig ist, dass also im Zeitpunkt der Erteilung noch 
ein Aufenthaltsrecht besteht oder gegen die erteilte Rück-
kehrentscheidung noch Rechtsmittel eingelegt werden kön-
nen. Gründe für die Erteilung können z. B. die Durchführung 
einer medizinischen Operation oder ärztlichen Behandlung 
23 Richtlinie 2004/81/EG des Rates vom 29.4.2004 über die Ertei-
lung von Aufenthaltstiteln für Drittstaatsangehörige, die Opfer 
des Menschenhandels sind oder denen Beihilfe zur illegalen 
Einwanderung geleistet wurde u. die mit den zuständigen Be-
hörden kooperieren.
24 Richtlinie 2009/52/EG des EU Parlaments und des Rates vom 
18.6.2009 über Mindeststandards für Sanktionen und Maßnah-
men gegen Arbeitgeber, die Drittstaatsangehörige ohne recht-
mäßigen Aufenthalt beschäftigen.
25 Näheres hierzu siehe Tangermann/Grote 2017: 59f. und EMN/
BAMF 2017: 68.
oder auch der Abschluss einer Schulausbildung oder eine 
Eheschließung sein (Bergmann und Dienelt 2016:  §  25 
RN 64). Bei vollziehbar Ausreisepflichtigen kommt in sol-
chen Fällen eine Duldung in Betracht (§ 60a Abs. 2 Satz 3 
AufenthG).
Duldung oder Aufenthaltserlaubnis wegen Unmöglichkeit 
der Ausreise
Wenn die Abschiebung einer Person aus rechtlichen oder 
tatsächlichen Gründen unmöglich ist, wird sie ausgesetzt 
und eine Duldung erteilt (§ 60a Abs. 2 Satz 1 AufenthG). Die 
Duldung ist kein Aufenthaltstitel, sondern die Bescheini-
gung über die vorübergehende Aussetzung der Abschiebung 
(§ 60a AufenthG). Geduldete bleiben deshalb vollziehbar aus-
reisepflichtig und die Rückkehrentscheidung behält ihre 
Gültigkeit. Wenn mit dem Wegfall des Abschiebehinder-
nisses, das der Duldung zugrunde liegt, in absehbarerer Zeit 
nicht zu rechnen ist, kann die Ausländerbehörde einer voll-
ziehbar ausreisepflichtigen Person jedoch eine Aufenthalts-
erlaubnis erteilen (§ 25 Abs. 5 AufenthG). Nach 18 Monaten 
soll die Aufenthaltserlaubnis erteilt werden (§ 25 Abs. 5 Satz 
2 AufenthG). Die Aufenthaltserlaubnis darf jedoch nur erteilt 
werden, wenn die betroffene Person unverschuldet an ihrer 
Ausreise gehindert ist, wobei unter dem eigenen Verschul-
den insbesondere falsche Angaben oder die Täuschung über 
Identität und Staatsangehörigkeit sowie die Nichterfüllung 
von Anforderungen zur Beseitigung der Ausreisehinder-
nisse zu verstehen sind (§ 25 Abs. 5 Satz 3 und 4 AufenthG).
Neben dieser Vorschrift gibt es eine Reihe weiterer Möglich-
keiten für Geduldete, ihren Aufenthalt zu legalisieren (für 
eine Übersicht siehe Grote/Vollmer 2016: 33).
26 Frist zur freiwilligen Ausreise
Frist zur freiwilligen Ausreise4
4.1 Vorgaben der Rückführungsrichtlinie 
und Empfehlung der EU-Kommission
Die Rückkehrentscheidung muss in der Regel eine Frist 
zwischen sieben und 30 Tagen zur selbstständigen Ausreise 
vorsehen (Art. 7 Abs. 1 RFRL). Die Richtlinie gibt den Mit-
gliedstaaten die Möglichkeit, die Frist nur auf Antrag zu ge-
währen. In Ausnahmefällen kann eine kürzere Frist gesetzt 
oder von der Fristsetzung ganz abgesehen werden. Dies ist 
möglich, wenn Fluchtgefahr besteht, wenn der Antrag auf 
einen Aufenthaltstitel bzw. auf Asyl als offensichtlich unbe-
gründet oder missbräuchlich abgelehnt wurde oder wenn 
die rückkehrpflichtige Person eine Gefahr für die öffentli-
che Sicherheit und Ordnung darstellt (Art. 7 Abs. 4 RFRL). 
Die Frist kann in Einzelfällen aber auch verlängert werden, 
z. B. wenn ausreisepflichtige Kinder schulpflichtig sind, bei 
einer langen Aufenthaltsdauer oder wenn familiäre und so-
ziale Bindungen bestehen (Art. 7 Abs. 2 RFRL). Während der 
Frist können die Mitgliedstaaten den betroffenen Personen 
Verpflichtungen zur Vermeidung einer Fluchtgefahr aufer-
legen (vgl. Kap. 5.2.2). 
Nach der Empfehlung der EU-Kommission sollten die Mit-
gliedstaaten bei der Gewährung der Ausreisefrist nur die Mi-
nimalstandards der Rückführungsrichtlinie anwenden: Die 
Frist soll nur auf Antrag gewährt werden und so kurz wie 
möglich sein, wobei jedoch die Umstände des Einzelfalles 
und die Wahrscheinlichkeit einer tatsächlichen Rückkehr 
berücksichtigt werden sollen (KOM 2017b: Empf. 17-19). 
Eine längere Frist als sieben Tage soll nur gewährt werden, 
wenn die betreffende Person bei der Rückkehrvorbereitung 
aktiv mitwirkt (KOM 2017b: Empf. 20). Die Mitgliedstaa-
ten sollen von der Möglichkeit, in bestimmten Fällen keine 
Frist zu gewähren, insbesondere Gebrauch machen, wenn 
die Gefahr des Untertauchens besteht (KOM 2017b: Empf. 
21). Gleichzeitig sollen die Mitgliedstaaten ausreisepflich-
tige Personen besser über Möglichkeiten einer geförderten 
Rückkehr informieren und entsprechende Förderung anbie-
ten (KOM 2017b: Empf. 22 und 23). Schließlich empfiehlt die 
EU-Kommission den Mitgliedstaaten, Möglichkeiten einzu-
führen, um die fristgerechte selbstständige Ausreise zu über-
prüfen und festzustellen (KOM 2017b: Empf. 24b).
4.2 Umsetzung in Deutschland
4.2.1 Länge der Ausreisefrist
In der Abschiebungsandrohung wird gleichzeitig in der 
Regel eine Frist zwischen sieben und 30 Tagen zur Ausreise 
gesetzt, ohne dass die betreffende Person dies beantragen 
muss (§ 59 Abs. 1 Satz 1 AufenthG). Dies wurde mit Umset-
zung der Rückführungsrichtlinie verpflichtend. Zuvor han-
delte es sich hierbei um eine Soll-Vorschrift, die Frist sollte 
also in der Regel gewährt werden, die Behörden waren dazu 
jedoch nicht verpflichtet. Auch die Fristlänge ist erst seit der 
Richtlinienumsetzung festgeschrieben.
Bei Ablehnung eines Asylantrags wird die Fristlänge durch 
den Bescheid des BAMF festgesetzt: Wird ein Asylantrag als 
offensichtlich unbegründet oder unzulässig abgelehnt, so 
beträgt die Ausreisefrist sieben Tage (§ 36 Abs. 1 AsylG), an-
sonsten 30 Tage (§ 38 Abs. 1 AsylG). Wird die Abschiebungs-
androhung von der Ausländerbehörde erlassen, so kann 
diese über die genaue Fristlänge nach Ermessen entschei-
den, wobei eine Frist von 30 Tagen der Regelfall ist (Grote 
2015: 58; Bauer 2016: § 59 RN 21f.). Dabei hat sie „zwischen 
dem öffentlichen Interesse an der baldigen Ausreise“ der be-
troffenen Person und deren „privaten Belangen“ abzuwägen 
(Bauer 2016: § 59 RN 21f.). Die Frist soll lang genug sein, um 
den betroffenen Personen zu ermöglichen, der „Abschie-
bung durch eine freiwillige Ausreise zuvorzukommen“ und 
ihre „beruflichen und persönlichen Lebensverhältnisse im 
Bundesgebiet abzuwickeln“, wobei die Länge des Aufenthalts 
zu berücksichtigen ist (Bauer 2016: § 59 RN 21). Daneben 
soll die Frist auch das Einlegen von Rechtsbehelfen gegen 
die Rückkehrentscheidung ermöglichen (Marx 2017: 177).
Wenn dies im Einzelfall zur Wahrung überwiegender öf-
fentlicher Belange zwingend erforderlich ist, kann auch eine 
kürzere Frist oder keine Frist gesetzt werden (§ 59 Abs. 1 Satz 
2 AufenthG). Das Aufenthaltsgesetz sieht dies insbesondere 
vor, wenn der begründete Verdacht besteht, dass die aus-
reisepflichtige Person sich der Abschiebung entziehen will 
(vgl. Kap. 5.2.1) oder wenn von ihr eine erhebliche Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung ausgeht (§ 59 Abs. 1 
Satz 2 AufenthG; vgl. Hailbronner 2017: 372). Befindet sich 
eine ausreisepflichtige Person in Haft oder in öffentlichem 
Gewahrsam, so bedarf es keiner Frist; in diesen Fällen wird 
direkt aus der Haft oder aus dem öffentlichen Gewahrsam 
abgeschoben (§ 59 Abs. 5 Satz 1 AufenthG). Auch bei einer 
Abschiebungsanordnung im Rahmen des Dublin-Verfah-
rens wird keine Frist gesetzt (§ 34a AsylG). 
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Unter bestimmten Bedingungen kann die Ausreisefrist auch 
verlängert werden (§ 59 Abs. 1 Satz 4 AufenthG). Da die ge-
naue Fristlänge hier im Ermessen der zuständigen Behörde 
liegt, müssen dabei alle Umstände des Einzelfalls berück-
sichtigt und die maßgeblichen Gründe für die Fristlänge in 
der Begründung dargelegt werden (Kluth 2017: § 59 RN 19). 
Eine lange Aufenthaltsdauer, das Vorhandensein schul-
pflichtiger Kinder und das Bestehen anderer familiärer und 
sozialer Bindungen sprechen in der Regel für eine Verlänge-
rung (Marx 2017: 177; Bauer 2016: § 59 RN 21). Insbesondere 
zur Planung einer freiwilligen Ausreise, z. B. mit einem För-
derprogramm, ist häufig eine längere Vorbereitung als die 
üblichen 30 Tage notwendig; hier kommt es häufig auf die 
Informiertheit und das Verständnis der Ausländerbehörden 
für diese Umstände an, ob eine längere Frist gewährt wird 
(Grote 2015: 58). Explizit vorgesehen ist eine längere Frist: 
  bei der Rücknahme des Asylantrags durch die antrag-
stellende Person,
  bei der Rücknahme einer Klage, die gegen eine Entschei-
dung des BAMF erhobenen wurde, und
  beim erklärten Verzicht auf die Durchführung des Asyl-
verfahrens für ein minderjähriges Kind durch seine 
Stellvertreterin bzw. seinen Stellvertreter.
Erklärt sich die betreffende Person in diesen Fällen zur frei-
willigen Ausreise bereit, kann eine Frist bis zu drei Monaten 
eingeräumt werden (§ 38 Abs. 3 AsylG). Wenn Anhaltspunkte 
dafür bestehen, dass die betroffene Person Opfer von Men-
schenhandel oder illegaler Beschäftigung ist, beträgt die Frist 
in der Regel mindestens drei Monate (§ 59 Abs. 7 AufenthG).
4.2.2 Feststellung der Ausreise innerhalb der Frist 
Die erfolgte Ausreise wird durch die Grenzübertrittbeschei-
nigung (GÜB) nachgewiesen. Die GÜB wird in der Regel 
zusammen mit der Abschiebungsandrohung ausgestellt 
(50.4.1.1 AVwV AufenthG). Die ausreisepflichtige Person 
muss sie entweder bei der Grenzkontrolle bei Verlassen des 
Bundesgebietes oder im Zielstaat bei der deutschen Aus-
landsvertretung abgeben (Marx 2017: 796). 
Wenn die freiwillige Ausreise nicht durch die abgegebene 
GÜB oder z. B. einen Beförderungsnachweis nachgewiesen 
werden kann und der Aufenthaltsort einer ausreisepflich-
tigen Person unbekannt ist, kann sie in den Fahndungs-
hilfsmitteln der Polizei zur Aufenthaltsermittlung und 
Festnahme (§ 50 Abs. 6 Satz 1 AufenthG) und im Schen-
gener Informationssystem ausgeschrieben werden (Kohls 
2014: 14).
4.2.3 Herausforderungen und Maßnahmen in Bezug 
auf die Ausreisefrist
Mit Blick auf die Frist zur freiwilligen Ausreise ergeben sich 
Herausforderungen sowohl für die Behörden als auch für 
die Betroffenen (siehe auch Tabelle 4). Auf Behördenseite 
bestehen die größten Herausforderungen darin, dass eine 
Ausreise innerhalb der Frist oft nicht nachweisbar ist und 
dass ausreisepflichtige Personen teilweise untertauchen, um 
einer Abschiebung zu entgehen. 
Tabelle 4:  Herausforderungen und Maßnahmen hinsichtlich der Frist zur freiwilligen Rückkehr
Herausforderungen Ja/Nein/In manchen 
Fällen
Maßnahmen
Zu kurze Frist In manchen Fällen   Fristverlängerung im Einzelfall und nach Ermessen, z. B. wenn glaubhaft gemacht 
werden kann, dass eine durch REAG/GARP geförderte Ausreise beantragt wurde.
  Sensibilisierung und Information der beteiligten Akteure (z. B. Ausländerbehörden 
und Wohlfahrtsverbände), um den gesetzlichen Rahmen zum Vorrang der freiwilli-
gen Rückkehr auszuschöpfen (Grote 2015: 58).
Untertauchen während 
der Frist 
In manchen Fällen Frühestmögliche Information über die Rechtsfolgen einer Abschiebung (längere 
Wiedereinreisesperre, Pflicht zur Kostenübernahme) und des Untertauchens mit dem 
Ziel, die betroffene Person von einer freiwilligen Ausreise zu überzeugen (vgl. Grote 
2014: 39). Dies geschieht auf Bundesebene:
  durch Informationsangebote wie die Rückkehrhotline und das Online-Rückkehrpor-
tal (vgl. Kap. 2.2.2),
  durch ein Rückkehrinformationsgespräch und die Aushändigung eines Rückkehrin-
formationspakets bei der Asylantragstellung*,
  durch ein Merkblatt mit Informationen über die freiwillige Rückkehr, das mit dem 
ablehnenden Bescheid des BAMF versandt wird.
Verifizierung der Abreise 
während der Frist 
Ja (GÜB wird teilweise 
nicht abgegeben)
  Festlegung von Kriterien, wann eine freiwillige Ausreise ohne Rücklauf der GÜB als 
gesichert gilt (siehe oben).
* Im Gespräch wird auf die Möglichkeit der freiwilligen Rückkehr hingewiesen und deutlich gemacht, dass ein Untertauchen und ein Le-
ben in der Illegalität viele Nachteile haben. Das Informationspaket ist herkunftslandspezifisch gestaltet und enthält auch die Adresse der 
nächstliegenden Rückkehrberatungsstelle des Bundeslandes. Dieses Rückkehrinformationsgespräch findet seit Ende Juni 2017 in allen 
Ankunftszentren und Außenstellen des BAMF statt. Die Initiative baut auf einem Pilotprojekt zum integrierten Rückkehrmanagement auf 
(vgl. EMN/BAMF 2017: 62).
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Gerade bei der Ausreise über Landgrenzen, an denen grund-
sätzlich keine Grenzkontrollen stattfinden, wird die GÜB 
häufig nicht abgegeben und dadurch der Nachweis der Aus-
reise erschwert (vgl. 50.4.1.1.1 AVwV AufenthG). Dies führt 
dazu, dass die Zahl der nichtgeförderten freiwilligen Ausrei-
sen statistisch und melderechtlich im Ausländerzentralre-
gister (AZR) nicht umfassend erfasst werden kann und nur 
diejenigen Ausreisen enthält, bei denen sich die ausgereisten 
Personen tatsächlich nach Ausreise bei den entsprechenden 
Behörden gemeldet haben (Deutscher Bundestag 2017c: 55). 
Im Rahmen des ZUR (vgl. Kap. 2.2.2) soll in einer ‚Arbeits-
gruppe Statistik‘ daher festgelegt werden, wann eine freiwil-
lige Ausreise ohne Rücklauf der GÜB als gesichert gilt. Zu 
diesem Zweck sollen Kriterien erarbeitet werden, die fest-
legen, welche Sachverhalte fortan als verifizierte Ausreise 
im AZR gespeichert werden sollen (beispielsweise Anhalts-
punkte, die nach einem noch zu definierenden Zeitraum 
nahe legen, dass die Person mutmaßlich ins Herkunftsland 
zurückgekehrt ist bzw. die EU verlassen hat). 
In Bezug auf die Problematik des Untertauchens wurden 
durch die Gesetzesänderungen der letzten Jahre und ins-
besondere durch das ‚Gesetz zur besseren Durchsetzung der 
Ausreisepflicht‘ die Möglichkeiten zur Überwachung und 
Wohnsitzbeschränkung von ausreisepflichtigen Personen 
erweitert. Da das Gesetz erst zum 29. Juli 2017 in Kraft trat, 
lässt sich noch nicht absehen, inwiefern die zusätzlichen Be-
schränkungen einem Untertauchen während der Ausreise-
frist entgegenwirken oder die Ausreisebereitschaft erhöhen. 
Aus Sicht der betroffenen Personen und in Bezug auf die 
Förderung der selbstständigen oder geförderten Ausreise 
hat sich in anderen Studien herausgestellt, dass das Verhän-
gen einer zu kurzen Ausreisefrist der Erfüllung der Ausrei-
sepflicht entgegenwirken kann, weil die Frist dann zu kurz 
ist, um die selbstständige Ausreise vorbereiten und realisie-
ren zu können, selbst wenn die betroffenen Personen aus-
reisen möchten (Grote 2015: 58; SVR 2017: 31). In einigen 
Fällen wird von den Behörden bereits die Abschiebung vor-
bereitet, ohne dass klar ist, ob die betroffene Person selbst-
ständig ausreisen möchte (SVR 2017: 31). Die Empfehlung 
der EU-Kommission, die Frist nur auf Antrag und so kurz 
wie möglich zu gewähren, könnte dabei im Widerspruch 
zu dem Ziel stehen, ausreisepflichtige Personen besser über 
Möglichkeiten der geförderten Ausreise zu informieren und 
der freiwilligen Ausreise Vorrang gegenüber einer Abschie-
bung einzuräumen. 
Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die Heraus-
forderungen, die sich im Zusammenhang mit der Frist zur 
freiwilligen Ausreise ergeben, und benennt Maßnahmen, 
die insbesondere durch das BAMF sowie das ZUR getrof-
fen wurden und geplant sind, um diesen Herausforderun-
gen zu begegnen.
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5
5.1 Vorgaben der Rückführungsrichtlinie 
und Empfehlung der EU-Kommission
Die Rückführungsrichtlinie und die Empfehlung der EU-
Kommission sehen das Untertauchen von ausreisepflich-
tigen Personen als einen zentralen Grund an, warum Ab-
schiebungen häufig trotz Ausreisepflicht nicht stattfinden 
(KOM 2017b). Die Gefahr eines Untertauchens („risk of abs-
conding“) wird in der deutschen Fassung der Rückführungs-
richtlinie als „Fluchtgefahr“ bezeichnet. „Fluchtgefahr“ wird 
definiert als „das Vorliegen von Gründen im Einzelfall, die 
auf objektiven, gesetzlich festgelegten Kriterien beruhen 
und zu der Annahme Anlass geben, dass sich Drittstaatsan-
gehörige einem Rückkehrverfahren durch Flucht entziehen 
könnten“ (Art. 3 Nr. 7 RFRL). 
Zur Vermeidung einer Fluchtgefahr können die Mitglied-
staaten ausreisepflichtigen Personen während der Ausreise-
frist bestimmte Verpflichtungen auferlegen. Die Richtlinie 
nennt hierfür beispielhaft eine regelmäßige Meldepflicht 
bei Behörden, die Hinterlegung einer finanziellen Sicher-
heit, das Einreichen von Papieren oder die Verpflichtung, 
an einem bestimmten Ort zu wohnen (Art. 7 Abs. 3 RFRL). 
Wenn eine Fluchtgefahr vorliegt, können die Mitgliedstaa-
ten auch ganz von der Gewährung einer Ausreisefrist abse-
hen (Art. 7 Abs. 4 RFRL, vgl. Kap. 4). Fluchtgefahr ist auch 
einer der beiden Gründe für die Anordnung von Abschie-
bungshaft nach der Richtlinie (Art. 15 Abs. 1 Buchstabe a 
RFRL). 
Die Empfehlung der EU-Kommission enthält Kriterien für 
die (widerlegbare) Vermutung des Vorliegens einer Flucht-
gefahr. Diese sind:
  die Weigerung von ausreisepflichtigen Personen, bei der 
Identitätsfeststellung zu kooperieren, indem sie falsche 
oder gefälschte Dokumente nutzen, Identitätspapiere 
vernichten oder verschwinden lassen oder sich weigern, 
Fingerabdrücke abzugeben,
  die Widersetzung gegen die Rückführung durch Gewalt 
oder Täuschung,
  die Nichtbeachtung einer Verpflichtung, die zur Vermei-
dung von Fluchtgefahr auferlegt wurde,
  das Zuwiderhandeln gegen ein Einreiseverbot,
  die unerlaubte Weiterreise in einen anderen EU-Mit-
gliedstaat (KOM 2017b: Empf. 15).
Daneben enthält die Empfehlung weitere Kriterien, die die 
Mitgliedstaaten bei der Feststellung, ob eine Fluchtgefahr 
besteht, beachten sollen. Diese sind:
  die ausdrückliche Erklärung der ausreisepflichtigen Per-
son, ihrer Rückkehrverpflichtung nicht nachkommen 
zu wollen,
  die nicht erfolgte Ausreise während der Frist zur frei-
willigen Ausreise,
  die Verurteilung wegen einer schweren Straftat (KOM 
2017b: Empf. 16).
5.2 Umsetzung in Deutschland
5.2.1 Definition von Fluchtgefahr 
Fluchtgefahr besteht, wenn im Einzelfall auf bestimmten 
Anhaltspunkten beruhende Gründe vorliegen, die den Ver-
dacht rechtfertigen, dass eine ausreisepflichtige Person sich 
der Abschiebung durch Flucht entziehen will (§ 62 Abs. 3 
Satz 1 Nr.  5 AufenthG). Die Kriterien zur Annahme von 
Fluchtgefahr wurden 2015 durch das ‚Gesetz zur Neube-
stimmung des Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendigung‘ 
gesetzlich festgeschrieben. Damit wurde ein Urteil des BGH 
vom 26. November 2014 umgesetzt. Dieser hatte in einem 
Verfahren zu Haft im Rahmen der Dublin-Verordnung ent-
schieden, dass die Anordnung von Haft wegen Fluchtgefahr 
(§ 62 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 AufenthG) den Anforderungen der 
Dublin-Verordnung nicht gerecht wurde.26 Die Annahme 
einer Fluchtgefahr muss sowohl nach der Dublin-Verord-
nung als auch nach der Rückführungsrichtlinie auf objekti-
ven gesetzlich festgelegten Kriterien beruhen (Art. 2 Buch-
stabe n VO (EU) 604/2013; Art. 3 Abs. 7 RFRL); im deutschen 
Recht war dies nach Ansicht des BGH nicht der Fall, stattdes-
sen wurde für die Annahme von Fluchtgefahr auf Kriterien 
zurückgegriffen, die sich in der Rechtsprechung entwickelt 
hatten. Diese sind Grundlage des nunmehr in § 2 Abs. 14 
AufenthG gesetzlich festgeschriebenen Kriterienkataloges 
(Winkelmann 2016: § 62 RN 75-96).
26  BGH, Beschluss vom 26. Juni 2014 – V ZB 31/14.
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Nach § 2 Abs. 14 AufenthG sprechen die folgenden Krite-
rien – teils mit weiteren Voraussetzungen - für das Vorlie-
gen einer Fluchtgefahr:
  Untertauchen bereits in der Vergangenheit durch 
Aufenthaltswechsel ohne Meldung an die zuständige 
Behörde,
  Täuschung über die Identität, insbesondere durch die 
Unterdrückung oder Vernichtung von Identitäts- oder 
Reisedokumenten oder das Vorgeben einer falschen 
Identität,
  Verweigerung der Mitwirkung an der Identitätsfeststellung
  Aufwendung hoher Geldsummen für die unerlaubte 
Reise (z. B. an einen Schleuser),
  ausdrückliche Erklärung, sich der Abschiebung entzie-
hen zu wollen,
  Treffen konkreter Vorbereitungshandlungen, um sich 
der Abschiebung zu entziehen.
Liegt eines der Kriterien vor, ist dies jedoch lediglich ein 
Indiz, dass im konkreten Fall eine Fluchtgefahr vorliegen 
könnte. Die Feststellung bedarf immer der Prüfung im Ein-
zelfall (Marx 2017: 841).
Tabelle 5 gibt einen Überblick über die Kriterien zur Feststel-
lung einer Fluchtgefahr nach der Empfehlung der EU-Kom-
mission sowie nach dem Aufenthaltsgesetz. Einige Kriterien 
gelten dabei im deutschen Recht nicht als Begründung einer 
Fluchtgefahr, aber als eigenständiger Grund für die Abschie-
bungshaft (vgl. Kap. 6.3.2)27
5.2.2 Maßnahmen um ein Untertauchen zu verhin-
dern
Sobald eine Person vollziehbar ausreisepflichtig wird, stehen 
den zuständigen Behörden verschiedene Möglichkeiten zur 
Verfügung, einem Untertauchen entgegenzuwirken. Die hier 
beschriebenen Maßnahmen gelten grundsätzlich unabhän-
gig davon, ob die Frist zur freiwilligen Ausreise noch läuft 
oder bereits abgelaufen ist.28 Die nachfolgend beschriebenen 
Maßnahmen stellen gleichzeitig Alternativen zur Anord-
nung von Abschiebungshaft wegen Fluchtgefahr dar und 
müssen vor der Haftanordnung geprüft werden. Aus Sicht 
der Bundesregierung sind sie jedoch nicht immer geeig-
net, eine Abschiebung ausreichend sicherzustellen, wenn 
27 Im Gegensatz zur Rückführungsrichtlinie unterscheidet das 
deutsche Recht nicht zwischen den beiden Haftgründen der 
Fluchtgefahr und des Umgehens oder Behinderns der Rück-
führung. Vielmehr wird die Fluchtgefahr als spezifischer Fall 
des Umgehens oder Behinderns gesehen (Hailbronner/Thym 
o. J.:8). Weitere Haftgründe, die sich auf die Behinderung des 
Abschiebungsprozesses beziehen, sind in § 62 Abs. 3 Satz 1 Auf-
enthG aufgeführt (vgl. Kap. 6.3.2).
28 Teilweise wird argumentiert, dass während der Frist gem. Art. 7 
Abs. 3 RFRL nur Maßnahmen zur Vermeidung einer Fluchtge-
fahr zulässig sind (Hörich 2015: 133). 
eine Fluchtgefahr tatsächlich besteht (Deutscher Bundestag 
2016b: 119). Wenn dies der Fall ist, ist die Anordnung von 
Abschiebungshaft als letztes Mittel möglich (vgl. Kap. 6.3).
Abnahme von Pass oder Passersatz
Der Pass oder Passersatz von ausreisepflichtigen Personen 
soll in Verwahrung genommen werden (§ 50 Abs. 5 Auf-
enthG). Dies soll unabhängig davon geschehen, ob es An-
haltspunkte gibt, dass die ausreisepflichtige Person den Pass 
vernichten, unbrauchbar machen oder den Behörden vor-
enthalten will (50.6.1 AVwV AufenthG). Nur in Ausnahme-
fällen soll der Pass behalten werden können, z. B. wenn ein 
überwiegendes Interesse daran besteht, den Pass bei sich 
zu haben, eine beglaubigte Kopie hierfür nicht ausreicht 
und das Behalten des Passes die Ausreise und Abschiebung 
nicht gefährdet. Bei Drittstaatsangehörigen, die kein Visum 
für die Einreise nach Deutschland benötigen, kann von der 
Verwahrung abgesehen werden, wenn dies nach den Praxi-
serfahrungen der zuständigen Behörde nicht erforderlich 
ist. Dasselbe gilt für Fälle, in denen der Herkunftsstaat in 
der Regel Passersatzpapiere ausstellt und die Ausländerbe-
hörde eine Passkopie hat (50.6.2 AVwV AufenthG). Wird der 
Pass in Verwahrung genommen, kann er der betroffenen 
Person dennoch zwischenzeitlich überlassen werden, wenn 
dies aus zwingenden Gründen erforderlich ist.
Anzeige- und Meldepflichten
Ausreisepflichtige Personen sind verpflichtet, der Auslän-
derbehörde anzuzeigen, wenn sie umziehen oder den Be-
zirk der Ausländerbehörde für mehr als drei Tage verlassen 
möchten (§ 50 Abs. 4 AufenthG). Außerdem kann die zustän-
dige Ausländerbehörde nach Ermessen anordnen, dass sich 
ausreisepflichtige Personen mindestens einmal wöchentlich 
bei der örtlichen Polizeidienststelle melden müssen, wenn:
  gegen die betroffene Person eine Abschiebungsanord-
nung (§ 58a AufenthG) ergangen ist,
  dies zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung erforderlich ist, oder 
  wenn ein Ausweisungsinteresse wegen Gefährdung der 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung oder der Si-
cherheit der Bundesrepublik, wegen Leitung eines ver-
botenen Vereins, wegen Beteiligung an oder Aufruf zu 
Gewaltanwendung oder wegen Aufruf zu Hass besteht 
(§ 56 Abs. 1 Satz 2 i. V. m. § 54 Abs. 1 Nr. 2-5 AufenthG). 
Residenzpflicht
Vollziehbar ausreisepflichtige Personen dürfen sich nur 
in dem Bundesland aufhalten, in dem sich die für sie zu-
ständige Ausländerbehörde befindet (§ 61 Abs. 1 Satz 1 Auf-
enthG). Zusätzlich kann die Ausländerbehörde in Einzelfäl-
len eine räumliche Beschränkung z. B. auf einen Landkreis, 
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Tabelle 5:  Kriterien zur Feststellung von Fluchtgefahr





Verweigerung der Kooperation 
bei der Identitätsfeststellung, 
bspw. durch die Verwendung 
falscher oder gefälschter 
Dokumente, durch Vernichtung 
oder Verschwindenlassen von 
Dokumenten oder der Weigerung, 
Fingerabdrücke abzugeben
Ja § 2 Abs. 14 Nr. 2 
und 3 AufenthG
Widerstand gegen die Durchsetzung 
der Abschiebung (Rückkehrpflicht) 




§ 62 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 4 AufenthG
Näheres siehe Winkelmann 2016: § 62 RN 74.
Nichteinhalten/Zuwiderhandeln 
gegen eine Maßnahme, die dem 
Untertauchen vorbeugen soll
Teilweise § 2 Abs. 14 Nr. 1 
AufenthG; 
§ 62 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 2 AufenthG
Eine Fluchtgefahr kann angenommen werden, wenn 
die betroffene Person bereits in der Vergangenheit 
ihrer Anzeigepflicht gegenüber einer Behörde (vgl. 
Kap. 5.2.2) nicht nachgekommen ist und sich dadurch dem 
Behördenzugriff entzogen hat.
Nach Ablauf der Ausreisefrist kann Abschiebungshaft 
angeordnet werden, wenn die betroffene Person den 
Aufenthaltsort wechselt ohne dies anzuzeigen.
Unerlaubte Weiterreise in einen 
anderen Mitgliedstaat
Nein
Ausdrückliche Erklärung, der 
Rückkehrverpflichtung nicht 
nachkommen zu wollen
Ja § 2 Abs. 14 Nr. 5 
AufenthG
Nichteinhaltung der Ausreisefrist Nein § 62 Abs. 3 Satz 
1 Nr. 2 AufenthG; 
62.2.1.6 AVwV 
AufenthG
Kein Indiz für Fluchtgefahr. Für das Vorliegen eines 
Haftgrundes muss die betreffende Person zusätzlich ihren 
Wohnsitz gewechselt haben, ohne der zuständigen Behörde 
eine neue Anschrift zur Erreichbarkeit mitzuteilen.
Verurteilung wegen einer schweren 
Straftat
Ja Kann ein Indiz sein, wenn sich daraus vermuten lässt, dass 
die betroffene Person sich auch in Zukunft nicht rechtstreu 
verhalten wird; jedoch sind hier weitere Umstände des 
Einzelfalls wie etwa voriges Untertauchen, Art der Straftat, 
mehrfache Falschangaben oder fehlender Wohnsitz zu 
berücksichtigen (vgl. Winkelmann 2016: § 62 RN 81; 
Hailbronner/Thym o. J.: 8).





§ 2 Abs. 14 Nr. 1 
AufenthG; 
§ 62 Abs. 3 Satz 
1Nr. 2 und 3 
AufenthG
Bei einem früheren Entzug des Behördenzugriffs durch den 
nicht nur vorübergehenden Wechsel des Aufenthaltsortes 
ohne Anzeige kann Fluchtgefahr angenommen werden.
Daneben liegen Haftgründe vor, wenn die betroffene Person 
bei einer angekündigten Abschiebung nicht angetroffen 
wurde und wenn sie nach Ablauf der Ausreisefrist den 
Aufenthaltsort wechselt, ohne dies anzuzeigen.
Missverständliche Angaben Nein Missverständliche Angaben etwa zur Identität oder zum 
Wohnsitz sind für sich genommen kein Beleg für eine 
bestehende Fluchtgefahr; hierfür ist eine absichtliche 
Täuschung über die Identität erforderlich, die gezielt die 
Abschiebung verhindern soll (Marx 2017: 843).
Zuwiderhandeln gegen eine 
Wiedereinreisesperre
Nein § 62 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 1 AufenthG
Der Verstoß ist für sich genommen kein Anhaltspunkt für 
das Vorliegen einer Fluchtgefahr. Die unerlaubte Reise ist 
jedoch ein Grund für die Anordnung von Abschiebungshaft, 
wenn der Aufenthalt nicht nach der Einreise (z. B. durch 
einen Asylantrag) rechtmäßig wird (vgl.; (Hailbronner 2017: 
385).
Fehlende finanzielle Ressourcen Nein 62.2.1.6 AVwV 
AufenthG
Die Tatsache, dass zur Einreise erhebliche Geldbeträge z. B. 
für einen Schleuser aufgewendet wurden, begründet jedoch 
unter Umständen die Annahme einer Fluchtgefahr (§ 2 
Abs. 14 Nr. 4 AufenthG).
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eine Gemeinde oder eine bestimmte Unterkunft anord-
nen, wenn konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendi-
gung bevorstehen (§ 61 Abs. 1 Satz 1c Nr. 3 AufenthG, Bauer 
2016: § 61 RN 7). Dies ist der Fall, wenn die Ausländerbe-
hörde konkrete Schritte zur Beendigung des Aufenthalts 
unternommen oder eingeleitet hat (Deutscher Bundestag 
2014b:  9).29 Mit dem ‚Gesetz zur besseren Durchsetzung 
der Ausreisepflicht‘ wurde eingeführt, dass für alle ausrei-
sepflichtigen Personen eine räumliche Beschränkung auf 
den Bezirk der zuständigen Ausländerbehörde angeordnet 
werden soll, wenn sie vorsätzlich falsche Angaben machen 
oder über ihre Identität oder Staatsangehörigkeit täuschen 
und dadurch eine Abschiebung verhindern oder wenn sie 
zumutbare Anforderungen an die Mitwirkung bei der Besei-
tigung von Ausreisehindernissen nicht erfüllen (§ 61 Abs. 1c 
AufenthG).
Für Personen, die der Meldepflicht bei der Polizeidienststelle 
unterliegen (siehe oben), ist der Aufenthalt ebenfalls auf den 
Bezirk der zuständigen Ausländerbehörde beschränkt (§ 56 
Abs. 2 AufenthG). Sie können unter Umständen auch ver-
pflichtet werden, in einem anderen Ort oder in einer be-
stimmten Unterkunft zu wohnen (§ 56 Abs. 3 AufenthG).
Elektronische Überwachung
Für denselben Personenkreis wurde mit dem ‚Gesetz zur 
besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht‘ die Möglichkeit 
der elektronischen Aufenthaltsüberwachung eingeführt, 
wenn dies notwendig ist um eine erhebliche Gefahr für die 
innere Sicherheit oder für Leib und Leben Dritter abzuweh-
ren (§ 56a Abs. 1 AufenthG). Die betroffene Person muss das 
dafür verwendete technische Mittel ständig in betriebsbe-
reitem Zustand am Körper bei sich führen. Die Überwa-
chung kann für maximal drei Monate angeordnet und an-
schließend um jeweils drei Monate verlängert werden (§ 56a 
Abs. 2 AufenthG). Die Überwachung wird von der jeweiligen 
Ausländerbehörde durchgeführt (§ 56a Abs. 3 AufenthG).
Ausreiseeinrichtungen und besondere Aufnahmeeinrichtun-
gen
Die Bundesländer können darüber hinaus sogenannte Aus-
reiseeinrichtungen schaffen, in denen durch Betreuung und 
Beratung die Bereitschaft zur freiwilligen Ausreise geför-
dert und die Erreichbarkeit für Behörden und Gerichte 
sowie die Durchführung der Ausreise gesichert werden soll 
(§ 61 Abs. 2 AufenthG). „Mit Ausreiseeinrichtungen soll eine 
29 Der Regelung wird eine geringe Praxisrelevanz zugesprochen, da 
die Behörden bei Anordnung der Residenzpflicht der betroffe-
nen Person mitteilen müssten, dass aufenthaltsbeendende Maß-
nahmen bevorstehen, was dem intendierten „Überraschungs-
effekt“ der Abschiebung entgegensteht und die betroffenen 
Personen zu einem Untertauchen wohl noch eher motiviert 
(Rosenstein 2015: 229f.).
psychosoziale Betreuung mit dem Ziel einer Lebensperspek-
tive außerhalb Deutschlands ermöglicht werden. Die den 
Ländern freigestellte Einrichtung von Ausreisezentren ist als 
Teil einer verstärkten Förderung der freiwilligen Rückkehr 
zu sehen“ (Bauer 2016: § 61 RN 3). Solche Ausreiseeinrich-
tungen gab es zum Zeitpunkt der Studienerstellung in den 
Bundesländern nur vereinzelt (z. B. in Schleswig-Holstein; 
Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten 2016). 
Das BMI prüft derzeit die Einrichtung von Bundesausreise-
zentren (BMI 2017d).
Daneben haben die Bundesländer die Möglichkeit, soge-
nannte besondere Aufnahmeeinrichtungen einzurichten, 
für die mit dem Asylpaket II zum 17. März 2016 eine Rechts-
grundlage geschaffen wurde (§ 30a Abs. 1 AsylG). In diesen 
Einrichtungen müssen Schutzsuchende unter bestimmten 
Bedingungen bis zum Abschluss des Asylverfahrens und im 
Falle einer Ablehnung bis zur Rückkehr wohnen bleiben, 
was die Rückführung erleichtern soll. Die Einrichtungen 
sind als Unterkünfte vor allem für Antragstellende aus si-
cheren Herkunftsstaaten gedacht, aber z. B. auch für Perso-
nen, die einen Asylfolgeantrag stellen oder falsche Angaben 
zu ihrer Identität oder Staatsangehörigkeit machen. Solche 
Einrichtungen gibt es derzeit z. B. in Bayern (Bamberg und 
Manching; EMN/BAMF 2017: 63).
Verbot der Ankündigung von Abschiebungen
Mit dem Asylpaket I wurde das Verbot der vorigen Ankün-
digung von Abschiebungen eingeführt (§ 59 Abs. 1 Satz 8 
AufenthG). Zuvor hatten einzelne Bundesländer Abschie-
bungstermine im Voraus angekündigt (EMN/BAMF 2016a: 
45). Bei Personen, die seit mehr als einem Jahr geduldet sind, 
muss die Abschiebung in der Regel mindestens einen Monat 
im Voraus angekündigt werden, es sei denn die betreffende 
Person hat die Unmöglichkeit der Abschiebung durch vor-
sätzlich falsche Angaben oder durch Täuschung über Iden-
tität oder Staatsangehörigkeit selbst herbeigeführt oder bei 
der Beseitigung der Abschiebungshindernisse nicht ausrei-
chend mitgewirkt (§ 60a Abs. 5 Satz 4 und 5 AufenthG). Das 
Ankündigungsverbot in diesen Fällen wurde durch das ‚Ge-
setz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht‘ einge-
führt. Mit dem Ankündigungsverbot soll dem Untertauchen 
von ausreisepflichtigen Personen vorgebeugt werden; dane-
ben dient die Regelung nach Ansicht der Bundesregierung 
dem Ziel der Rückführungsrichtlinie, vollziehbare Rückkeh-
rentscheidungen wirksam durchzusetzen (Deutscher Bun-
destag 2015b: 50). Das Verbot wird teilweise kritisiert, da es 
die Geltendmachung von Duldungsgründen und somit die 
Gewährung von effektivem Rechtsschutz erschwere (Bauer 
2016: § 59 RN 7). Allerdings wird durch den Verzicht auf 
33Untertauchen von Ausreisepflichtigen
die Ankündigung auch der Nachweis erschwert, dass sich 
eine Person der Abschiebung entzogen hat, womit wiede-
rum die Anordnung von Abschiebungshaft erschwert wird 
(vgl. Kap. 6.3.2). 
Weitere Maßnahmen
Die Ausländerbehörde kann weitere Bedingungen und 
Auflagen „zur Überwachung, Kontrolle und Ausreiseför-
derung“ anordnen (Rosenstein 2015: 230, § 61 Abs. 1e Auf-
enthG). Diese müssen jedoch sachgemäß und zweckdien-
lich (und nicht etwa sanktionierend oder schikanös) sein. 
Beispiele hierfür sind die Verpflichtung, eine Rückkehr-
beratung in Anspruch zu nehmen, oder eine Sparauflage 
für die Rückreisekosten (Bauer 2016: § 61 RN 10). Daneben 
haben die Ausländerbehörden die Möglichkeit, weitere Maß-
nahmen zur Förderung der Ausreise zu treffen (§ 46 Abs. 1 
AufenthG). Die AVwW AufenthG benennt hierfür mögliche 
Ordnungsverfügungen:30
„46.1.4.1 –  die Verpflichtung, sich zur Aufenthaltsüberwa-
chung regelmäßig bei der Ausländerbehörde zu 
melden,
46.1.4.2 –  die Verpflichtung, eine Rückkehrberatung in 
Anspruch zu nehmen,
46.1.4.3 –  die Verpflichtung, betragsmäßig zu bezeich-
nende Mittel, die nicht für die Sicherung des 
absoluten Existenzminimums erforderlich sind, 
für die Finanzierung der Rückkehr anzusparen 
und hierzu auf ein von der Ausländerbehörde 
eingerichtetes Sperrkonto einzuzahlen,
46.1.4.4 –  die Verpflichtung zur Wohnsitznahme an einem 
bestimmten Ort oder in einer bestimmten 
Unterkunft, 
46.1.4.5 –  die Verpflichtung, einen bestimmten räumli-
chen Bereich nicht zu verlassen, 
46.1.4.6 –  die Verpflichtung, Papiere der Ausländerbehörde 
auszuhändigen, die bei Kontrollen zu dem fal-
schen Eindruck führen können, der Ausländer 
sei zum Aufenthalt berechtigt bzw. nicht ausrei-
sepflichtig; dies gilt insbesondere für Fiktions-
bescheinigungen nach Ablehnung eines Antrags 
auf eine Aufenthaltserlaubnis.“
30 Siehe hierzu auch Grote 2014: 40.
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Die Rückführungsrichtlinie verpflichtet die Mitgliedstaa-
ten, nach Ablauf der Ausreisefrist alle erforderlichen Maß-
nahmen zu ergreifen, um die Rückkehrentscheidung zu 
vollstrecken (Art. 8 Abs. 1 RFRL). Hierzu gehört zunächst 
die praktische Organisation der geförderten Ausreise oder 
Abschiebung, wobei die Beschaffung von Reisedokumen-
ten eine zentrale Herausforderung darstellt. Wenn ausrei-
sepflichtige Personen das Bundesgebiet nicht während der 
ihnen gewährten Ausreisefrist verlassen, kann die Ausreise-
pflicht mit Zwang durchgesetzt werden. Hierzu können die 
Behörden Sanktionen anordnen und insbesondere die So-
zialleistungen von Personen kürzen, die der Ausreisepflicht 
nicht nachkommen. Als letztes Mittel kann Abschiebungs-
haft angeordnet werden. 
6.1 Organisation der Rückkehr
6.1.1 Empfehlung der EU-Kommission und  
EU-Reisedokumente
Die Rückführungsrichtlinie enthält keine wesentlichen Be-
stimmungen zur Organisation von Rückführungen.31 Nach 
der Empfehlung der EU-Kommission sollen unverzüglich 
nach Ergehen einer Rückkehrentscheidung Reisedoku-
mente beim Zielstaat der Rückkehr beantragt werden. Alter-
nativ soll der Zielstaat aufgefordert werden, für die Rückkehr 
EU-Reisedokumente zu akzeptieren (KOM 2017b: Empf. 9c). 
Der EU-Ministerrat verabschiedete bereits 1994 eine Emp-
fehlung32, die ein ‚Standardreisedokument für die Rückfüh-
rung von Staatsangehörigen dritter Länder‘ enthielt, dass 
die Mitgliedstaaten für Rückführungen nutzen konnten. 
Dieses wurde jedoch von Drittstaaten nicht allgemein an-
erkannt, weshalb mit der Verordnung (EU) 2016/195333 ein 
31 Gemäß Art. 8 Abs. 5 RFRL sollen die Mitgliedstaaten bei Abschie-
bungen per Flugzeug jedoch den Gemeinsamen Leitlinien für 
Sicherheitsvorschriften bei gemeinsamen Rückführungen auf 
dem Luftweg (Anhang zur Entscheidung 2004/573/EG) Rech-
nung tragen.
32 Empfehlung des Rates vom 30. November 1994 bezüglich der 
Einführung eines Standardreisedokuments für die Rückführung 
von Staatsangehörigen dritter Länder.
33 Verordnung (EU) 2016/1953 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 26. Oktober 2016 über die Einführung eines eu-
ropäischen Reisedokuments für die Rückkehr illegal aufhältiger 
Drittstaatsangehöriger und zur Aufhebung der Empfehlung des 
Rates vom 30. November 1994.
neues europäisches Reisedokument für die Rückkehr ein-
geführt wurde, dessen Format, Sicherheitsmerkmale und 
technische Spezifikationen durch die Verordnung festgelegt 
sind. Die Verordnung gilt seit dem 8. April 2017.
Daneben empfiehlt die Kommission den Mitgliedstaaten, 
die bestehenden Instrumente zur gegenseitigen Anerken-
nung von Rückkehrentscheidungen anderer Mitgliedstaa-
ten zu nutzen (KOM 2017b: Empf. 9d). Hierbei handelt es 
sich um die Richtlinie 2001/40/EG34 und um die ‚Entschei-
dung des Rates vom 23. Februar 2004 zur Festlegung der 
Kriterien und praktischen Einzelheiten zum Ausgleich fi-
nanzieller Ungleichgewichte aufgrund der Anwendung 
der Richtlinie 2001/40/EG über die gegenseitige Aner-
kennung von Entscheidungen über die Rückführung von 
Drittstaatsangehörigen‘.
6.1.2 Organisation der Rückkehr in Deutschland
Beantragen von Reisedokumenten bei Drittstaaten
Für die Beschaffung von Reisedokumenten für die Rück-
kehr sind grundsätzlich die Bundesländer zuständig. In den 
meisten Bundesländern wurden Zentrale Ausländerbehör-
den geschaffen, die unter anderem für die Passbeschaffung 
zuständig sind und häufig die gesamte Organisation von 
Abschiebungen übernehmen (SVR 2017: 17). 
Die Ständige Konferenz der Innenministerinnen und –mi-
nister sowie Innensenatorinnen und -senatoren der Länder 
(IMK) hat das BMI im Juni 2017 aufgefordert, zu „prüfen, 
Fälle, in denen Probleme mit den Passersatzpapieren auftre-
ten, auch unmittelbar operativ in möglichst großem Umfang 
durch das ZUR zu bearbeiten“ (IMK 2017: 8).
Für einige Zielstaaten35 übernimmt die Bundespolizei in 
eigener Zuständigkeit sowie in Amtshilfe die Beschaffung 
von Passersatzpapieren für die Bundesländer. Daneben un-
terstützt die Bundespolizei die Länder insbesondere in pro-
blematischen Fällen bei der Passersatzbeschaffung für die 
34 Richtlinie 2001/40/EG des Rates vom 28. Mai 2001 über die 
gegenseitige Anerkennung von Entscheidungen über die Rück-
führung von Drittstaatsangehörigen.
35 Benin, Burkina Faso, Cote d'Ivoire, Gambia, Ghana, Guinea, Gui-
nea Bissau, Liberia, Mali, Mauretanien, Niger, Nigeria, Senegal, 
Sierra Leone, Sudan, Togo und Vietnam.
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Zielstaaten Ägypten, Algerien, Marokko und Tunesien. Es 
werden durch die Bundespolizei Passersatzanträge gestellt, 
wenn:
1.  Die Person positiv durch eine Botschaft/Konsulat/
Delegation identifiziert wurde, 
2.  die zuständige Ausländerbehörde die Voraussetzun-
gen schafft (i. d. R. Flugbuchung, etc.) und das Passer-
satzpapier über die Bundespolizei beim Herkunfts-
land anfordert.
Abhängig von der Kooperation des Zielstaates bzw. den Bot-
schaften und den Fallzahlen werden auch Sammelanhörun-
gen zur Identifizierung durch die Bundespolizei organisiert. 
Mit einigen Ländern wurden separate Verfahren vereinbart 
um die Identifizierung zu beschleunigen. Mit Marokko kann 
eine Identifizierung z. B. über Fingerabdrücke für gewöhn-
lich innerhalb relativ kurzer Zeit erreicht werden. Ein ähn-
liches Verfahren befindet sich derzeit mit Tunesien im Auf-
bau. Mit Vietnam kann eine positive Identifizierung über ein 
Listenverfahren erreicht werden, sofern die Personen in Vi-
etnam entsprechend registriert sind. Die Bundespolizei lädt 
auf diplomatischem Weg regelmäßig Delegationen aus den 
Herkunftsländern ein, bei denen die Botschaften nicht oder 
ungenügend kooperieren. Das BMI hat eine Liste mit den 
(gemessen an der Zahl der Ausreisepflichtigen) wichtigsten 
Herkunftsländern erstellt, die auch Angaben zu deren Ko-
operationsbereitschaft enthält („z. B. Akzeptanz von EU-Rei-
sedokumenten; Ausstellung von Passersatzpapieren; Wahl 
des Transportmittels“; Deutscher Bundestag 2017: 16). Die 
zeitliche Dauer der Passersatzpapierbeschaffung unterschei-
det sich je nach Zielstaat und Einzelfall, weshalb es hierfür 
keinen allgemeingültigen Zeitrahmen gibt.
Verwendung von EU-Reisedokumenten
Für die geförderte Rückkehr und die Abschiebung aus 
Deutschland werden EU-Reisedokumente nur von weni-
gen Drittstaaten anerkannt. Im September 2015 gab es eine 
diplomatische Initiative der Bundesregierung, Rückführun-
gen in folgende Zielstaaten mittels EU-Reisedokument zu 
ermöglichen: Serbien, Bosnien-Herzegowina, Mazedonien, 
Albanien, Kosovo, Montenegro, Ägypten, Algerien, Libanon, 
Marokko, Äthiopien, Eritrea, Bangladesch, Indien, Pakistan, 
Benin, Burkina Faso, Ghana, Guinea, Guinea Bissau Mali, Ni-
geria und Niger. Letztendlich stimmten jedoch lediglich die 
sogenannten West-Balkan-Staaten diesem Verfahren zu (bei 
Bosnien-Herzegowina immer unter dem Vorbehalt einer 
zeitlichen Befristung). Die übrigen genannten Staaten leh-
nen Rückführungen mittels EU-Heimreisedokument nach 
wie vor ab. Unabhängig von dieser Initiative sind Rückfüh-
rungen nach Afghanistan mittels EU-Reisedokument auf 
Grundlage der gemeinsamen Erklärung vom 2. Oktober 
2016 ebenfalls möglich (vgl. BMI 2016).
Bei geförderten Ausreisen und Rückführungen mittels EU-
Reisedokumenten stellen die Zielstaaten die Dokumente 
nicht mehr selbst aus, hierfür sind die jeweiligen Bundes-
länder ebenso zuständig wie für die notwendige Identitäts-
klärung (Reuters 2015). Um die Rückführungsmaßnahmen 
bundesweit möglichst einheitlich durchzuführen, haben 
BMI, Auswärtiges Amt und Bundespolizei eine Handrei-
chung für die Bundesländer erstellt (BMI 2016).
Anerkennung von Rückkehrentscheidungen anderer Mit-
gliedstaaten
Eine vollziehbare Ausreispflicht besteht auch dann, wenn 
eine Rückführungsentscheidung durch einen anderen EU-
Mitgliedstaat erlassen wurde (§ 58 Abs. 2 Nr. 3 AufenthG 
i. V. m. Art. 3 der RL 2001/40/EG). Die Entscheidung, ob die 
Rückführungsentscheidung eines anderen Mitgliedstaates 
anerkannt wird, treffen die Ausländerbehörden (58.2.1.3.2 
AVwV AufenthG). Die Ausländerbehörden entscheiden 
ebenfalls, ob sie bei der Durchsetzung von Rückkehrent-
scheidungen anderer Mitgliedstaaten die ‚Entscheidung des 
Rates vom 23. Februar 2004 zur Festlegung der Kriterien 
und praktischen Einzelheiten zum Ausgleich finanzieller 
Ungleichgewichte aufgrund der Anwendung der Richtlinie 
2001/40/EG über die gegenseitige Anerkennung von Ent-
scheidungen über die Rückführung von Drittstaatsange-
hörigen‘ anwenden. Diese Vorschriften haben in der Pra-
xis allerdings keine große Bedeutung (Masuch/Gordzielik 
2016: § 58 RN 8).
6.2 Sanktionen für vollziehbar Ausreise-
pflichtige
6.2.1 Empfehlung der EU-Kommission
Die EU-Kommission empfiehlt den Mitgliedstaaten, Sank-
tionen gegen ausreisepflichtige Drittstaatsangehörige zu 
erlassen, die den Rückkehrprozess absichtlich behindern. 
Diese Sanktionen sollten effektiv und verhältnismäßig sein 
und abschreckend wirken. Dabei sollte jedoch das Ziel der 
Rückführungsrichtlinie (die effektive Rückkehr von ausrei-
sepflichtigen Personen) nicht beeinträchtigt werden (KOM 
2017b: Empf. 11).
6.2.2 Sanktionsmöglichkeiten gegen Ausreisepflich-
tige in Deutschland
In Deutschland können die Behörden neben den oben ge-
nannten Pflichten und Auflagen (vgl. Kap. 5.2.2) auch Sankti-
onen gegen ausreisepflichtige Personen verhängen. Die hier 
genannten Sanktionen sind dabei nur teilweise auf Personen 
ausgerichtet, die bei der Vorbereitung der Rückkehr nicht 
kooperieren oder diese absichtlich behindern; einige Sank-
tionen richten sich gegen alle Ausreisepflichtigen.
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Strafrechtliche Sanktionen
Personen, die vollziehbar ausreisepflichtig sind und keine 
Duldung erhalten, droht eine Freiheitsstrafe von bis zu 
einem Jahr oder eine Geldstrafe, sobald die Ausreisefrist 
abgelaufen ist (§ 95 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG). Daneben kön-
nen Bußgelder gegen Personen verhängt werden, die gegen 
Anzeige- und Meldepflichten oder räumliche Beschränkun-
gen (vgl. Kap. 5.2.2) verstoßen (§ 98 Abs. 3 Nr. 4, 5 und 5a 
AufenthG).
Beschränkung des Aufenthalts
Der Aufenthalt von ausreisepflichtigen Personen ist auf das 
jeweilige Bundesland beschränkt (§ 61 Abs. 1 Satz 1 Auf-
enthG). Verhindern ausreisepflichtige Personen ihre Ab-
schiebung durch vorsätzlich falsche Angaben oder Täu-
schung über ihre Identität oder Staatsangehörigkeit oder 
erfüllen sie zumutbare Anforderungen an die Mitwirkung 
bei der Beseitigung von Ausreisehindernissen nicht, soll ihr 
Aufenthalt auf den Bezirk der Ausländerbehörde begrenzt 
werden (§ 61 Abs. 1c AufenthG; vgl. Kap. 5.2.2). 
Verpflichtung zum Tragen der Abschiebungskosten
Werden ausreisepflichtige Personen abgeschoben, so sind sie 
verpflichtet, die Kosten der Abschiebung und der Abschie-
bungshaft zu tragen (§§ 66 Abs. 1, 67 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG). 
Die Begleichung der Kosten ist häufig Voraussetzung dafür, 
nach der Abschiebung wieder ein Visum oder einen Aufent-
haltstitel beantragen zu können (Grote 2014: 39).
Leistungskürzungen
Wenn ein Ausreisedatum festgesetzt ist und dieses nicht 
eingehalten wird oder eine Abschiebung nicht vollzogen 
werden kann, werden der betroffenen Person nur noch 
Leistungen zur Deckung ihres Bedarfs an Ernährung und 
Unterkunft einschließlich Heizung sowie Körper- und Ge-
sundheitspflege gewährt, sofern die Person die nicht erfolgte 
Ausreise selbst zu vertreten hat (§ 1a Abs. 2 und 3 AsylbLG). 
Wenn vollziehbar ausreisepflichtige Personen aus rechtli-
chen oder tatsächlichen Gründen nicht abgeschoben werden 
können, erhalten sie eine Duldung (§ 60a AufenthG). Haben 
sie die Unmöglichkeit ihrer Ausreise selbst zu verschulden, 
z. B. indem sie über ihre Identität täuschen oder „zumutbare 
Anforderungen zur Beseitigung der Ausreisehindernisse“ 
nicht erfüllen, darf keine Aufenthaltserlaubnis erteilt wer-
den (§ 25 Abs. 5 Satz 4 AufenthG; vgl. Kap. 3.2.6). Diese Per-
sonen erhalten außerdem lediglich die „unabdingbar gebo-
tenen“ Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
(§ 1a Abs. 1 AsylbLG) und dürfen keiner Erwerbstätigkeit 
nachgehen (§ 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 AufenthG).
6.3 Abschiebungshaft 
6.3.1 Vorgaben der Rückführungsrichtlinie und 
Empfehlung der EU-Kommission
Die Rückführungsrichtlinie erlaubt die Inhaftnahme zur 
Vorbereitung der Rückkehr oder Durchsetzung der Abschie-
bung, wenn keine anderen ausreichenden, aber weniger in-
tensiven Zwangsmaßnahmen angewendet werden können. 
Haftgründe sind nach der Richtlinie insbesondere das Vor-
liegen von Fluchtgefahr und das Umgehen oder Behindern 
der Rückkehr durch die betroffene ausreisepflichtige Person 
(Art. 15 Abs. 1 RFRL). Für die Inhaftierung muss als Voraus-
setzung zudem eine hinreichende Aussicht darauf bestehen, 
dass die Abschiebung tatsächlich durchgeführt wird (Art. 15 
Abs. 4 RFRL). Die Haftdauer muss so kurz wie möglich sein 
und darf sich nur auf die Dauer der laufenden Abschie-
bungsvorkehrungen erstrecken (Art. 15 Abs. 1 und 5 RFRL). 
Die Mitgliedstaaten müssen eine Höchstdauer für die Haft 
festlegen, die sechs Monate nicht überschreiten darf (Art. 15 
Abs. 5 RFRL). Die Haft darf um höchstens zwölf Monate ver-
längert werden, wenn die Abschiebung trotz angemessener 
Bemühungen der Behörden wahrscheinlich länger dauern 
wird, weil sich die betroffene Person nicht kooperativ zeigt 
oder sich die Übermittlung der erforderlichen Unterlagen 
durch den Zielstaat verzögert (Art. 15 Abs. 6 RFRL). Laut 
Art. 16 der Rückführungsrichtlinie muss die Inhaftierung 
grundsätzlich in speziellen Abschiebungshafteinrichtungen 
erfolgen. Eine Inhaftierung in gewöhnlichen Haftanstalten 
für Strafgefangene ist nur möglich, wenn in einem Mitglied-
staat keine speziellen Abschiebungshafteinrichtungen vor-
handen sind (vgl. Kap. 6.3.2).
Die Empfehlung der EU-Kommission hält die Mitgliedstaa-
ten an, die Höchstzeiten der Richtlinie zu nutzen und keine 
kürzere Höchstdauer für die Haft festzusetzen. Die Emp-
fehlung enthält auch die Aufforderung, Abschiebungshaft 
zu nutzen wenn es „erforderlich und angemessen“ ist und 
ggf. von den Vorschriften zur gerichtlichen Überprüfung 
von Haft und zu den Haftbedingungen abzuweichen, wie 
dies die Rückführungsrichtlinie für Ausnahmesituationen 
vorsieht (KOM 2017b: Empf. 10a und b; Art. 18 RFRL). Dies 
soll vor allem dann genutzt werden, wenn nicht genügend 
Kapazitäten für Abschiebungshaft vorhanden sind. Die Mit-
gliedstaaten sind hier aufgefordert, die Kapazitäten dem tat-
sächlichen Bedarf anzupassen (KOM 2017b: Empf. 10c).
6.3.2 Abschiebungshaft in Deutschland
In Deutschland können ausreisepflichtige Drittstaatsange-
hörige als ultima ratio in Haft genommen werden, um ihre 
Abschiebung durchzusetzen. Die Haft ist jedoch immer dann 
unzulässig, wenn die Durchsetzung der Ausreisepflicht auch 
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durch ein milderes, ebenfalls ausreichendes Mittel erreicht 
werden kann (§ 62 Abs. 1 Satz 1 AufenthG; vgl. Kap. 5.2.2). 
Formen von Abschiebungshaft
Vorbereitungshaft
Sollen Personen z. B. wegen Straftaten ausgewiesen werden 
(§§ 53-56 AufenthG), kann Vorbereitungshaft angeordnet 
werden, wenn über die Ausweisung nicht sofort entschie-
den werden kann und die Abschiebung ohne Inhaftnahme 
wesentlich erschwert oder vereitelt würde (§ 62 Abs. 2 Satz 
1 AufenthG). Die Haftdauer beträgt im Regelfall maximal 
sechs Wochen (§ 62 Abs. 2 Satz 2 AufenthG).
Zurückschiebungs- und Überstellungshaft
Auf die Zurückschiebungshaft werden die Vorschriften der 
Sicherungshaft entsprechend angewendet (§ 57 Abs. 3 Auf-
enthG). Für Inhaftierungen im Rahmen einer Dublin-Über-
stellung finden zusätzlich die speziellen Vorschriften der 
Dublin-Verordnung Anwendung (§ 57 Abs. 2 i. V. m. §§ 62 
Abs. 2 u. 3 u. 62a AufenthG. u. Art. 28 VO (EU) Nr. 604/2013). 
Haft zur Sicherung einer Dublin-Überstellung ist nur bei 
erheblicher Fluchtgefahr möglich (Art. 28 Abs. 2 VO (EU) 
Nr. 604/2013; § 2 Abs. 14 AufenthG).
Ausreisegewahrsam
Mit dem ‚Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts und 
der Aufenthaltsbeendigung‘ wurde 2015 der Ausreisege-
wahrsam geschaffen. Damit kann eine vollziehbar ausreise-
pflichtige Person auf richterliche Anordnung in Gewahrsam 
genommen werden, wenn die Ausreisepflicht abgelaufen ist 
und sie wiederholt ihren Mitwirkungspflichten nicht nach-
gekommen ist oder über ihre Identität getäuscht hat und 
ihr Verhalten deshalb erwarten lässt, dass sie die Abschie-
bung erschweren oder vereiteln wird (§ 62b Abs. 1 AufenthG). 
Somit sind die Voraussetzungen geringer als für die An-
ordnung von Abschiebungshaft. Die Dauer des Ausreisege-
wahrsams betrug bei dessen Einführung maximal vier Tage. 
Durch das ‚Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreise-
pflicht‘ wurde die Maximaldauer auf 10 Tage angehoben. Der 
Ausreisegewahrsam soll vor allem Sammelabschiebungen 
ermöglichen. Voraussetzung ist, dass die Abschiebung in-
nerhalb der Frist möglich ist (Hailbronner 2017: 388).
Sicherungs- bzw. Abschiebungshaft
Die Sicherungshaft dient der Durchsetzung der zwangs-
weisen Aufenthaltsbeendigung, wenn diese nicht durch al-
ternative Maßnahmen herbeigeführt werden kann (Grote 
2014: 17). Die Gründe zur Anordnung von Sicherungshaft 
sind in § 62 Abs. 3 Satz 1 AufenthG abschließend aufgeführt. 
Danach kann die Haft angeordnet werden, wenn:
1. „der Ausländer auf Grund einer unerlaubten Einreise 
vollziehbar ausreisepflichtig ist,
1a.  eine Abschiebungsanordnung nach § 58a ergangen 
ist, diese aber nicht unmittelbar vollzogen werden 
kann,
2. die Ausreisefrist abgelaufen ist und der Ausländer 
seinen Aufenthaltsort gewechselt hat, ohne der Aus-
länderbehörde eine Anschrift anzugeben, unter der 
er erreichbar ist,
3. er aus von ihm zu vertretenden Gründen zu einem 
für die Abschiebung angekündigten Termin nicht 
an dem von der Ausländerbehörde angegebenen Ort 
angetroffen wurde,
4. er sich in sonstiger Weise der Abschiebung entzogen 
hat oder“
5. der begründete Verdacht besteht, dass er sich der 
Abschiebung durch Flucht entziehen will (Flucht-
gefahr; vgl. Kap. 5).
Nach der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zu § 62 Auf-
enthG muss „mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu er-
warten [sein], dass die Abschiebung ohne die Inhaftnahme 
des Ausländers nicht durchgeführt werden kann.“ Wenn die 
betroffene Person glaubhaft machen kann, dass sie sich der 
Abschiebung nicht entziehen will, kann von der Haftanord-
nung ausnahmsweise abgesehen werden, auch wenn an-
sonsten alle Voraussetzungen vorliegen (§ 62 Abs. 3 Satz 2 
AufenthG). 
Eine Inhaftierung ist unzulässig, wenn feststeht, dass die Ab-
schiebung nicht innerhalb der nächsten drei Monate erfol-
gen kann (§ 62 Abs. 3 Satz 3 AufenthG). Hierzu muss durch 
die anordnende Richterin bzw. den anordnenden Richter 
eine Prognose erstellt werden, die alle Umstände des Ein-
zelfalls in Betracht zieht (Hailbronner/Thym o. J.: 6; Winkel-
mann 2016: § 62 RN 78). Die Behörde, die die Haft beantragt, 
muss konkrete Angaben zum Ablauf der geplanten Abschie-
bung und zu dem üblichen Zeitrahmen für Abschiebungen 
in den jeweiligen Zielstaat machen (Marx 2017: 870).
Nach dem Wortlaut des Gesetzes darf die betroffene Person 
nicht selbst für die Unmöglichkeit der Abschiebung verant-
wortlich sein. Mehrere Gerichte haben jedoch entschieden, 
dass die Haft auch in solchen Fällen unzulässig sein kann, 
da die Abschiebungshaft kein Instrument zur Erzwingung 
der Kooperation sein darf (Hailbronner/Thym o. J.: 8). Bei 
vollziehbar Ausreisepflichtigen, von denen eine erhebliche 
Gefahr für Leib und Leben oder bedeutende Rechtsgüter 
der inneren Sicherheit ausgeht, kann die Abschiebungshaft 
auch dann angeordnet werden, wenn die Abschiebung nicht 
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innerhalb von drei Monaten möglich ist (§ 62 Abs. 3 Satz 4 
AufenthG). Dies wurde mit dem ‚Gesetz zur besseren Durch-
setzung der Ausreisepflicht‘ (vgl. Kap. 2.2.2) eingeführt.
Minderjährige und Familien mit Minderjährigen dürfen nur 
in besonderen Ausnahmefällen und nur so lange in Abschie-
bungshaft genommen werden, wie es unter Berücksichti-
gung des Kindeswohls angemessen ist (§ 62 Abs. 1 Satz 3 
AufenthG). In der Praxis wird häufig nur eine Person aus 
einer Familie in Haft genommen; Kinder werden in der 
Regel nicht inhaftiert (vgl. Kap. 8.3).
Dauer der Abschiebungshaft
Abschiebungshaft kann für maximal sechs Monate ange-
ordnet werden (§ 62 Abs. 4 Satz 1 AufenthG). In der Regel 
soll sie jedoch nicht mehr als drei Monate dauern (vgl. § 62 
Abs. 3 Satz 3 AufenthG). Im Haftantrag muss eine konkrete 
Prognose zur benötigten Haftdauer getroffen und begründet 
werden; eine Anordnung von sechs Monaten ist nur dann 
zulässig, wenn die Abschiebung aus Gründen, die die ab-
zuschiebende Person zu vertreten hat, nicht innerhalb von 
drei Monaten durchgeführt werden kann (Keßler 2016: § 62 
RN 39). In Fällen, in denen die ausreisepflichtige Person die 
Abschiebung verhindert, kann die Haft um höchstens wei-
tere 12 Monate verlängert werden (§ 62 Abs. 4 Satz 2 Auf-
enthG). Dies ist jedoch wegen der hohen verfassungsrecht-
lichen Hürden nur in besonderen Ausnahmefällen zulässig 
(Keßler 2016: § 62 RN 41). Seit Inkrafttreten des ‚Gesetzes zur 
besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht‘ am 29. Juli 2017 
ist die Verlängerung um weitere 12 Monate auch dann mög-
lich, wenn eine Abschiebungsanordnung (§ 58a AufenthG) 
erlassen wurde und sich die Übermittlung der erforderli-
chen Unterlagen durch den Zielstaat verzögert (§ 62 Abs. 4 
Satz 3 AufenthG).
Die Maximaldauer von 18 Monaten entspricht der in der 
Rückführungsrichtlinie festgelegten Maximaldauer (Art. 15 
Abs. 6 RFRL), galt in Deutschland aber bereits vor der Um-
setzung der Richtlinie. Mit der neu eingeführten Möglich-
keit zur Verlängerung der Haft nutzt Deutschland eine zuvor 
nicht umgesetzte Möglichkeit der Rückführungsrichtlinie.
Anordnung und Prüfung von Abschiebungshaft
Anordnung
Vorbereitungshaft, Abschiebungshaft, Zurückschiebungs-
haft und Ausreisegewahrsam müssen richterlich angeord-
net werden. Das Gericht kann die Haft nur auf Antrag der 
zuständigen Verwaltungsbehörde anordnen (§ 417 Abs. 1 
FamFG36). 
36 Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, BGBl. Teil I S. 2586, 2587.
Dies können die Ausländerbehörden oder Polizeien der Län-
der sein oder die mit der polizeilichen Kontrolle des grenz-
überschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden wie z. B. 
die Bundespolizei (Grote 2014: 16). Nur in Ausnahmefällen 
können Personen ohne richterliche Anordnung durch die 
zuständige Behörde vorläufig in Gewahrsam genommen 
werden; die richterliche Entscheidung ist dann unverzüg-
lich einzuholen (§ 62 Abs. 5 AufenthG). Für den Vollzug der 
Haft sind allein die Länder zuständig und haben hierzu ent-
sprechende Landesgesetze und Vorschriften erlassen (Grote 
2014: 16).
Die Haftanordnung wird in der Regel sofort vollzogen, meist 
wird die betroffene Person direkt aus dem Gerichtssaal in 
die Abschiebungshaftanstalt gebracht. Das Gericht über-
prüft, ob die Voraussetzungen zur Anordnung von Haft er-
füllt sind. Hierzu gehört auch die Überprüfung der beantrag-
ten Haftdauer. Das für die Haftprüfung zuständige Gericht 
kann jedoch nicht über die Rechtmäßigkeit der Rückkeh-
rentscheidung an sich entscheiden, da es sich hier um un-
terschiedliche Gerichtsbarkeiten handelt: Für die Überprü-
fung der Rückkehrentscheidung und der Ausreisepflicht 
sind die Verwaltungsgerichte zuständig; für die Anordnung 
und Prüfung von Haft sind die ordentlichen Gerichte zu-
ständig, also in der Regel das örtlich zuständige Amtsge-
richt (§ 416 FamFG).
Überprüfung nach Anordnung
Während der Inhaftierung muss die zuständige Ausländer-
behörde prüfen, ob die Voraussetzungen für die Haft wei-
terhin vorliegen oder inzwischen entfallen sind (62.3.0.1 
AVwV AufenthG). „Sie hat den Vollzug der Abschiebungs-
haft unverzüglich bis zu einer Woche auszusetzen (§ 424 
Absatz 1 Satz 3 FamFG) und deren Aufhebung unverzüglich 
zu beantragen, wenn die für deren Anordnung maßgeben-
den Gründe entfallen sind (§ 426 Absatz 2 FamFG).“ (62.3.3 
AVwV AufenthG).
Bei Ablauf der ursprünglichen Haftanordnung muss eine 
Haftverlängerung wiederum beantragt und gerichtlich an-
geordnet werden. Bei der erneuten Überprüfung ist das be-
hördliche Beschleunigungsgebot zu beachten, nachdem die 
Abschiebung so schnell wie möglich durchgeführt werden 
soll. Demnach ist die Behörde z. B. verpflichtet, unverzüglich 
Maßnahmen zur Organisation der Abschiebung, wie z. B. 
die Beschaffung von Reisedokumenten oder die Buchung 
von Flügen, einzuleiten (Marx 2017: 860). Zudem sind die 
Behörden verpflichtet, Abschiebungshäftlinge freizulassen, 
wenn klar wird, dass die Abschiebung nicht innerhalb von 
drei Monaten vollzogen werden kann und die Häftlinge dies 
nicht zu vertreten haben. 
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Rechtsmittel gegen eine Inhaftierung
Gegen die Anordnung von Abschiebungshaft können die 
Betroffenen beim Amtsgericht Beschwerde einlegen. Über 
die Beschwerde entscheidet das Landgericht. Wird die Be-
schwerde abgelehnt, kann innerhalb eines Monats eine 
Rechtsbeschwerde beim BGH eingelegt werden, wobei dies 
in der Regel nur zugelassen wird, wenn es um grundsätzliche 
Rechtsfragen geht (Näheres siehe Grote 2014: 29).
Haftbedingungen und Haftkapazitäten
Für die Durchführung von Abschiebungshaft sind die Bun-
desländer zuständig. Häftlinge sind in eigenen Abschie-
bungshaftanstalten untergebracht (§ 62a Abs. 1 Satz 1 Auf-
enthG). Bis zu einem Urteil des EuGH am 17. Juli 2014 waren 
Abschiebehäftlinge in einigen Bundesländern in getrennten 
Abteilungen in Justizvollzugsanstalten (JVA) untergebracht 
(Grote 2014: 7). Der EuGH urteilte, dass das Fehlen einer 
eigenen Abschiebungshafteinrichtung in einem Bundes-
land die gemeinsame Unterbringung mit Strafgefangenen 
nicht rechtfertige; vielmehr sei diese nur möglich, wenn 
im gesamten Bundesgebiet keine speziellen Einrichtungen 
vorhanden seien, was nicht der Fall war.37 Mit Inkrafttreten 
des ‚Gesetzes zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht‘ 
am 29. Juli 2017 wurde die Möglichkeit der Unterbringung in 
Justizvollzugsanstalten für Personen wieder eingeführt, von 
denen „eine erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter 
oder bedeutende Rechtsgüter der inneren Sicherheit“ aus-
geht (§ 62a Abs. 1 Satz 2 AufenthG; sogenannte Gefährder).
In Folge des EuGH-Urteils mussten einige Haftanstalten und 
Abschiebungshaftabteilungen schließen, wodurch die Zahl 
an verfügbaren Haftplätzen deutlich zurückging (Deutscher 
Bundestag 2016b: 27ff.). Im Anschluss an die Schließungen 
gingen zahlreiche Bundesländer Kooperationen ein, sodass 
die Abschiebungshaft in einigen Haftanstalten in Amtshilfe 
für andere Bundesländer vollzogen wird (Deutscher Bun-
destag 2016b: 21ff.). Seit 2015 wurde in Baden-Württemberg 
eine neue Abschiebungshafteinrichtung eröffnet, in Nord-
rhein-Westfalen wurde die JVA Büren zu einer reinen Ab-
schiebungshafteinrichtungen umgebaut (Ministerium für 
Inneres, Digitalisierung und Migration 2016; Deutscher Bun-
destag 2016b: 5). In Bayern wurde in Eichstätt am 12. Juni 
37  EuGH C-473/13, EuGH C-514/13 und EuGH C-474/13.
Tabelle 6:  Haftkapazitäten, gemessen in der Zahl der Betten, Stand: 31.12.2016
Bundesland Standort Kapazität am 31.12.2016* Kapazität am 01.08.2017 Kommentare






36 0 0 36 36 0 0 36 Erweiterung auf 




Bayern JVA Mühldorf am Inn/ 
seit 12.06.2017 JVA 
Eichstätt
68 14 0 82 86 10 0 96 Eröffnung der 
Abschiebungshaft 





24 108 - - - - Die Einrichtung in 
Eisenhüttenstadt 
ist seit März 2017 
geschlossen.
Bremen Polizeigewahrsam k. A. k. A. k. A. 20 k. A. k. A. k. A. 20  
Niedersachsen* Abschiebungshaftanstalt 
in der Abteilung 
Langenhagen der JVA
Hannover 






100 0 0 100 140 0 0 140 Für Frauen 
werden durch die 
Einrichtung in 












  256 52 4 416 352 24 4 400  
*Niedersachsen: Stand 31.07.2016
Quellen: ZUR; SWR 2017; Bayerisches Staatsministerium für Justiz 2017; Breyton/Heimbach 2017; Landtag Nordrhein-Westfalen 2017: 2.
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Tabelle 7:  Anzahl der Personen in Abschiebungshaft 2012 – 2016
Jahr 2012* 2013* 2014* 2015**
2016 - bis Stichtag 
31.07.2016 **
Volljährige Männer 5094 4300 1905 k. A. k. A.
Volljährige Frauen 339 275 150 k. A. k. A.
Minderjährige 42 16 2 k. A. k. A.
Gesamt 5475 4591 2057 1327 1255
* Quelle: Deutscher Bundestag 2016b: 10ff.Für Inhaftierungszahlen in den einzelnen Bundesländern siehe Tabelle 11 im Anhang.
** Quelle: EMN 2016
2017 eine neue Abschiebungshafteinrichtung eröffnet, die 
die bisher genutzte JVA Mühldorf am Inn ersetzt. Wie Ta-
belle 6 zeigt, wurden die Haftkapazitäten (gemessen in der 
Anzahl der Betten) in einigen Bundesländern im Verlaufe 
des Jahres 2017 weiter ausgebaut. Die Einrichtung in Ei-
senhüttenstadt (Brandenburg) wurde jedoch im März 2017 
für Umbauarbeiten geschlossen, weshalb sich die Kapazität 
insgesamt verringert hat (rbb 2017). Derzeit planen einige 
Bundesländer einen weiteren Ausbau ihrer Kapazitäten oder 
den Bau von neuen Abschiebungshafteinrichtungen (Brey-
ton/Heimbach 2017).
In Hamburg gibt es derzeit keine Abschiebungshafteinrich-
tung, aber einen Ausreisegewahrsam mit insgesamt 20 Plät-
zen, der im Oktober 2016 eingerichtet wurde.
Anzahl der Abschiebungshäftlinge in Deutschland 
Tabelle 7 zeigt die Gesamtzahl der Personen in Abschie-
bungshaft von 2012 bis 2016 (Stichtag 31. Juli).38 Bei Min-
derjährigen kann dabei keine Unterscheidung nach beglei-
teten und unbegleiteten Minderjährigen gemacht werden. 
Unbegleitete Minderjährige werden derzeit jedoch nicht ab-
geschoben; eine Inhaftierung könnte somit theoretisch nur 
im Rahmen einer Zurückschiebung oder Zurückweisung er-
folgt sein (vgl. Kap. 8.2.2). Bei den aufgeführten Zahlen han-
delt es sich nicht um die Zahl der tatsächlich aus der Haft 
abgeschobenen Personen; vielmehr sind auch jene erfasst, 
die vor der Abschiebung, Zurückschiebung oder Zurückwei-
sung wieder aus der Haft entlassen wurden.39
38 Die Gesamtzahlen wurden auf der Basis von Zulieferungen 
der Bundesländer für eine Anfrage im Bundestag (Deutscher 
Bundestag 2016b) und für eine Ad-Hoc Anfrage des EMN (EMN 
2016) errechnet. Dabei ist es u. U. möglich, dass Personen doppelt 
gezählt werden, da sie sowohl vom Bundesland, das die Haft 
anordnet, als auch vom durchführenden Bundesland erfasst 
werden. Gleichzeitig kann es vorkommen, dass in solchen Fällen 
keines der beiden Bundesländer die betroffene Person angibt. 
Dies kann auch der Fall sein, wenn die Haft in Amtshilfe für die 
Bundespolizei durchgeführt wird. Tabelle 11 im Anhang enthält 
entsprechende Informationen, insofern die Bundesländer dazu 
Angaben gemacht haben.
39 Zur Zahl der Abschiebungen aus voriger Haft vgl. Deutscher 
Bundestag 2016b: 65ff.
Die Gesamtzahl der Inhaftierungen ist bereits in den Jahren 
2008 bis 2012 kontinuierlich gesunken (Grote 2014: 23). 2013 
ging sie deutlich und 2014 dann in Folge mehrerer Schlie-
ßungen von Haftanstalten sowie des BGH-Urteils zur Inhaf-
tierung wegen Fluchtgefahr (vgl. Kap. 5.2) sehr stark zurück, 
was 2015 fortwirkte. Die Haftzahlen bis zum 31. Juli 2016 
deuten darauf hin, dass die Zahl der Inhaftierungen 2016 
wieder angestiegen ist.
6.3.3 Alternativen zur Abschiebungshaft
Wenn eine Behörde die Anordnung von Abschiebungshaft 
beantragt, muss sie darlegen, warum Alternativen zur Haft 
nicht in Betracht kommen. Mögliche Alternativen zur Haft 
sind vor allem die Maßnahmen, die getroffen werden kön-
nen, um ein Untertauchen während der Frist zur selbststän-
digen Ausreise zu verhindern (vgl. Kap. 5.2.2, vgl. auch Deut-
scher Bundestag 2016b: 123ff.).
6.3.4 Herausforderungen im Kontext von Abschie-
bungshaft und Alternativen
Aus Sicht von Vertreterinnen und Vertretern der Bundeslän-
der sowie des ZUR gehören die administrativen und recht-
lichen Hürden bei der Abschiebungshaft zu den wichtigs-
ten Herausforderungen in diesem Kontext. Hierzu zählt 
die hohe Ablehnungsquote von Haftanträgen, auch auf-
grund der strengeren Anforderungen an einen Haftantrag 
(siehe auch SVR 2017: 32f.). Durch das Verbot der Ankün-
digung von Abschiebungen wird außerdem der Nachweis 
erschwert, dass eine ausreisepflichtige Person beabsichtigt 
unterzutauchen. Aus Sicht der Bundesländer ist auch eine 
Zunahme von Haftbeschwerden festzustellen, die die prak-
tische Durchführung der Haft behindern. Administrative 
Herausforderungen können fehlende Informationen der 
Ausländerbehörden sein, wenn die Haft außerhalb der be-
hördlichen Arbeitszeiten angeordnet werden soll. Einige 
Ausländerbehörden haben hierfür jedoch Bereitschafts-
dienste eingerichtet. Auch die lange Bearbeitungsdauer 
von Asyl– oder Asylfolgeanträgen, die aus der Haft heraus 
gestellt werden, kann zur Unzulässigkeit der Haft führen, 
ebenso wie die mangelnde Kooperation der Zielstaaten oder 
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die Verzögerung in der Ausstellung von Reisepapieren durch 
deren Vertretungen in Deutschland. Der Transport der Ab-
schiebungshäftlinge zu speziellen Hafteinrichtungen kann 
ebenfalls eine Herausforderung sein. Schließlich werden 
auch die geringen Haftkapazitäten, insbesondere infolge 
der Schließung einiger Haftanstalten (siehe oben), und das 
Fehlen von Gewahrsamseinrichtungen in Flughafennähe 
für den Ausreisegewahrsam als Herausforderung genannt. 
Jedoch haben der starke Anstieg der Asylanträge und die in 
Folge gestiegene Zahl an Ausreisepflichtigen in den Jahren 
2015 und 2016 zu keiner unvorhergesehenen Belastung für 
die Kapazitäten einzelner Haftanstalten oder für die Ver-
waltungs- und Justizangestellten geführt. Es mussten auch 
keine Abweichungen vom normalen Vorgehen beschlos-
sen werden. 
Als bewährte Maßnahmen im Umgang mit diesen Heraus-
forderungen sehen dieselben Akteure vor allem die Nutzung 
von Alternativen zur Abschiebungshaft und deren ausführ-
liche Prüfung im Vorfeld einer möglichen Haft an. Hierzu 
gehören z. B. die Kürzung von Sozialleistungen und die Be-
schränkung auf Sachleistungen und räumliche Beschrän-
kungen (vgl. Kap. 5.2.2). Daneben wird auch die Inhaftierung 
nur eines Familienmitglieds bei mehreren Ausreisepflich-
tigen als bewährte Maßnahme bezeichnet (vgl. Kap. 8.3.2).
Von zivilgesellschaftlicher Seite wird hingegen beklagt, dass 
ausreisepflichtige Personen häufig rechtswidrig inhaftiert 
würden, wobei die Rechtswidrigkeit in einigen Fällen erst 
nach der Abschiebung gerichtlich festgestellt würde (Di-
akonie Hessen 2017). Organisationen wie PRO ASYL und 
die Diakonie fordern deshalb die Abschaffung der Abschie-
bungshaft und die Verbesserung der Haftbedingungen (Pel-
zer/Sextro 2013: 57). 
Im Hinblick auf den Ausreisegewahrsam lassen sich noch 
keine Herausforderungen oder bewährten Maßnahmen 
herausstellen. Die gesetzliche Grundlage für den Ausrei-
segewahrsam wurde zum 01. August 2015 eingeführt (vgl. 
Kap. 2.2.2) Die einzige bisher in Betrieb genommene Ge-
wahrsamseinrichtung in Hamburg wird laut einem Presse-
bericht im Frühjahr 2017 nicht in großem Umfang genutzt 
(Popien/Heinemann 2017). Einige Bundesländer planen je-
doch die Einrichtung eines Ausreisegewahrsams (so Hessen 
(von Bebenburg 2017) und Sachsen (MDR 2017)).
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Rechtsbehelfe gegen  
Abschiebungen
7
7.1 Vorgaben der Rückführungsrichtlinie 
und Empfehlung der EU-Kommission
Alle von einer Rückkehrentscheidung betroffenen Personen 
haben das Recht, gegen die Entscheidung, gegen ein ver-
hängtes Einreiseverbot oder gegen die Abschiebung selbst 
einen wirksamen Rechtsbehelf einzulegen oder deren Über-
prüfung zu beantragen (Art. 13 Abs. 1 RFRL). Die überprü-
fende Behörde muss die Möglichkeit haben, die Vollstre-
ckung der Abschiebung einstweilig auszusetzen (Art. 13 
Abs. 2 RFRL). 
In ihrer Empfehlung fordert die EU-Kommission die Mit-
gliedstaaten auf, die Verfahrensgarantien und Rechtsbe-
helfe so weit wie möglich einzuschränken. So sollen Anhö-
rungen der Behörden zu verschiedenen Verwaltungsakten 
möglichst zusammengelegt werden (z. B. die Anhörung im 
Asylverfahren, zur Rückkehrentscheidung oder zum Einrei-
severbot; KOM 2017b: Empf. 12a). Für Rechtsmittel gegen 
Rückkehrentscheidungen sollte eine möglichst kurze Frist 
gesetzt werden und die Einlegung von Rechtsmitteln sollte 
die Durchführung der Abschiebung möglichst nicht ver-
hindern (KOM 2017b: Empf. 12b und 12c). Mitgliedstaaten 
sollten vor der Abschiebung möglichst nur einmal prüfen, 
ob die Abschiebung das Prinzip der Nichtzurückweisung 
(non-refoulement) einhält (siehe hierzu Kap. 3.2.4; KOM 
2017b: Empf. 12d).
7.2 Umsetzung in Deutschland
7.2.1 Persönliche Anhörung 
Asylverfahren
Im Rahmen des Asylverfahrens findet in der Regel nur eine 
Anhörung statt, in der sowohl die Gründe für eine mögliche 
Schutzgewährung als auch für das Vorliegen von sogenann-
ten zielstaatsbezogenen Abschiebungsverboten dargelegt 
werden (§ 25 AsylG; vgl. Kap. 3.2.4). Im Rahmen der Anhö-
rung für das Asylverfahren soll den Antragstellenden auch 
die Gelegenheit gegeben werden, Gründe für eine Fristver-
kürzung eines später eventuell verhängten Einreise- und 
Aufenthaltsverbotes zu nennen (vgl. Kap. 9). Lehnt das BAMF 
den Asylantrag ab und stellt fest, dass keine Abschiebungs-
verbote gem. § 60 Abs. 5 und 7 AufenthG vorliegen, ist eine 
weitere Anhörung vor Erlass der Abschiebungsandrohung 
nicht erforderlich (§ 34 Abs. 2 AsylG). Unter Umständen kann 
eine nochmalige Anhörung im Einzelfall geboten sein, wenn 
sich die für die Abschiebung relevanten Umstände seit der 
Anhörung im Asylverfahren grundlegend verändert haben 
oder wenn zwischen der Anhörung im Asylverfahren und 
der Ablehnung ein langer Zeitraum liegt (Bergmann 2016: 
§ 34 RN 12; vgl. Hörich 2015: 261). 
Ausreisepflicht aus anderen Gründen
Vor Erlass der Abschiebungsandrohung durch die Auslän-
derbehörde ist keine persönliche Anhörung zwingend vor-
gesehen. Drittstaatsangehörige sind verpflichtet, die für sie 
günstigen Umstände wie z. B. Tatsachen, die einer Abschie-
bung entgegenstehen könnten, unverzüglich und von sich 
aus geltend zu machen (§ 82 Abs. 1 Satz 1 AufenthG). Die 
Ausländerbehörde muss solche Umstände jedoch grundsätz-
lich nur vor der Unanfechtbarkeit der Abschiebungsandro-
hung berücksichtigen (§ 59 Abs. 4 AufenthG, vgl. Kap. 3.2.4). 
Ansonsten ist der Rechtsschutz durch Widerspruch- und 
Klageverfahren gewährt (vgl. Kap. 7.2.2). 
7.2.2 Rechtsmittel gegen die Rückkehrentscheidung
Zuständige Behörde
Gegen Maßnahmen von Verwaltungsbehörden kann in der 
Regel zunächst bei der Behörde Widerspruch eingelegt wer-
den (§§ 68 ff. Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)). Ist die-
ser erfolglos, kann sich die betroffene Person mit einer Klage 
gegen die Maßnahme an das zuständige Verwaltungsgericht 
werden (§ 74 VwGO). Welches Verfahren im Einzelfall in 
Frage kommt, hängt davon ab, welche Behörde die Rück-
kehrentscheidung erlässt:
Gegen Entscheidungen des BAMF im Rahmen des Asyl-
verfahrens ist das Widerspruchsverfahren ausgeschlossen 
(§ 11 AsylG). Stattdessen kann gegen den Asylbescheid direkt 
Klage beim zuständigen Verwaltungsgericht erhoben wer-
den. Welches Gericht zuständig ist, ergibt sich aus der dem 
Bescheid beigefügten Rechtsbehelfsbelehrung. 
Bei einer Abschiebungsandrohung durch die Ausländerbe-
hörde hängt es vom Recht des jeweiligen Bundeslandes ab, 
ob ein Widerspruch bei der zuständigen Behörde möglich 
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ist oder ob den betroffenen Personen nur der Klageweg of-
fensteht (59.0.1 AVwV AufenthG).
Schließlich kann durch eine Unterlassungsklage auch gegen 
die Abschiebung ein Rechtsmittel eingelegt werden. Die Un-
terlassungsklage wendet sich gegen die Rechtmäßigkeit der 
Abschiebung an sich, also gegen den Vorgang der Rückfüh-
rung (Hailbronner 2017: 391). Hierfür muss beim zuständi-
gen Gericht ein Antrag auf einstweilige Anordnung gestellt 
werden (§ 123 VwGO).
Frist
Gegen einen ablehnenden Asylbescheid ist die Frist zur Ein-
reichung einer Klage in der Regel zwei Wochen; bei als of-
fensichtlich unbegründet abgelehnten Asylanträgen beträgt 
sie eine Woche (§§ 74 Abs. 1, 36 Abs. 3 Satz 1 AsylG). 
Widerspruch und Klage gegen eine Abschiebungsandrohung 
der Ausländerbehörde können innerhalb eines Monats bei 
der zuständigen Ausländerbehörde bzw. beim zuständigen 
Verwaltungsgericht eingereicht werden (§§ 68ff. VwGO; 42 
Abs. 1 VwGO).
Für die Unterlassungsklage gegen die Abschiebung sind 
keine Fristen vorgesehen (Hailbronner 2017: 391).
Aufschiebende Wirkung von Klagen
Klagen gegen einen ablehnenden Asylbescheid haben in den 
meisten Fällen aufschiebende Wirkung, das heißt für die 
Dauer des Verfahrens bleibt die Ausreisepflicht zwar beste-
hen, ist aber nicht vollziehbar (§ 75 Abs. 1 AsylG i. V. m. §§ 38 
Abs. 1 AsylG; vgl. Hailbronner 2017: 391). Wird der Asylan-
trag als offensichtlich unbegründet abgelehnt, hat die Klage 
jedoch keine aufschiebende Wirkung. Um einen Vollzug der 
Abschiebung trotz Klage zu verhindern, muss die betroffene 
Person deshalb gleichzeitig mit der Klage gegen den ableh-
nenden Asylbescheid einen Antrag auf Anordnung der auf-
schiebenden Wirkung nach § 80 Abs. 5 VwGO stellen (soge-
nannter Eilantrag, vgl. Hailbronner 2017: 460). Gleiches gilt 
für die Abschiebungsanordnung in einen sicheren Drittstaat 
oder in einen nach der Dublin-Verordnung für das Asyl-
verfahren zuständigen Mitgliedstaat (§ 34a Abs. 2 AsylG). 
Klagen gegen die Rücknahme und den Widerruf der Asyl-
berechtigung, der Flüchtlingseigenschaft, des subsidiären 
Schutzes sowie von Abschiebungsverboten haben grund-
sätzlich aufschiebende Wirkung (§ 75 Abs. 1 AsylG i. V. m. 
§§ 73, 73b, 73c AsylG).40 
Bei Rechtsmitteln gegen Abschiebungsandrohungen von 
Ausländerbehörden hängt die aufschiebende Wirkung vom 
40 Für Ausnahmen hierzu, insbesondere bei Widerruf und Rück-
nahme wegen schwerer Straftaten, siehe § 75 Abs. 2 AufenthG.
Recht des jeweiligen Bundeslandes ab (vgl. 59.0.1 AVwV Auf-
enthG). Nach dem Recht der meisten Bundesländer haben 
Rechtsbehelfe gegen Vollstreckungsmaßnahmen, wie sie 
die Abschiebungsandrohung ist, keine aufschiebende Wir-
kung (vgl. § 80 Abs. 2 Satz 2 VwGO; Hailbronner 2017: 390). 
Vor den jeweiligen Verwaltungsgerichten kann in solchen 
Fällen jedoch ein Antrag auf Anordnung der aufschieben-
den Wirkung gestellt werden (§ 80 Abs. 5 VwGO). Wenn dem 
Antrag stattgegeben wird, gilt die aufschiebende Wirkung 
dann bis zur Unanfechtbarkeit der Gerichtsentscheidung 
(§ 80b VwGO).
Rechtsbehelfe gegen Zurückschiebungen haben in der Regel 
ebenfalls keine aufschiebende Wirkung, da es sich meist um 
eine unaufschiebbare Maßnahme von Polizeivollzugsbeam-
ten handelt (§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. VwGO).41 
7.2.3 Rechtsmittel gegen die Abschiebungsanord-
nung
Die Abschiebungsanordnung ist sofort und ohne Abschie-
bungsandrohung vollziehbar (§ 58a Abs. 1 Satz 2 AufenthG). 
Sie stellt „ein besonderes Verfahren der Aufenthaltsbeendi-
gung dar, das durch eine besondere Beschleunigung und 
einen eingeschränkten Rechtsschutz gekennzeichnet ist“ 
(Hailbronner 2017: 392). Rechtsschutz gegen Abschiebungs-
anordnungen ist nur vor dem Bundesverwaltungsgericht 
möglich (§ 50 Abs. 1 Nr. 3 VwGO). Die betroffene Person kann 
innerhalb von sieben Tagen einstweiligen Rechtsschutz be-
antragen, bis zum Ablauf dieser Frist bzw. bis zur Gerichts-
entscheidung darf die Abschiebung nicht vollzogen werden 
(§ 58a Abs. 4 Satz 3 AufenthG).
41  Näheres siehe Hailbronner 2017: 364f.
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Rückkehr von Schutz- 
bedürftigen und Umgang mit 
gesundheitlichen Problemen
8
8.1 Definition von Schutzbedürftigkeit im 
Kontext von Rückkehr
8.1.1 Vorgaben der Rückführungsrichtlinie 
Schutzbedürftige Personen im Sinne der Rückführungs-
richtlinie sind Minderjährige, unbegleitete Minderjährige, 
Menschen mit Behinderungen, ältere Menschen, Schwan-
gere, Alleinerziehende mit minderjährigen Kindern und Per-
sonen, die Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere For-
men psychischer, physischer oder sexueller Gewalt erlitten 
haben (Art. 3 Abs. 9 RFRL). Daneben können die Mitglied-
staaten im Einzelfall die Abschiebung mit Blick auf die kör-
perliche oder psychische Verfassung der betroffenen Perso-
nen aufschieben (Art. 9 Abs. 2 RFRL).
8.1.2 Umsetzung in Deutschland
Im Bereich der zwangsweisen Rückkehr finden sich im deut-
schen Recht insbesondere Vorschriften zum Umgang mit 
Minderjährigen und Familien (vgl. Kap. 8.2 und 8.3) sowie 
zu Abschiebungsverboten aus medizinischen Gründen (vgl. 
Kap. 8.4). Daneben finden sich gesonderte Regeln für Opfer 
von Menschenhandel. Eine gesetzliche Festschreibung, 
welche Personengruppen im Zusammenhang mit der Auf-
enthaltsbeendigung als besonders schutzbedürftig gelten, 
existiert jedoch nicht. Als minderjährig gelten in Deutsch-
land alle Personen unter 18 Jahren.42 Auch das Rückkehr-
förder- und Starthilfe-Programm REAG/GARP differenziert 
in Bezug auf die Berechtigung zur Förderung nicht nach 
Schutzbedürftigkeit. Jedoch sind Opfer von Menschenhan-
del unabhängig von ihrem aufenthaltsrechtlichen Status 
antragsberechtigt und von einigen Ausschlusskriterien aus-
genommen (EMN/BAMF 2017: 59). Daneben gelten spezi-
elle Regeln für Minderjährige, Schwangere sowie kranke 
Personen (IOM 2017: 7f.; vgl. Kap. 8.2 und 8.4). Zusätzlich 
zum Bundesprogramm REAG/GARP sowie zu StarthilfePlus 
gibt es zahlreiche Rückkehrprogramme der Bundesländer 
42 Bis Inkrafttreten des Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes 
am 24. Oktober 2015 galten im Kontext des Asylverfahrens Min-
derjährige mit vollendetem 16. Lebensjahr als handlungsfähig. 
Seit der Gesetzesänderung tritt die Handlungsfähigkeit erst mit 
der Volljährigkeit ein.
oder von kommunalen Trägern, wovon sich ein Teil auch 
oder spezifisch an Schutzbedürftige wendet (vgl. Grote 2015).
8.2 Freiwillige Rückkehr und zwangsweise 
Rückführung von Minderjährigen 
8.2.1 Vorgaben der Rückführungsrichtlinie und 
Empfehlung der EU-Kommission
Die EU-Mitgliedstaaten müssen bei der Umsetzung der 
Rückführungsrichtlinie das Wohl des Kindes berücksichti-
gen (Art. 5 Buchstabe a; Erwägungsgrund 22 RFRL). Art. 10 
der Rückführungsrichtlinie verpflichtet die Mitgliedstaa-
ten, sich vor der Abschiebung von unbegleiteten Minder-
jährigen zu vergewissern, dass diese einem Mitglied ihrer 
Familie, einem offiziellen Vormund oder einer geeigneten 
Aufnahmeeinrichtung im Rückkehrstaat übergeben werden.
In der Empfehlung der EU-Kommission werden die Mit-
gliedstaaten angehalten, klare Regeln für den Aufenthalts-
status von Minderjährigen festzulegen, also entweder eine 
Rückkehrentscheidung zu treffen oder ein Bleiberecht zu 
gewähren (KOM 2017b: Empf. 13a). Bei der Ermittlung des 
Kindeswohls ist das Kind anzuhören und der Vormund eines 
bzw. einer unbegleiteten Minderjährigen ist angemessen 
einzubeziehen (KOM 2017b: Empf. 13d). Dabei soll auch eine 
Rückkehr in den Herkunftsstaat und ggf. eine Familienzu-
sammenführung im Herkunftsstaat als Möglichkeit berück-
sichtigt werden (KOM 2017b: Empf. 13b). Um die Rückkehr 
zu erleichtern, sollen die Mitgliedstaaten Reintegrations-
programme für unbegleitete Minderjährige anbieten (KOM 
2017b: Empf. 13c).
8.2.2 Umsetzung in Deutschland
Ermittlung des Kindeswohl beim Erlass von Rückkehrent-
scheidungen
In Deutschland muss die Ausländerbehörde vor der Einlei-
tung konkreter Maßnahmen zur Abschiebung prüfen, ob 
Minderjährige bei der Ausreise begleitet werden müssen 
und ob die Übergabe sowie Betreuung der Minderjährigen 
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im Herkunftsland durch ein Familienmitglied, eine sorge-
berechtigte Person oder eine Aufnahmeeinrichtung sicher-
gestellt ist (§ 58 Abs. 1a AufenthG).43 Ist dies nicht der Fall, 
so liegt ein rechtliches Abschiebungshindernis vor und die 
Ausländerbehörde muss eine Duldung ausstellen (Müller 
2014: 31). Bei der Prüfung wird teilweise auch die deutsche 
Auslandsvertretung im Rückkehrstaat mit eingebunden, in 
der Regel findet auch eine Abstimmung mit dem zustän-
digen Jugendamt oder mit dem Vormund der betroffenen 
unbegleiteten Minderjährigen statt (Deutscher Bundestag 
2016b: 82). Die Kontaktaufnahme mit Sorgeberechtigten 
im Zielstaat gestaltet sich jedoch oft schwierig (EMN 2017).
Minderjährige, die gemeinsam mit ihren Eltern in Deutsch-
land sind und deren Asylantrag abgelehnt wurde, dürfen 
nicht ohne ihre Eltern abgeschoben werden, wenn die El-
tern schutzberechtigt sind oder Abschiebungsschutz genie-
ßen (Hailbronner 2017: 397). Vor Dublin-Überstellungen von 
Familien mit Kleinstkindern nach Italien muss eine einzel-
fallbezogene Zusage eingeholt werden, dass alle Familien-
mitglieder dort eine gesicherte Unterkunft erhalten.44
Abschiebungsschutz für unbegleitete Minderjährige
Neu eingereisten unbegleiteten Minderjährigen wird von 
den Ausländerbehörden in der Regel eine Duldung ausge-
stellt, nachdem das zuständige Jugendamt die erforderlichen 
Daten übermittelt hat. Dies geschieht zunächst unabhängig 
davon, ob ein Asylantrag gestellt wird oder gestellt werden 
soll (Müller 2014: 30). 
Eine Reihe von Bundesländern zieht Abschiebungen von 
unbegleiteten Minderjährigen schon aus grundsätzli-
chen Erwägungen nicht in Betracht (Deutscher Bundestag 
2016b: 82ff.). 2016 fanden bundesweit keine Abschiebungen 
von unbegleiteten Minderjährigen in die jeweiligen Her-
kunftsländer statt. Es wurden jedoch 620 Zurückweisungen 
an der Grenze und 29 Zurückschiebungen von allein rei-
senden Minderjährigen durchgeführt (Deutscher Bundes-
tag 2017c: 29). Im Rahmen des Dublin-Verfahrens fanden 
872  Überstellungen von Minderjährigen statt, wobei diese 
Zahl begleitete Minderjährige einschließt (Deutscher Bun-
destag 2017c: 13).45 170 unbegleitete Minderjährige sind 2016 
im Rahmen des REAG/GARP Programms zurückgekehrt. 
Neben den allgemeinen Möglichkeiten, eine Duldung oder 
einen Aufenthaltstitel aus humanitären Gründen zu erhalten 
43 Die Bestimmung wurde mit der Umsetzung der Rückführungs-
richtlinie eingeführt.
44 BVerfG v. 17.9.2014 – 2 BvR 939/14; EGMR Tarakhel v. Schweiz, 
Nr. 29217/12.
45 Dublin-Überstellungen von Minderjährigen sind nur zulässig, 
wenn sie dem Kindeswohl dienen. In der Regel werden Min-
derjährige nur überstellt, wenn sich in dem Ziel-Mitgliedstaat 
Verwandte befinden (Art. 8 VO(EU) 604/2013).
(vgl. Kap. 3.2.6), gibt es auch spezielle Bleiberechtsregelun-
gen für Jugendliche und junge Erwachsene. Hierzu gehört 
unter bestimmten Voraussetzungen der Anspruch auf eine 
Duldung bei der Aufnahme einer staatlich anerkannten Be-
rufsausbildung und auf eine anschließende Aufenthaltser-
laubnis bei Übernahme durch den Ausbildungsbetrieb oder 
für das Finden einer sonstigen Arbeitsstelle (§§ 60a Abs. 2 
Satz 4, 18a Abs. 1 AufenthG, vgl. EMN/BAMF 2017: 66). Gut 
integrierte geduldete Jugendliche und junge Erwachsene 
unter 21 Jahren sollen unter bestimmten weiteren Voraus-
setzungen nach vier Jahren Aufenthalt und erfolgreichem 
Schul- oder Ausbildungsbesuch eine Aufenthaltserlaubnis 
erhalten (vgl. § 25a Abs. 1 AufenthG).
Freiwillige Rückkehr von Minderjährigen
Die auf Bundesebene geförderten Reintegrationsprogramme 
stehen prinzipiell auch Minderjährigen offen, sind aber 
nicht speziell auf sie ausgerichtet (für einen Überblick siehe 
Grote 2015: 40ff.). Das REAG/GARP-Programm zur Förde-
rung der freiwilligen Ausreise steht unbegleiteten Minder-
jährigen offen, „wenn sich mindestens ein Elternteil oder ein 
bestellter Vormund mit der Beförderung schriftlich einver-
standen erklärt. Minderjährige müssen am Ankunftsort im 
Zielland von einem Elternteil oder von einer von den El-
tern oder dem Vormund schriftlich bevollmächtigten Per-
son abgeholt werden. Für unbegleitete Minderjährige kann 
eine Unterstützung am Ankunftsflughafen („reception as-
sistance“) bewilligt werden. Diese umfasst die Abholung am 
Gate, Einreisekontrollen usw. bis zur Übergabe an die zur 
Abholung bevollmächtigte Person“ (IOM 2017). 
8.3 Inhaftierung von Minderjährigen und 
Familien 
8.3.1 Vorgaben der Rückführungsrichtlinie und 
Empfehlung der EU-Kommission
Nach den Vorgaben der Rückführungsrichtlinie dürfen Min-
derjährige und Familien mit Minderjährigen nur in beson-
deren Ausnahmefällen und nur so lange in Abschiebungs-
haft genommen werden, wie es unter Berücksichtigung des 
Kindeswohls angemessen ist (vgl. Art. 17 Abs. 1RFRL). 
Die Empfehlung der EU-Kommission fordert die Mitglied-
staaten jedoch auf, die Inhaftierung von Minderjährigen 
nicht gesetzlich auszuschließen und sie dann anzuwenden, 
wenn es zur Durchsetzung der Ausreise absolut notwendig 
ist (KOM 2017b: Empf. 14).
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8.3.2 Umsetzung in Deutschland
Minderjährige und Familien mit Minderjährigen dürfen nur 
in besonderen Ausnahmefällen und nur so lange in Abschie-
bungshaft genommen werden, wie es unter Berücksichti-
gung des Kindeswohls angemessen ist (§ 62 Abs. 1 Satz 3 Auf-
enthG). Der Situation schutzbedürftiger Personen ist bei der 
Inhaftierung besondere Aufmerksamkeit gewidmet (§ 62a 
Abs. 3 Satz 2 AufenthG). Werden Minderjährige inhaftiert, 
so sind deren alterstypische Belange nach den Maßgaben 
der Rückführungsrichtlinie zu berücksichtigen (§ 62a Abs. 3 
Satz 1 AufenthG; Art. 17 RFRL). Zweifel an der Volljährigkeit 
muss das anordnende Gericht von Amts wegen aufklären 
(Marx 2017: 859). Werden mehrere Angehörige einer Fami-
lie inhaftiert, so sind diese getrennt von den übrigen Ab-
schiebungsgefangenen unterzubringen und ihnen ist ein 
angemessenes Maß an Privatsphäre zu gewährleisten (§ 62a 
Abs. 1 Satz 3 und 4 AufenthG). Die Allgemeine Verwaltungs-
vorschrift zum AufenthG enthält weitergehende Vorgaben: 
„Minderjährige, die das 16. Lebensjahr noch nicht und 
Ausländer, die das 65. Lebensjahr vollendet haben, 
sowie Schwangere bzw. Mütter innerhalb der gesetz-
lichen Mutterschutzvorschriften sollen grundsätz-
lich nicht in Abschiebungshaft genommen werden. 
Halten sich die Eltern des minderjährigen Ausländers 
nicht im Bundesgebiet auf, hat die Ausländerbehörde 
mit dem zuständigen Jugendamt wegen der Unter-
bringung des Ausländers bis zur Abschiebung Kon-
takt aufzunehmen (vgl. § 42 Absatz 1 Satz 2 SGB VIII). 
Minderjährige Ausländer, deren Asylantrag abgelehnt 
wurde, sollen bis zur Abschiebung regelmäßig in der 
bisherigen Unterkunft untergebracht werden. Bei Fa-
milien mit minderjährigen Kindern soll i. d. R. nur Ab-
schiebungshaft für einen Elternteil beantragt werden“ 
(62.0.5 AVwV AufenthG, zur Praxis der einzelnen Bun-
desländer siehe Deutscher Bundestag 2016b: 79ff.). 
Für die Umsetzung dieser Vorgaben und für die genaue Aus-
gestaltung der Haftbedingungen sind die Bundesländer zu-
ständig. In den meisten Bundesländern müssen vor einer 
Haftanordnung mit dem Jugendamt Alternativen ermittelt 
werden (Deutscher Bundestag 2016b: 81). 
8.4 Rückkehr bei gesundheitlichen Beein-
trächtigungen und medizinischen Ab-
schiebungshindernissen
8.4.1 Vorgaben der Rückführungsrichtlinie und 
Empfehlung der EU-Kommission
Nach den Vorgaben der Rückführungsrichtlinie haben die 
Mitgliedstaaten die körperliche und psychische Verfassung 
der betroffenen Personen zu berücksichtigen und können 
eine Rückführung im Einzelfall aus medizinischen Gründen 
verschieben (Art. 9 Abs. 2 Buchstabe a RFRL). 
Die Europäische Kommission betont in ihrer Empfehlung, 
es sei essentiell, dass die Rückkehr von irregulär Aufhälti-
gen durchgesetzt wird und dass die Mitgliedstaaten Maß-
nahmen treffen, um das „Umgehen oder Behindern“ der 
Abschiebung, „z. B. durch falsche Krankheitsbehauptun-
gen“ zu verhindern (KOM 2017b: 4). Sie empfiehlt den Mit-
gliedstaaten deshalb, einem potenziellem Missbrauch von 
medizinischen Gutachten z. B. dadurch entgegenzuwirken, 
dass die zuständigen Behörden selbst medizinisches Perso-
nal für eine „objektive und unabhängige Meinung“ bereit-
stellen (KOM 2017b: Empf. 9b).
8.4.2 Umsetzung in Deutschland
Zielstaatsbezogene Abschiebungsverbote aus gesundheitli-
chen Gründen
Wenn im Rückkehrstaat eine erhebliche konkrete Gefahr 
für Leib, Leben oder Freiheit der betroffenen Person be-
steht, stellt dies ein sogenanntes zielstaatsbezogenes Ab-
schiebungshindernis dar (§ 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG). Eine 
solche Gefahr aus gesundheitlichen Gründen liegt vor bei 
lebensbedrohlichen oder schwerwiegenden Erkrankungen, 
die sich durch die Abschiebung wesentlich verschlechtern 
würden (§ 60 Abs. 7 Satz 2 AufenthG). Von der Abschiebung 
soll in diesen Fällen abgesehen und eine Duldung erteilt 
werden.
Für die Prüfung solcher zielstaatsbezogener Abschiebungs-
verbote im Rahmen des Asylverfahrens ist das BAMF zustän-
dig (§§ 24 Abs. 2, 31 Abs. 3 AsylG). Beruft sich eine Person 
außerhalb des Asylverfahrens darauf, so ist die Ausländer-
behörde zuständig, muss aber das BAMF beteiligen (§ 72 
Abs. 2 AufenthG).
Mit dem Asylpaket II, das am 17. März 2016 in Kraft trat, 
wurden die gesetzlichen Regelungen zur Prüfung geändert: 
Demnach ist es nicht erforderlich, dass die medizinische 
Versorgung im Zielstaat mit der Versorgung in der Bundes-
republik Deutschland gleichwertig ist. Eine ausreichende 
medizinische Versorgung liegt in der Regel auch vor, wenn 
diese nur in einem Teil des Zielstaats gewährleistet ist (§ 60 
Abs. 7 Satz 3 und 4 AufenthG). 
Reiseunfähigkeit als inländisches Vollstreckungshindernis
Eine schwerwiegende Krankheit kann der Abschiebung als 
inländisches Vollstreckungshindernis entgegenstehen, wenn 
die betroffene Person deshalb nicht reisefähig ist (Marx 2017: 
808). Medizinische Vollstreckungshindernisse werden von 
der zuständigen Ausländerbehörde festgestellt und liegen 
dann vor, wenn eine konkrete Gefahr besteht, „dass sich der 
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Gesundheitszustand des Betroffenen durch die Abschiebung 
wesentlich oder gar lebensbedrohlich verschlechtern wird 
und diese Gefahr nicht durch bestimmte Vorkehrungen aus-
geschlossen oder gemindert werden kann“ (Marx 2017: 809). 
Seit Inkrafttreten des Asylpaket II wird die Reisefähigkeit 
gesetzlich vermutet, das heißt die betroffene Person gilt zu-
nächst als reisefähig und muss eine Erkrankung und die 
daraus folgende Reiseunfähigkeit durch eine ärztliche Be-
scheinigung glaubhaft machen. Diese soll insbesondere die 
tatsächlichen Umstände, auf deren Grundlage eine fachliche 
Beurteilung erfolgt ist, die Methode der Tatsachenerhebung, 
die fachlich-medizinische Beurteilung des Krankheitsbil-
des (Diagnose), den Schweregrad der Erkrankung sowie die 
Folgen, die sich nach ärztlicher Beurteilung aus der krank-
heitsbedingten Situation voraussichtlich ergeben, enthalten 
(§ 60a Abs. 2c AufenthG). Die Bescheinigung muss durch eine 
approbierte Ärztin bzw. einen approbierten Arzt ausgestellt 
werden (Deutscher Bundestag 2016d: 19). Die betroffene Per-
son muss sie der Behörde unverzüglich vorlegen. Tut sie dies 
nicht, darf die zuständige Behörde das Vorbringen zur Er-
krankung nicht berücksichtigen, es sei denn, die betroffene 
Person war unverschuldet an der Einholung einer solchen 
Bescheinigung gehindert oder es liegen anderweitig tatsäch-
liche Anhaltspunkte für das Vorliegen einer lebensbedroh-
lichen oder schwerwiegenden Erkrankung, die sich durch 
die Abschiebung wesentlich verschlechtern würde, vor. Legt 
die betroffene Person eine Bescheinigung vor und ordnet die 
Behörde daraufhin eine ärztliche Untersuchung an, ist die 
Behörde berechtigt, die vorgetragene Erkrankung nicht zu 
berücksichtigen, wenn der Anordnung ohne zureichenden 
Grund nicht Folge geleistet wird (§ 60a Abs. 2d AufenthG; 
siehe hierzu Marx 2017: 809).
Die Opposition kritisierte an den neu eingeführten Regeln 
unter anderem, dass mit der gesetzlich erforderlichen ärzt-
lichen Bescheinigung die Einreichung von Gutachten durch 
psychologische Psychotherapeutinnen und –therapeuten 
nicht möglich sei, was vor allem bei traumatisierten Perso-
nen problematisch sei, da diese häufig psychotherapeutisch 
und nicht ärztlich diagnostiziert und behandelt würden (vgl. 
Deutscher Bundestag 2016c: 12). Die Bundesregierung er-
klärte hierzu, auch nach der neuen Rechtslage sei die Einbe-
ziehung von psychotherapeutischer Expertise bei der Erstel-
lung von ärztlichen Gutachten „im konsiliarischen Wege“ 
möglich (Deutscher Bundestag 2016c: 13).
Auch wenn keine Reiseunfähigkeit festgestellt wurde, wer-
den begonnene Abschiebungen in einigen Fällen aufgrund 
medizinischer Erwägungen abgebrochen. Im Jahr 2016 ge-
schah dies bei Abschiebungen auf dem Luftweg in 74 Fällen 
(Deutscher Bundestag 2017c: 43).
Schwangerschaft
Eine Schwangerschaft stellt nicht per se ein Abschiebungs-
hindernis dar. Jedoch haben einige Gerichte geurteilt, dass 
während der gesetzlichen Mutterschutzfrist (vgl. §§ 3 Abs. 2, 
6 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes46) sowie bei Risikoschwan-
gerschaften keine Reisefähigkeit besteht und Abschiebungen 
deshalb nicht durchgeführt werden können (Bauer 2016: 
§ 61 RN 23).47 Daneben „sind Flugabschiebungen ab der 36. 
Schwangerschaftswoche in der Regel unmöglich, weil Flug-
gesellschaften Schwangere dann nur noch nach Begutach-
tung durch einen Flugmediziner befördern.“48 Im Rahmen 
des REAG/GARP Programmes kann ab der 32. Schwanger-
schaftswoche in der Regel keine Ausreise mehr erfolgen 
(IOM 2017: 7).
Versorgung mit Medikamenten während der Ausreise und im 
Rückehrstaat
Für die Gewährung von medizinischer Versorgung während 
der Abschiebung und ggf. nach Ankunft sind die Ausländer-
behörden zuständig, die diesbezügliche Praxis kann sich des-
halb je nach Bundesland unterscheiden. In der Regel werden 
medizinisches Begleitpersonal oder die erforderlichen Medi-
kamente zur Verfügung gestellt (vgl. z. B. Niedersächsisches 
Ministerium für Inneres und Sport 2016: 4.1.3). Ebenso kön-
nen abzuschiebende Personen zur medizinischen Empfang-
nahme im Zielstaat angemeldet werden (Deutscher Bundes-
tag 2016c: 7). Dies geschieht dann unter der Vermittlung der 
deutschen Botschaft im Zielstaat in Abstimmung mit dessen 
zuständigen Behörden.
Im Rahmen einer unterstützen Rückkehr mit dem REAG/
GARP-Programm können sowohl Kosten für medizinisches 
Begleitpersonal als auch medizinisch notwendige Zusatz-
kosten für den Transport übernommen werden. Daneben 
wird als „humanitäre Begleitmaßnahme […] zur Überbrü-
ckung nach erfolgter Rückkehr für einen Zeitraum von bis 
zu zwei Monate nach Rückkehr eine Förderung für Medika-
mente als Sachleistung gewährt, die lebensnotwendig oder 
zur Vermeidung einer schwerwiegenden Erkrankung erfor-
derlich sind“ (IOM 2017: 4f.).
46 Gesetz zum Schutze der erwerbstätigen Mutter, BGBl. Teil I 
S. 2318.
47 So VG Oldenburg, Beschluss vom 29.01.2013 - 11 B 37/13; VG 
Schwerin Beschluss vom 02.05.2014 - 3 B 357/14 As.
48 VG Oldenburg, Beschluss vom 29.01.2013 - 11 B 37/13.
48 Rückkehr von Schutzbedürftigen und Umgang mit gesundheitlichen Problemen
8.5 Herausforderungen im Kontext der 
Rückkehr von gesundheitlich beein-
trächtigten Personen
Es gibt keine verlässlichen Zahlen dazu, wie häufig von Ab-
schiebungen aus gesundheitlichen Gründen abgesehen wird 
(vgl. Lohse/Staib 2016). 
Laut einem Bericht der Arbeitsgruppe Rückführung von 
Bund und Ländern (AG Rück) ist die Geltendmachung von 
medizinischen Abschiebungshindernissen eine große Her-
ausforderung für die zuständigen Behörden (UAG Vollzugs-
defizite 2015: 15). Die neuen Regelungen im Asylpaket II 
sollten deshalb dem möglicherweise missbräuchlichen Vor-
bringen von Krankheitszuständen entgegenwirken (Lohse/
Staib 2016). Die Gesetzesbegründung verweist darauf, dass 
durch die Änderung z. B. psychische Erkrankungen wie eine 
Posttraumatische Belastungsstörung (PTBS) in der Regel 
kein Abschiebungshindernis mehr darstellen (Deutscher 
Bundestag 2016d: 18), wobei die Bundesregierung an ande-
rer Stelle deutlich macht, dass durch die Änderung „die Ab-
schiebungshindernisse in materieller Hinsicht unangetastet 
geblieben sind“ (Deutscher Bundestag 2016c: 16). Als Heraus-
forderung wird auch gesehen, dass psychische Erkrankun-
gen häufig schwer diagnostizierbar sind und Gutachten von 
verschiedenen Stellen in manchen Fällen zu unterschiedli-
chen Ergebnissen kommen (Deutscher Bundestag 2016c: 13). 
Nach Berichten durch die Länder an die Bundesregierung 
„werde eine Vielzahl von Attesten vorgelegt, die auffallen, 
weil immer wieder die gleichen Ärzte mit gleichlautendem 
Inhalt oder fehlender fundierter Begründung Reiseunfähig-
keit attestieren.“ (Deutscher Bundestag 2016c: 14). 
Die Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) stimmt zu, 
dass psychische Erkrankungen oft schwer zu identifizieren 
sind, gibt jedoch zu bedenken, dass „Flüchtlinge […] auch 
sehr häufig unter psychischen Erkrankungen leiden.“ Die 
Kammer sieht insbesondere eine PTBS als schwerwiegende 
und lebensbedrohliche Erkrankung an (BPtK 2016: 3). Die 
ebenfalls 2016 eingeführten beschleunigten Asylverfahren 
erschweren nach Ansicht der BPtK die Diagnose von psychi-
schen Erkrankungen zudem erheblich (BPtK 2016: 4). Nach 
Ansicht des Präsidenten der Bundesärztekammer müssen 
die Gutachterinnen und Gutachter ausreichend fachlich 
qualifiziert sein und genügend Zeit für eine Diagnose be-
kommen, was zurzeit nicht der Fall sei (Staib 2016).
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Wiedereinreiseverbot9
9.1 Vorgaben der Rückführungsrichtlinie 
und Empfehlung der EU-Kommission
Nach Art. 11 Abs. 1 RFRL sind die Mitgliedstaaten grund-
sätzlich verpflichtet, ein Einreiseverbot gegen Drittstaats-
angehörige zu verhängen, denen keine Frist zur freiwilli-
gen Ausreise gewährt wurde oder die nicht selbstständig 
ausgereist sind. Die Richtlinie gibt jedoch die Möglichkeit, 
auch in weiteren Fällen ein Einreiseverbot zu verhängen 
(Art. 11 Abs. 1 RFRL). Die Höchstdauer des Einreiseverbotes 
ist grundsätzlich fünf Jahre, jedoch gibt es auch hier Aus-
nahmen. Ein längeres Verbot kann verhängt werden, wenn 
die betroffene Person eine schwerwiegende Gefahr für die 
öffentliche Ordnung, die öffentliche Sicherheit oder die na-
tionale Sicherheit darstellt (Art. 11 Abs. 2 RFRL). Reist eine 
Person rechtzeitig selbstständig aus, müssen die Mitglied-
staaten die Aufhebung des Einreiseverbotes prüfen (Art. 11 
Abs. 3 RFRL). Daneben gibt die Richtlinie den Mitgliedstaa-
ten weiteren Spielraum, das Einreiseverbot aufzuheben oder 
auszusetzen, z. B. in Einzelfällen aus humanitären Gründen 
oder in bestimmten Kategorien von Fällen. Gegen Opfer von 
Menschenhandel, die einen Aufenthaltstitel zur Mitwirkung 
an einem Strafverfahren (vgl. Kap. 3.2.6) haben, darf kein 
Einreiseverbot verhängt werden (Art. 11 Abs. 3 RFRL). Das 
Einreiseverbot berührt jedoch nicht das Recht, in den Mit-
gliedstaaten Asyl oder internationalen Schutz zu suchen, 
das heißt Personen dürfen nicht an der Einreise gehindert 
werden, wenn sie vortragen, Flüchtlingsschutz zu benötigen 
(Art. 11 Abs. 5 RFRL).
Die Empfehlung der EU-Kommission enthält Vorschläge, die 
zur effektiven Durchsetzung von Einreiseverboten beitragen 
sollen. Das Verbot soll erst am Tag der tatsächlichen Ausreise 
in Kraft treten, um so lange wie möglich gültig zu sein (KOM 
2017b: Empf. 24a). Einreiseverbote sollen systematisch in das 
Schengener-Informationssystem (SIS) eingetragen werden 
(KOM 2017b: Empf. 24c). Schließlich soll, wenn dies im Ein-
zelfall verhältnismäßig ist, auch dann ein Einreiseverbot ver-
hängt werden, wenn der irreguläre Aufenthalt erst bei der 
Ausreise entdeckt wird (KOM 2017b: Empf. 24d).
9.2 Umsetzung in Deutschland
Tabelle 8 gibt einen Überblick über die Gründe für die Ver-
hängung eines Einreiseverbotes nach der Rückführungs-
richtlinie und stellt dar, ob diese auch im deutschen Recht 
zur Verhängung eines Einreise- und Aufenthaltsverbotes 
führen können.
Das Einreiseverbot wird im Aufenthaltsgesetz als Einreise- 
und Aufenthaltsverbot bezeichnet (§ 11 AufenthG). Wird 
ein solches verhängt, ist den betroffenen Personen die Ein-
reise in das Bundesgebiet verboten und sie erhalten keinen 
Aufenthaltstitel, selbst wenn darauf ein gesetzlicher An-
spruch besteht (§ 11 Abs. 1 AufenthG). Es wird automatisch 
gegen Personen verhängt, die ausgewiesen, zurückgescho-
ben oder abgeschoben worden sind. Dabei spielt es keine 
Rolle, ob eine Frist zur freiwilligen Ausreise gewährt wurde. 
Gegen Personen, die nicht innerhalb der ihnen gesetzten 
Tabelle 8:  Gründe für die Verhängung eines Einreise- und Aufenthaltsverbotes
Gründe für die Verhängung eines Einreiseverbotes Ja/Nein Anmerkungen
Fluchtgefahr  
(Art. 11 Abs. 1a i. V. m. Art. 7 Abs. 4 RFRL)
Nein
Gefahr für die öffentliche Ordnung, Sicherheit oder 
nationale Sicherheit  
(Art. 11 Abs. 1a i. V. m. Art. 7 Abs. 4 RFRL)
Ja Wenn eine Person aus diesen Gründen ausgewiesen wird, wird ein 
Einreise- und Aufenthaltsverbot angeordnet (§ 11 Abs. 1 AufenthG). 
Eine schwerwiegende Gefahr für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung ist auch Grund für Ausweitung der Frist über fünf Jahre auf bis 
zu 10 Jahre (§ 11 Abs. 3 Satz 1 und 2 AufenthG).
Antrag auf Aufenthaltstitel als offensichtlich 
unbegründet oder missbräuchlich abgelehnt  
(Art. 11 Abs. 1a i. V. m. Art. 7 Abs. 4 RFRL)
Ja Bei der Ablehnung des Asylantrags als offensichtlich unbegründet kann 
ein zusätzliches Einreise- und Aufenthaltsverbot angeordnet werden 
(§ 11 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 AufenthG).
Ausreisepflicht nicht erfüllt  
(Art. 11 Abs. 1b RFRL)
Ja Bei Abschiebung und Zurückschiebung wird immer ein Einreise- und 
Aufenthaltsverbot angeordnet (§ 11 Abs. 1 AufenthG); bei freiwilliger 
Ausreise nach Fristablauf kann es angeordnet werden, wenn die 
Person nicht unverschuldet an der Ausreise gehindert ist und wenn die 
Fristüberschreitung erheblich ist (§ 11 Abs. 6 Satz 1 AufenthG).
Sonstige Ja Anordnung nach Ermessen, wenn ein Folge- und Zweitantrag zum 
wiederholten Mal als unzulässig abgelehnt wurde (§ 11 Abs. 7 Satz 1 Nr. 
2 AufenthG).
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Frist freiwillig ausgereist sind, kann nach Ermessen ein Ein-
reise- und Aufenthaltsverbot verhängt werden (§ 11 Abs. 6 
Satz 1 AufenthG). Somit kann auch für Personen, die verspä-
tet freiwillig ausreisen, eine Wiedereinreissperre angeordnet 
werden (BAMF 2016). Daneben kann ein zusätzliches Ein-
reise- und Aufenthaltsverbot verhängt werden, wenn der 
Asylantrag von Antragstellenden aus sicheren Herkunfts-
staaten als offensichtlich unbegründet abgelehnt wird oder 
wenn ein Zweit- oder Folgeantrag wiederholt nicht zur 
Durchführung eines weiteren Asylverfahrens geführt hat 
(§ 11 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 und 2 AufenthG). Diese Möglichkeit 
wurde 2015 eingeführt (BAMF 2016). Ziel der Änderung war 
es, „Asylanträge von Personen aus den sicheren Herkunfts-
staaten des Westbalkans zu reduzieren, da diese Anträge im 
Fall einer Ablehnung kraft Gesetz als offensichtlich unbe-
gründet abgelehnt werden“ (EMN/BAMF 2016a: 50).
9.2.1 Zuständigkeit für die Anordnung und Umset-
zung von Wiedereinreiseverboten
Das BAMF entscheidet bei der Ablehnung eines Asylantrags 
über die Länge des Wiedereinreiseverbotes. Die Ausländer-
behörden sind für dessen Umsetzung zuständig. Bei der Ab-
lehnung des Asylantrags von Personen aus sicheren Her-
kunftsstaaten als offensichtlich unbegründet und bei der 
Nicht-Durchführung eines Zweit- oder Folgeverfahrens ord-
net das BAMF das Einreise- und Aufenthaltsverbot selbst an. 
9.2.2 Dauer von Wiedereinreiseverboten
Die genaue Fristlänge wird nach Ermessen im Einzelfall be-
stimmt (§ 11 Abs. 3 Satz 1 AufenthG). Hierbei sind die Gründe 
zu berücksichtigen, die die betroffene Person während der 
Anhörung zu einer Fristbemessung hervorgebracht hat (vgl. 
Kap. 7.2.1). Im Allgemeinen ist die Maximaldauer für ein Ein-
reise- und Aufenthaltsverbot fünf Jahre (§ 11 Abs. 3 Satz 2 
AufenthG). Bei Ablehnung eines Asylantrags beträgt die Frist 
in der Regel 30 Monate, bei abgelehnten Folge- und Zweitan-
trägen 36 Monate, was jedoch lediglich Orientierungswerte 
sind, von denen im Einzelfall abgewichen werden kann. Bei 
Ablehnung eines Asylantrags als offensichtlich unbegrün-
det wird ein zusätzliches Wiedereinreiseverbot von in der 
Regel maximal einem Jahr verhängt, wenn das Verbot zum 
ersten Mal angeordnet wird (§ 11 Abs. 7 Satz 5 AufenthG). 
Bei wiederholter Anordnung und bei wiederholter Nicht-
Durchführung eines Zweit- oder Folgeverfahrens ist die Ma-
ximalfrist drei Jahre (§ 11 Abs. 7 Satz 6 AufenthG). 
Bei Vorliegen schutzwürdiger Belange kann die Frist nach 
Ermessen verkürzt werden. Schutzwürdige Belange lie-
gen z. B. vor, wenn die betroffene Person Familienangehö-
rige in Deutschland hat oder für ein minderjähriges Kind 
in Deutschland das Sorgerecht ausübt und es deshalb eine 
unbillige Härte wäre, eine Wiedereinreise für einen länge-
ren Zeitraum zu verbieten. Wenn eine Ausweisung aufgrund 
Tabelle 9:  Dauer von Einreise- und Aufenthaltsverboten
Fall Maximaldauer Ausnahmen/Ermessen Rechtsgrundlage
Ausreise nicht innerhalb der Frist Max. 1 Jahr bei erster 
Anordnung; danach max. 
3 Jahre
Wird nur nach Ermessen durch 
ABH verhängt; keine Verhängung 
bei unverschuldeter Hinderung an 
der Ausreise oder unerheblicher 
Fristüberschreitung 
§ 11 Abs. 6 AufenthG
Ablehnung des Asylantrags als 
offensichtlich unbegründet
Max. 1 Jahr bei erster 
Anordnung; danach max. 
3 Jahre
Kann nach Ermessen aufgehoben 
oder verkürzt werden (§ 11 Abs. 4 
AufenthG). Die Anordnung erfolgt 
zusätzlich zum Einreise- und 
Aufenthaltsverbot nach § 11 Abs. 1 
AufenthG.
§ 11 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 
AufenthG
Folge- oder Zweitantrag wiederholt als 
unzulässig abgelehnt
Max. 3 Jahre Kann nach Ermessen aufgehoben oder 
verkürzt werden (§ 11 Abs. 4 AufenthG)




Max. 5 Jahre Kann nach Ermessen aufgehoben oder 
verkürzt werden (§ 11 Abs. 4 AufenthG)
§ 11 Abs. 3 Satz 1 und 2 
AufenthG
Ausweisung nach strafrechtlicher 
Verurteilung
Max. 10 Jahre Kann nach Ermessen aufgehoben oder 
verkürzt werden (§ 11 Abs. 4 AufenthG)
§ 11 Abs. 3 Satz 2 und 3 
AufenthG
Schwerwiegende Gefahr für öffentliche 
Sicherheit und Ordnung
Max. 10 Jahre Kann nach Ermessen aufgehoben oder 
verkürzt werden (§ 11 Abs. 4 AufenthG)
§ 11 Abs. 3 Satz 2 und 3 
AufenthG
Ausweisung wegen Verbrechen 
gegen gegen den Frieden, eines 
Kriegsverbrechens oder eines 
Verbrechens gegen die Menschlichkeit; 
Abschiebungsanordnung nach § 58a 
AufenthG




einer strafrechtlichen Verurteilung vorliegt oder wenn von 
der betroffenen Person eine schwerwiegende Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung ausgeht, darf die 
Maximaldauer überschritten werden (§ 11 Abs. 3 Satz 2); in 
diesem Fall soll die Frist maximal 10 Jahre sein (§ 11 Abs. 3 
Satz 4 AufenthG). Dies ist z. B. der Fall bei der Verurteilung 
wegen Straftaten, Mitgliedschaft in einer terroristischen Ver-
einigung oder dem öffentlichen Aufruf zu Gewaltanwen-
dung (vgl. § 54 AufenthG). Bei einer Abschiebungsanordnung 
(§ 58a AufenthG) und im Falle eines Verbrechens gegen den 
Frieden, eines Kriegsverbrechens oder eines Verbrechens 
gegen die Menschlichkeit wird das Verbot in der Regel nicht 
befristet (§ 11 Abs. 5 AufenthG). Tabelle 9 gibt einen Über-
blick über die Dauer von Wiedereinreiseverboten je nach 
Grund für deren Verhängung.
9.2.3 Wirksamwerden und Durchsetzung von Wie-
dereinreiseverboten
Das Einreise- und Aufenthaltsverbot gem. § 11 Abs. 1 Auf-
enthG entfaltet seine Wirkung kraft Gesetzes mit der tat-
sächlichen Abschiebung oder Zurückschiebung; im Falle der 
Ausweisung mit der Ausreise des Drittstaatsangehörigen. Es 
muss deshalb z. B. in einem ablehnenden Asylbescheid nicht 
angeordnet, sondern nur befristet werden. Wird der irregu-
läre Aufenthalt einer Person erst bei deren selbstständiger 
Ausreise aus Deutschland entdeckt, ergeht kein Wiederein-
reiseverbot, da hier auch keine gesonderte Rückkehrent-
scheidung an die betroffen Person ergeht (vgl. Kap. 3.2.5). 
Wird ein Einreise- und Aufenthaltsverbot jedoch wegen der 
Ablehnung eines Asylantrags als offensichtlich unbegrün-
det oder wegen einem erfolglosen wiederholten Folge- oder 
Zweitantrag verhängt, so wird das Verbot mit Bestandskraft 
der Entscheidung über das Asylverfahren wirksam (§ 11 
Abs. 7 Satz 2 AufenthG). Die Wirksamkeit hängt hier nicht 
davon ab, ob die betroffene Person freiwillig ausgereist ist. 
9.2.4 Eintragung in das Schengener Informations-
system
Einreiseverbote aus Gründen der öffentlichen Sicherheit 
oder Ordnung oder der nationalen Sicherheit müssen von 
den Schengen-Mitgliedstaaten in das Schengener Informa-
tionssystem (SIS) eingetragen werden. Bei Einreiseverboten, 
die auf einer Ausweisung, einer Zurückweisung oder einer 
Abschiebung beruhen, können die Mitgliedstaaten eine Ein-
tragung vornehmen, sind hierzu jedoch nicht verpflichtet 
(Art. 24 Abs. 2 und 3 SIS II-Verordnung49). In Deutschland 
werden Einreise- und Aufenthaltsverbote in das SIS ein-
getragen (Art. 24 SIS-II-Verordnung). Es erfolgt keine Ein-
tragung in den Pass der ausreisepflichtigen Person (BAMF 
2016). Die betroffenen Personen werden zusätzlich im bun-
desweiten polizeilichen Informationssystem INPOL und 
im Ausländerzentralregister eingetragen. Die Eintragung 
wird in der Regel durch die zuständige Ausländerbehörde 
veranlasst und durch das jeweilige Landeskriminalamt 
vorgenommen. 
9.2.5 Folgen eines Wiedereinreiseverbotes
Ein Einreise- und Aufenthaltsverbot hat zur Folge, dass die 
betroffene Person nicht mehr einreisen darf und keinen Auf-
enthaltstitel erhält (§ 11 Abs. 1 AufenthG). Tut sie das doch, 
so gilt die Einreise als unerlaubt (§ 14 Abs. 1 Nr. 3 AufenthG). 
Eine Ausnahme hierzu gilt jedoch für die Betretenserlaub-
nis (§ 11 Abs. 8 AufenthG), mittels derer die Einreise aus-
nahmsweise für kurzfristige Aufenthalte erlaubt werden 
kann, wenn zwingende Gründe die Anwesenheit erfordern 
oder die Versagung der Erlaubnis eine unbillige Härte be-
deuten würde. Der Verstoß gegen das Einreise- und Auf-
enthaltsverbot ist eine Straftat, die mit bis zu drei Jahren 
Gefängnis oder mit Geldstrafe geahndet werden kann; der 
Versuch ist strafbar (§ 95 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 AufenthG).
49 Verordnung (EG) Nr. 1987/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 20. Dezember 2006 über die Einrichtung, den 
Betrieb und die Nutzung des Schengener Informationssystems 
der zweiten Generation (SIS II).
Tabelle 10:  Praktische Herausforderungen bei der Umsetzung von WE-Sperren




Einhaltung der Sperre durch betroffene 
Drittstaatsangehörige
In manchen Fällen   Nutzung gefälschter oder falscher Dokumente bei 
Wiedereinreise 
  Verstoß nicht immer feststellbar bei Einreise über 
Schengengrenze (EMN 2014)
Überwachung der Einhaltung In manchen Fällen   Fristbeginn schwer festzusetzen wenn kein Nach-
weis der Ausreise besteht (z. B. spontane freiwillige 
Ausreise ohne Meldung; keine Abgabe der GÜB)
Kooperation mit anderen Mitgliedstaaten in der 
Umsetzung von Einreisesperren
In manchen Fällen   Nichteintragung von Einreiseverboten in SIS durch 
andere Schengenstaaten (EMN 2014)





Einfluss und Stellenwert von europarechtlichen Vorschriften 
in der deutschen Rückkehrpolitik
Die Rückführungsrichtlinie hat in Deutschland je nach Be-
reich unterschiedliche Auswirkungen auf die Rückkehrpo-
litik: Wichtige Änderungen ergaben sich bei der Frist zur 
selbstständigen Ausreise, der Definition von Fluchtgefahr, 
insbesondere als Grundlage der Anordnung von Abschie-
bungshaft, bei der Durchführung von Abschiebungshaft 
und bei den Bestimmungen zu Wiedereinreiseverboten. 
Wenig bis keinen Anpassungsbedarf gab es bei der Richtli-
nienumsetzung mit Blick auf die Bestimmungen zum Erlass 
der Rückkehrentscheidung bzw. Abschiebungsandrohung, 
die Möglichkeiten zur Einlegung von Rechtsmitteln sowie 
hinsichtlich der Regelungen zum Umgang mit besonders 
Schutzbedürftigen und mit medizinischen Abschiebungs-
hindernissen. Allerdings ergaben sich einige der in der Praxis 
bedeutsamsten Änderungen nach der Umsetzung der Richt-
linie durch europäische und nationale Rechtsprechung, ins-
besondere bei der Abschiebungshaft und der Verhängung 
von Wiedereinreiseverboten. Seit dem Jahr 2015 werden 
zudem verstärkt, wenn auch bisher nur für wenige Staa-
ten, EU-Reisedokumente für die Rückführung verwendet. 
Wie die Gegenüberstellung der Empfehlung und der bun-
desrechtlichen Vorschriften in Deutschland zeigt, emp-
fiehlt die Europäische Kommission in einigen Bereichen 
eine restriktivere Anwendung der Richtlinie, als sie derzeit 
in Deutschland angewandt wird. In anderen Bereichen ent-
sprechen die einzelnen Empfehlungen bereits der Rechts-
lage, beispielsweise bei der Zusammenlegung von Abschie-
bungsandrohung und der behördlichen Entscheidung über 
die Ausreisepflicht.
Der Stellenwert von EU-rechtlichen Vorschriften für die 
Rückkehrpolitik in Deutschland ist im Bereich der Rück-
kehrförderung und der freiwilligen Rückkehr eher gering, 
während für die zwangsweise Rückführung und die Abschie-
bungshaft detailliertere Regelungen existieren, die den Rah-
men für individuelle nationale Regelungen begrenzen. Da-
neben wird die Umsetzung europarechtlicher Vorgaben im 
Bereich der Rückkehr auch von der föderalen Struktur ge-
prägt, da die Bundesländer für die Organisation von Ab-
schiebungen und auch Abschiebungshaft zuständig sind. Die 
Verwaltungspraxis zwischen Bundesländern und einzelnen 
Ausländerbehörden kann sich dabei auch bei einheitlichen 
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Tabelle 11:  Personen in Abschiebungshaft 2012 – 2015 – jew. Zeitraum 01.01 bis 31.12.2
  2012 2013 2014 2015 2
  Männer Frauen < 181 Gesamt Männer Frauen < 181 Gesamt Männer Frauen < 181 Gesamt Männer Frauen < 181 Gesamt
Baden-Württemberg12 437 17 k.A. 10 454 508 17 k.A. 10 525 73 0 0 73 30 1 0 31 2
Bayern 1047 59 28 1134 974 55 9 1038 445 44 1 490 132 14 0 146 2
Berlin 298 27 1 326 202 19 0 221 314 34 1 349 146 7 0 153 2
Brandenburg 296 43 1 340 187 48 0 235 90 12 0 102 19 1 0 20 2
Bremen 25 2 1 28 12 1 0 13 9 0 0 9 4 0 0 4 2
Hamburg13 149 0 0 149 116 0 0 116 78 2 0 80 3 0 0 3
Hessen 9 503 27 k.A. 530 426 15 k.A. 441 153 9 k.A. 162 50 1 k.A. 51 2
Mecklenburg-Vorpommern 3 57 0 3 60 84 0 2 86 12 0 0 12 k. A. k.A. k.A. k. A. 
Niedersachsen 265 13 0 278 153 10 0 163 149 9 0 158 93 1 0 94 2
Nordrhein-Westfalen 4, 5 1297 111 k.A. 9 1408 1096 97 k.A. 9 1193 390 34 k.A. 9 424 64 1 0 65
Rheinland-Pfalz 112 10 1 123 30 1 0 31 30 1 0 31 16 0 0 16 2
Saarland 26 3 0 29 7 1 0 8 7 1 0 8 0 1 0 1 2
Sachsen 6 195 24 k.A. 219 173 8 k.A. 181 0 0 0 0 0 0 0 0
Sachsen-Anhalt14 60 3 0 63 60 3 0 63 55 4 0 59 42 0 0 42 2
Schleswig Holstein 7 307 0 7 314 251 0 5 256 97 0 0 97 1 8 0 0 0
Thüringen 11 20 k.A. k.A. 20 21 k.A. k.A. 21 3 k.A. k.A. 3 0 0 0 0 2




1  Bei Minderjährigen wird nicht nach weiblich/männlich unterschieden; bei Männern/Frauen sind nur erwachsene Personen angegeben. Ebenso ist mit den vorliegenden Zahlen keine Unterscheidung möglich, ob es 
sich um unbegleitete oder begleitete Minderjährige handelt. Jedoch werden unbegleitete Minderjährige in der Regel nicht abgeschoben (vgl. Kap. 8.2.2).
2  Für 2015: Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen-Anhalt und Thüringen bis 31.05.2015. Bayern bis 23.07.2015.
3  Letzter Inhaftierungstag in der JVA Bützow (Mecklenburg-Vorpommern) war der 25.02.2014. Die Angaben für 2014 gelten nur für diesen Zeitraum.
4  Die Zahlen für Nordrhein-Westfalen schließen auch die in Amtshilfe für andere Bundesländer und die Bundespolizei untergebrachten Abschiebungshaftfälle ein. Diese können von anderen Bundesländern ggf. eben-
falls aufgeführt werden.
5  Die Zahlen für 2015 beziehen sich nur auf den Zeitraum vom 15.05.2015 - 30.06.2015 und auf Unterbringungen in der UfA Büren. Zwischen der Schließung der JVA Büren am 25.07.2014 und der Eröffnung der UfA 
Büren am 15.05.2015 waren 165 Personen im Wege der Amtshilfe in anderen Bundesländern untergebracht.
6  Die Angaben für Sachsen beziehen sich jeweils auf die Stichtage 31.12.2012 und 31.12.2013. Seit Januar 2014 wird in Sachsen keine Abschiebungshaft mehr vollzogen.
7  Die Angaben für Schleswig-Holstein enthalten die Anzahl der Abschiebungshaftgefangenen in der Abschiebungshafteinrichtung Rendsburg, in der bis zum 01.11.2014 nur männliche Haftgefangene über 16 Jahren 
untergebracht wurden, sowie Dublin-Fälle. Bei letzteren ergeben sich in der zitierten Bundestagsdrucksache nicht näher ausgeführte Abweichungen um 10 Personen (für 2012) bzw. 2 Personen (für 2013). 
8  Die Person wurde in Eisenhüttenstadt (Brandenburg) untergebracht.
9  Minderjährige werden nicht gesondert statistisch erfasst und sind daher in den Zahlen zu erwachsenen Männern und Frauen inbegriffen.
10  In Baden-Württemberg wurden 2012 und 2013 die einzelnen Altersgruppen nicht aufgeschlüsselt. Möglicherweise inhaftierte Minderjährige sind daher in den Zahlen zu erwachsenen Männern und Frauen inbegriffen.
11  In Thüringen wurde der Abschiebungshaftvollzug im eigenen Bundesland zum 17.07.2014 eingestellt; die Haft wird seitdem in Amtshilfe in Eisenhüttenstadt (Brandenburg) vollzogen. Die Angaben beziehen sich nur 
auf die Inhaftierungen in Thüringen vor dem 17.07.2014.
12  Bis zum Juli 2014 wurden männliche Abschiebungshäftlinge in Baden-Württemberg in einer speziellen Hafteinrichtung auf dem Gelände der JVA Mannheim untergebracht. Seit November 2013 wurde die Abschie-
bungshaft dann in Amtshilfe in der Landeseinrichtung für Asylbegehrende und Ausreisepflichtige (CEFAA) in Ingelheim (Rheinland-Pfalz) und in seltenen Ausnahmefällen in Abschiebungshafteinrichtungen in NRW 
und Bayern vollzogen. Die angegebenen Werte fassen die Haftzahlen für JVA und Abschiebungshafteinrichtungen zusammen. Statistische Grundlage zu im Wert enthaltenen Abschiebungsgefangenen in der JVA ist die 
Anzahl der innerhalb eines Jahres aus den baden-württembergischen JVAen abgeschobenen oder entlassenen Abschiebungsgefangenen. 
13  Die Angaben beziehen sich bis zum 24. Juli 2014 ausschließlich auf die Zahlen des Abschiebungshaftvollzugs in Hamburg für männliche erwachsene Personen. Frauen wurden in diesem Zeitraum in Eisenhüttenstadt 
(Brandenburg) untergebracht.
14  Für 2012 sind keine Angaben zu Dublin-Fällen enthalten.
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